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Joachim Fetzer

Lässt sich Europa als ein Kulturraum mit einer 
spezifischen historischen Prägung verstehen? Gibt es 
so etwas wie „European Business Ethics“? Mit dieser 
Leitfrage gingen Gremien und Teams in die Vorbe-
reitung der Annual Conference 2014 des European 
Business Ethics Network. Manche wollten lieber von 
"Business Ethics in Europe" sprechen.  Ist Europa also 
nur eine geographische Größe – zumindest in Bezug 
auf die Wirtschaftsethik? Nein – das ist es nicht! 

Wer einmal den Entschluss fasst, nicht nur Bäume, 
sondern auch den Wald sehen zu wollen, kann leicht 
erkennen, dass es einen inneren Zusammenhang und 
ein Grundverständnis europäischer Wirtschaftsethik 
gibt, welche mit drei Leitwerten auf den Begriff zu 
bringen sind: Freiheit, Würde und Nachhaltigkeit. 
Dies sind – so der hier mit etwas Mut zur Fokussie-
rung vertretene Vorschlag – die drei Leitwerte euro-
päischer Wirtschaftsethik. 

Die europäischen Leitwerte

Die Idee der Freiheit ist so eng mit der politischen 
Geschichte aber auch der Ideengeschichte verbunden, 
dass ihre Bedeutung gerade wegen ihrer (vermeintli-
chen) Selbstverständlichkeit  immer wieder in Erinne-
rung zu rufen ist. Von Luthers Freiheitsschrift bis zum 
aufklärerischen Aufruf zur eigenen Urteilsfähigkeit, 
von der französischen Revolution bis zum Fall des 
Eisernen Vorhangs: Europa ohne die Idee der Freiheit 
gibt es nicht mehr. Wo die Freiheit bedroht ist, rückt 
Europa zusammen – am Beispiel der Presse- und Mei-
nungsfreiheit wurde dies jüngst wieder symbolisch 
sichtbar. Weniger sichtbar ist ein anderer Zusammen-
hang: Wo immer wir ernsthaft von Verantwortung re-
den, setzen wir voraus, dass der Verantwortungsträger 

frei zur Verantwortung und nicht nur Spielball von 
Einflussfaktoren ist. Ohne die Voraussetzung der Frei-
heit ist Verantwortung ein unsinniger Begriff. 

Die Würde des Menschen ist Kernelement der in 
Europa historisch prägenden Religionen, welches in 
religionsunabhängiger Begründung bei Kant zu der 
berühmten Kurzformel wurde, Menschen nie nur als 
Mittel, sondern stets auch als Zweck in sich zu be-
trachten. Die Verankerung in Art. 1 GG hängt  zwar 
mit der spezifischen Erfahrung deutscher Geschichte 
zusammen. Aber es ist kein deutscher Sonderweg, 
sondern durch die Leitidee der Personwürde der ka-
tholischen Tradition tief in die europäische Geistes-
geschichte eingeprägt. Würde ist der „Anspruch auf 
Achtung eines jeden Menschen“ und konkretisiert 
sich im Recht auf Selbstbestimmung, im Recht und 
der Pflicht zur Verantwortung, in der Solidarität und 
Zuwendung zu denen, die ihren Anspruch auf Ach-
tung nicht selbst durchsetzen können, aber z.B. auch 
in den Menschenrechten (vgl. Vogel 2006).

Nachhaltigkeit ist der historisch jüngste Be-
griff in dieser Wertetrias. Nicht zufällig wurde in 
einer lesenswerten Kulturgeschichte des Nachhal-
tigkeitsbegriffs (Grober 2013) der Begriffsschöpfer 
Hans Carl von Carlowitz als „sächsischer Europä-
er“ beschrieben, aber auch die Vorgeschichte in der 
franziskanischen Tradition und bei Descartes und 
Spinoza aufgearbeitet (vgl. Thieme). Wenn uns der 
Nachhaltigkeitsbegriff heute vor allem im Zusam-
menhang globaler Herausforderungen begegnet 
(Stichwort: Erdpolitik) und mit einer Vielzahl von 
globalen Schlüsselkonferenzen (Rio, Brundtland-
Kommission und so fort) verknüpft ist, darf man 
darin trotzdem ein Stück europäischer Tradition 
entdecken. 

Die Wertetrias europäischer  
Wirtschaftsethik:

Freiheit – Würde – Nachhaltigkeit
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Freiheit, Würde und Nachhaltigkeit als Wertetrias 
europäischer Wirtschaftsethik sind mehr als die Addi-
tion dreier Begriffe. Vermutlich liegt darin das spezi-
fisch europäische Gepräge, dass Freiheit und Würde 
sich wechselseitig interpretieren und nur zusammen 
den europäischen Wertekanon bestimmen, was zu 
einem bestimmten qualitativen Verständnis von Frei-
heit führt (vgl. Dierksmeier). Nachhaltigkeit ist dazu 
die intertemporale Komponente. 

Bei Nachhaltigkeit in dieser Wertetrias geht es 
nicht darum, die Welt oder unseren Wohlstand zu er-
halten. Sondern es geht darum, künftigen Generatio-
nen ein Leben in Freiheit und Würde zu ermöglichen. 
Sie sollen ihre eigenen Entscheidungen treffen können 
und nicht über die Maßen hinterlassene „Schulden“ 
abbezahlen müssen – seien diese „Schulden“ nun 
ökonomischer,  ökologischer oder sozialer Art. Auch 
künftigen Generationen ist ihre eigene, von ihnen 
selbst zu gestaltende Entwicklung zuzugestehen. In-
sofern ist die Trias „Freiheit – Würde – Nachhaltig-
keit“ die europäische Ausprägung für „Nachhaltige 
Entwicklung“. 

Vom Umgang mit Werten und 
Wertbegriffen

Für denjenigen, der im Unternehmen oder in der 
Politik Entscheidungen trifft, mag dies abstrakt und 
unscharf wirken. Weil sich in Werten Erfahrungen 
verdichten, sind sie abstrakt und interpretationsoffen. 
Konkrete Herausforderungen sind lokal und situa-
tionsbezogen. Dieses Spannungsfeld von „thin and 
thick“ (vgl. Leisinger) liegt in der Natur der Sache. 
Wer aus einem Wertekatalog eine Checkliste richti-
gen Handelns ableiten will, unterliegt einem mecha-
nistischen Missverständnis. Gerade im ökonomischen 
Kontext liegt solches nahe (vgl. Schramm). Für Wert-
haltungen kann man werben. Nur sehr begrenzt las-
sen sie sich anordnen. Ob daher das Recht geeignet ist, 
ohne situationsbezogene Konkretisierungen Verhal-
tensmuster zu verändern und mithin eine gesellschaft-
liche Transformation zu erreichen, ist alles andere als 
geklärt (vgl. Spießhofer/Eccles). 

Kollektive Werte können abgrenzend, ausschlie-
ßend und ideologieanfällig sein. Der Umgang Europas 

mit dem Islam ist dafür das aktuelle Beispiel, welches 
nicht nur unter der arbeitsrechtlichen Frage von Kopf-
tuchverboten unternehmensethische Konsequenzen 
hat. Die Frage ist nicht, ob der Islam zu Europa ge-
hört. Dies ist längst der Fall, wie jede Bevölkerungs-
statistik zeigt. Die Frage ist vielmehr, welcher Islam 
und welche Formen des Islam zu Europa und seinen 
geschichtlich geprägten Werten passen. Dies setzt ein 
nie abgeschlossenes Bemühen voraus, europäische 
Werte zu verstehen und zu erzählen. Dann werden sie 
einladend und nicht ausgrenzend.

Werte sind ungeeignet für selbstgefälliges „auf 
die eigene Schulter Klopfen“. Solche Neigungen 
mag es auch in der CSR-Diskussion geben (vgl. 
z.B. Frostenson). Werte sind historisch gewach-
sen und oft werden sie im Zusammenhang mit 
ganz anderen und praktischen Fragestellungen in 
Politik und Wirtschaft wirksam. So konnte sich 
beispielsweise eine europäische Umweltschutz-
politik nicht nur aus Einsicht über den grenzüber-
schreitenden Charakter von Umweltproblemen 
entwickeln, sondern eher als Notlösung wegen 
der gescheiterten Kooperation in anderen Politik-
feldern (vgl. Hörber). Freiheit, Würde und Nach-
haltigkeit als Leitwerte können als Teil eines Pro-
zesses bei der Lösung sehr konkreter Probleme 
wirken (vgl. Wieland). Sie sind kein Besitzstand, 
sondern ein Deutungsangebot und ein Auftrag.  

Leitwerte im wirtschaftsethischen 
Diskurs

Nicht durch ihre Beschwörung werden Werte 
wirksam. Sie sind wirksam, weil sie meist uner-
kannt und unbewusst das Verhalten beeinflussen 
(vgl. Fetzer 2012). Wo es um die Verständigung über 
die Grundlagen von Kooperation geht, ist es sinn-
voll und notwendig, sich der eigenen Wertgrundla-
gen zu vergewissern und diese auch explizit zu ma-
chen. Drei Beispiele: 

Wer erstens das Verhalten von Unternehmen 
oder Konsumenten etwa aus Gründen der ökolo-
gischen Nachhaltigkeit beeinflussen will, wird in 
Europa die Frage stellen müssen, wie sich dies zur 
Freiheit des Einzelnen verhält. Die Diskussion über 
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einen libertären Paternalismus (vgl. Heidbrink) lässt 
sich als Versuch verstehen, Freiheit, Würde und 
Nachhaltigkeit zum Ausgleich zu bringen. 

Werte leiten zweitens die Interpretation der Ver-
gangenheit, z.B. der Finanz- und Wirtschaftskrise 
von 2007. Manche meinen, es sei vor allem die Gier 
von Bankern und anderen gewesen, welche auf der 
Werteebene ursächlich war. Die Kirchen interpre-
tieren zu Recht anders: „Es war die durch mathe-
matisch-ökonomische Modelle suggerierte Illusion 
der Beherrschbarkeit auch größter Risiken, die als 
eine wesentliche Ursache für die Finanz- und Wirt-
schaftskrise der Jahre 2007-2009 gesehen werden 
muss“ (Sozialinitiative 2014, S. 16). Der Versuch, 
Unsicherheit und Risiko über Zahlenarithmetik aus 
dem Leben zu eliminieren, ist der Versuch, die An-
forderungen der Freiheit und des Risikos auf dem 
Markt durch vermeintliche Sicherheit zu ersetzen. 
Wenn verbesserte finanzmathematische Model-
le heute erneut das gleiche Sicherheitsversprechen 
abgeben würden, wäre dies zu kritisieren – um ei-
nes qualitativen Verständnisses von Freiheit willen. 
Auch Herdenverhalten gehört zu den Ursachen des 
Crashs. Man weiß, dass die Blase irgendwann platzt, 
aber wer zuerst aussteigt, hat verloren – ein Chicken-
Game (vgl. Fetzer 2008). Solches Herdenverhalten ist 
verständlich, aber das Gegenteil menschlicher Wür-
de – und auch nicht nachhaltig. 

Ebenso macht es drittens bei der Frage verbindli-
cher Abkommen in Menschenrechtsfragen, wie dem 
Versuch eines Textilbündnisses, einen Unterschied, 
ob die Motivation im Tätigkeitsnachweis der Politik 
oder dem Gefühl eines guten Gewissens bei euro-
päischen Verbrauchern liegt, oder ob die Würde der 
in die globalen Wertschöpfungsketten einbezogenen 
Menschen im Zentrum steht.

Aufgaben der Wirtschaftsethik sind es, (1) die 
in konkreten Fragestellungen involvierten Werte 
herauszuarbeiten, (2) das Problem unterschiedlicher 
Handlungsebenen und Situationsbedingungen zu 
analysieren, um naturalistische und normative Kurz-
schlüsse zu vermeiden, und (3) eventuelle Dilemma-
situationen zu deuten oder Angebote zu ihrer Auflö-
sung zu machen. Es macht keinen Sinn, Strukturen, 
Prozesse und Haltungen gegeneinander auszuspielen 
(vgl. Streubig).

Business Ethics in Europe oder 
European Business Ethics?

Die drei Werte „Freiheit, Würde und Nachhal-
tigkeit“ bringen besser als andere Vorschläge den 
europäischen Nenner und die wichtigen prägenden 
Traditionen Europas zum Ausdruck. In ihrer Zusam-
menstellung bilden sie ein europäisches Profil, das 
sich von außereuropäischen Traditionen unterschei-
det. Doch sind sie nicht exklusiv und ausschließend, 
sondern weltweit einladend. Sie sind keine Errungen-
schaft, sondern ein Auftrag.

Es täte der Wirtschaftsethik gut, diese europäische 
Wertetrias in die konkreten Fragestellungen der Unter-
nehmens- und Wirtschaftsethik hinein auszulegen. Für 
EBEN als European Business Ethics Network, dessen 
Annual Conference 2014 der Anlass für die Frage-
stellung war, stellt sich die Frage, ob „europäisch“ ein 
geographisches Adjektiv bleibt. Will sich EBEN nur 
als europäisches Business Ethics Network verstehen? 
Oder wirkt es gestaltend mit an der Etablierung einer 
European Business Ethics und bringt damit die Leit-
werte „Freiheit – Würde – Nachhaltigkeit“ in den Dis-
kurs über globale Standards der Wirtschaftsethik ein?

Fetzer, Joachim (2008): Ist man hinterher immer klüger? 
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aus der Finanzmarktkrise - Ein Comeback der Sozialen 
Marktwirtschaft, Berlin, S. 31-36.

Fetzer, Joachim (2012): Ein Plädoyer für Gelassenheit im 
Umgang mit Wertekrisen, in: Der Wert der Werte. Über die 
moralischen Grundlagen der westlichen Zivilisation, hg. v. 
Karen Horn und Gerhard Schwarz, Zürich, S. 73-86.

Grober, Ulrich (2013): Die Entdeckung der Nachhaltigkeit. 
Kulturgeschichte eines Begriffs, München.

Vogel, Bernhard (Hg.) (2006): Im Zentrum: Menschen-
würde. Politisches Handeln aus christlicher Verantwortung, 
Berlin/Bonn.

Sozialinitiative (2014): Gemeinsame Verantwortung für 
eine gerechte Gesellschaft. Initiative des Rates der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofs-
konferenz für eine erneuerte Wirtschaft- und Sozialordnung 
(www.ekd.de, 05.02.2015).

Alle anderen Verweise beziehen sich auf Beiträge in diesem 
Band: Fetzer, Joachim / Baumann Montecinos, Julika 
/ Verstl, Ina (2015): Freiheit – Würde – Nachhaltigkeit. 
European Business Ethics (Forum Wirtschaftsethik, Jahres-
schrift des DNWE, 22. Jg., Ausgabe 2014), Berlin i.E.
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Claus Dierksmeier

Europa übt auf die Gestaltung von Standards 
für die globale Wirtschaft praktischen wie the-
oretischen Einfluss aus. Als ökonomischer Su-
permacht kommt der Europäischen Union ganz 
selbstverständlich erhebliches praktisches Ge-
wicht in der Weltökonomie zu. Weniger klar ist 
jedoch, ob und wie die Kulturen Europas auch 
theoretisch in der Welt wirken bzw. wie sich 
Europa zu normativen Problemen der Global 
Governance und ihrer Kodifizierung positionie-
ren sollte. Darauf geht der Artikel in fünf Schrit-
ten ein. 

Zunächst werden einige gegenwärtige und 
zukünftige Herausforderungen angesprochen, 
die sich für Firmen daraus ergeben, dass sie 
zusehends in einem globalen Netzwerk von An-
spruchsgruppen arbeiten und mit deren kulturell 
divergierenden Erwartungen umgehen müssen. 
In einem zweiten Schritt  werden dann zwei 
Kernwerte der Europäischen Geistesgeschich-
te – Freiheit und Würde – sowie ihre mögliche 
Rolle im immer enger werdenden Geflecht welt-
weiter ökonomischer Beziehungen reflektiert. An 
dritter Stelle folgt die Bemühung, ein stimmiges 
Verhältnis von Einheit und Vielfalt angesichts der 
in Europa vertretenen Werte auszumachen; dazu 
wird eine Unterscheidung zwischen quantitativer 
und qualitativer unternehmerischer Freiheit ein-
geführt. Im vierten Abschnitt werden sodann jene 

Europe’s influence on the setting of standards 
for the globalized economy is both practical and 
theoretical. As an economic powerhouse, the 
European Community has, of course, a sizable 
practical impact on the world economy at large. 
It is less clear, however, to what extent the cul-
tures of Europe also exert a theoretical influence 
in the world, and, especially, how Europe ought 
to position herself normatively on pressing issues 
of global governance and their codification. My 
response to this query will proceed in five steps. 

First, I shall briefly highlight some present 
and future challenges that arise from the fact that 
ever more businesses operate within a global net-
work of stakeholders and their culturally diverse 
expectations. Second, I will reflect on two core 
values from the history of European thought – 
namely, liberty and dignity – and on the role they 
can play in the ever more tightly woven fabric of 
global economic relations. Third, I will try to es-
tablish a healthy relationship between unity and 
diversity in European values. I shall tackle this 
problem by introducing a distinction between 

Freedom and Dignity 
European Values for a 

Globalized Business Ethics

Konzepte quantitativer und qualitativer Freiheit 
auf Fragen von Strategie, Governance, Führung 
und Unternehmenskultur angewandt, bevor  zu-
letzt die Resultate jener Überlegungen kurz resü-
miert werden.
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quantitative and qualitative forms of corporate 
freedom. Fourth, I will apply the concepts of 
quantitative and qualitative freedom to corpo-
rate strategy, governance, leadership, and cul-
ture before summarizing my findings in a brief 
conclusion.

Challenges of Global Business

We are all witnesses of the rapid transforma-
tion of our life-world: With breath-taking speed, 
the global exchange of people and commodities is 
changing the face of the earth. In addition to tri-
bal leaders and local communities, regional sub-
cultures and nation states, communes and clans, 
sheikdoms and states, ever more and novel kinds 
of actors appear upon the world stage: Media and 
militias, social networks and civil society mo-
vements are all re-defining what it means to do 
business in a globalized world.

Although there has long existed a cross-cul-
tural exchange of commodities and information, 
our age differs clearly from previous epochs. We 
live in a world not only of globalization, but in-
creasingly also of globality. Whether we like it 
or not, our individual and institutional interests 
are intertwined with those of other persons and 

states. We increasingly devise local activities, 
regional business dealings and national politics 
with reference to their global reception. 

Ever more businesses are facing global stake-
holders. Managers today have to deal with people 
from all around the world, whether in negotia-
ting directly with suppliers from sundry regions 
or indirectly with the myriad actors involved in 
the production and trade of goods on an interna-
tional scale. Business has long been a facilitator 
and even a driver of these processes. Nowadays, 
however, corporations also find themselves in the 
role of victims of the forces they helped to create. 

Managers all over the world struggle to come 
to terms with the idea of globalization, in the 
hope of formulating a ‘boardroom philosophy’ to 
compensate for the lack of dependable economic 
models or reliable crystal balls. Once educated to 
reduce complexity, managers are now faced with 
the challenge of developing multi-dimensional 
thinking. Once beholden to shareholders alone, 
today’s managers must increasingly defend the 
wisdom of their decisions to a wide array of sta-
keholders. Trained for short-term performance 
measurement, they are now forced to address 
the longer-term consequences of their actions 
and omissions. Many, unsurprisingly, long for 
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yesteryear, when the world was, allegedly, much 
simpler. 

Nevertheless, while particular aspects of the 
globalization process could potentially be slo-
wed, halted, or even reversed, this could hardly 
be said of the general thrust of the phenomenon: 
the sheer scale of change in recent decades has 
made the advent of globality all but inevitab-
le. There is already no denying that what we do 
here and now affects people ‘out there’ as well 
as future generations. Hence, whether we slow 
down or stop future thrusts of globalization, the-
re remains a fundamental paradigm shift from 
locally-oriented economic bookkeeping towards 
the broader perspective of globality. History has 
thus made us all cosmopolitans.

The globality and intertemporality of our ac-
tions dramatically alter our notions of corporate 
responsibility and, by extension, our ideas of cor-
porate agency, organizational self-determination, 
and managerial freedom. These days, managers 
are constantly being hit over the head with the 
message that their economic freedom will be du-
rable only at the price of its morally, socially, and 
ecologically sustainable use. The cosmopolitan 
and intergenerational extension of responsibility 
has already imposed itself on the present corpo-
rate consciousness, albeit in an uneven and at 
times haphazard way. 

In this ongoing and ever-accelerating trans-
formation not only of economics but also of ethics 
into a worldwide endeavor, the European nations, 
both individually and together, have played a 
very conspicuous role. Their oft-noted economic 
prowess has combined with the appreciable “soft 
power” of European culture to create a formida-
ble transformative force, both within the Euro-
pean community and without. The values at the 

heart of this European enterprise warrant further 
attention.

Core European Values: Liberty 
and Dignity

“On Saturday, February 15th, a new nation 
was born on the street. This new nation is the 
European nation.” With these words, in 2003, 
Dominique Strauss-Kahn summed up Europe-
wide demonstrations against US preparations 
for the Iraq war. At the time, pro-European sen-
timent was arguably at its zenith across the con-
tinent. Germany’s philosopher of modernity par 
excellence, Jürgen Habermas, and the decidedly 
post-modern French public intellectual Jacques 
Derrida issued joint statements along with many 
European politicians from across the ideological 
spectrum calling for a new, European path to-
wards the future. 

Confidence in the European project flowed 
freely from an abundance of best-selling books, 
including Jeremy Rifkin’s “The European Dream 
– How Europe’s vision of the future is quietly ec-
lipsing the American Dream”, T.R. Reid’s “The 
United States of Europe – The New Superpower 
and the End of American Supremacy”, or Mark 
Leonhard’s “Why Europe will run the 21st centu-
ry”, to name but a few. All these works endorsed 
one basic idea: Europe had, in the words of Peter 
Sloterdijk, found the “post-heroic cultural style” 
that the times so sorely needed. 

Ten years on, in the wake of a prolonged Eu-
ropean economic crisis, such triumphalist tones 
are less frequently aired. What remains, howe-
ver, is the underlying fact that, in recent decades, 
Europe has managed to brand itself as a genuine 
alternative to the US, as a safe haven of freedom 

I FREEDOM AND DIGNITY
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and a continent of promise. Egon Bahr’s distinc-
tion between a European West and an American 
West crystallizes a view still shared by many: 
Whereas the self-proclaimed “land of the free” 
seeks to be militarily invulnerable, politically in-
dependent, and uniformly popular, the European 
community is said to be strong through the mu-
tual vulnerability of its members, free because of 
their interdependence, and attractive thanks to 
their diversity. Where the American Dream lured 
with the possibility of acquiring belongings, the 
European Dream promises belonging. Europe’s 
power does not intimidate; its strength does not 
provoke. Unsurprisingly, many 
still share Ulrich Beck’s high 
hope that a “Cosmopolitan Eu-
rope” could show the world the 
path into a better future.

As with all such generali-
zations, these depictions unveil 
as much as they obfuscate, and 
should be taken with a grain of salt. What remains 
convincing, however, is that, over time, a recog-
nizable European identity – often overlooked in 
the day-to-day bureaucratic grind of our partisan 
affairs and struggles – has come to define many, 
if not most, European actors in subtle and often 
intangible ways. Despite its all-too-apparent di-
versity, there might well be a normative unity 
within the European community; a unity, howe-
ver, that comes not at the cost of cultural diversity 
but, as it were, on its tails. 

Too often the concepts of unity and diversi-
ty are placed on one and the same plane – like 
points connected by a line – and then, naturally, 
they relate to one another in such a way that a 
gain in unity would mean a loss of diversity, and 
vice versa. Yet, could we not also see unity and 

diversity differently, as dialectical concepts that 
mutually bring forth and support each other? 
Then, European unity could grow in line with an 
increase in the cultural diversity of its members. 
The conceptual condition under which this result 
could be had is that unity not be sought so much 
in the substantial outputs but rather in the pro-
cedural inputs of European policies, less in the 
WHAT of governance and more in the HOW. The 
unity in and behind the diversity of European 
life would thus be visible not so much directly 
through descriptive facts but more indirectly via 
the prescriptive factors that guide it. 

Is it reasonable to support 
such high expectations for Euro-
pe? Can we identify the implicit 
operative values of Europe so 
as to put them explicitly to use? 
In the midst of all the divergent 
aspirations in the manifold Eu-
ropean cultures, it appears that 

two core ideas have long stood out as guiding 
lights for all others: freedom and dignity. While 
there are other regions in the world that also set 
great store by the idea of freedom, Europe is 
probably first among those equals in its firm in-
tent to marry individual liberty with the social 
aspects of dignity. In Europe, liberty is typically 
understood as simultaneously comprising the so-
cial conditions necessary for a life of dignity. For 
many Europeans, the call for freedom thus inclu-
des a concern for both the objective capacities 
and the subjective capabilities of people.

Inversely, there are multiple regions of the 
world where religious, metaphysical, and political 
ideologies have forever sought to assure the dig-
nity of human life, albeit not always with an equi-
valent respect for individual liberty. Guided by 

Could we see unity and di-
versity as dialectical concepts 
that mutually bring forth and 

support each other? 
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what John Rawls tagged as “comprehensive doc-
trines of the good life,” many communities have 
forever prioritized certain objective strictures of 
decency over the subjective quest for autonomy. 

Europe, meanwhile, has aimed at a balance 
or harmony of the twin values of freedom and 
dignity. While other regions of the world have 
tended to pursue freedom at the expense of dig-
nity or vice versa (or, in the worst cases, neither), 
Europe’s efforts to achieve both liberty and dig-
nity for its citizens have a long history and they 
encompass both sacred and secular traditions. 

Indeed, the three defining religions of Euro-
pe – Judaism, Christianity, and 
Islam – all converge in their 
commitment to a vision of the 
human being as created in the 
image of God, and hence equip-
ped with freedom as well as dignity. All their 
sundry differences notwithstanding, the three 
Abrahamic religions all agree that human beings 
are responsible for using their God-given free-
dom in accordance with the inherent dignity of 
all human life.

The same also holds, mutatis mutandis, for 
the secular world of European philosophy. From 
the 15th century Italian renaissance thinker Pico 
della Mirandola via the 18th century German en-
lightenment philosopher Immanuel Kant up to 
the 20th century French existentialist John Paul 
Sartre, there is a long chain of arguments linking, 
time and again, freedom and dignity. Pico descri-
bes man as a “plastes et fictor” (former and ma-
ker) of himself. Kant inscribes duty into his con-
ception of human freedom; and Sartre ascribes 
to humanity the power to choose itself through 
the choices made about its life-world. In all the-
se cases and myriad others from the European 

philosophical canon, freedom is defined as the 
origin of dignity and dignity as the loyal servant 
of liberty.

Quantitative versus Qualitative 
Freedom

What we have just garnered historically, we 
can and should also sort in a systematic fashion. 
In essence, this intimate unity of freedom and di-
gnity can be reformulated as a notion of respon-
sible freedom. It portrays freedom as reasonable 
autonomy, readily aligned with moral demands. 

As such, the European ideal of 
freedom differs, arguably, from 
merely negative notions of liber-
ty that ascertain freedom only 
via the absence of outward coer-

cion. Also, I would hold, it contrasts with purely 
quantitative concepts of freedom that identify li-
berty with a maximization of options, following 
a calculus of “the more, the better”. 

Rather, a unified conception of liberty and 
dignity leads us, as I have argued elsewhere, to 
a conception of qualitative freedom, following 
the motto “the better, the more”. That is to say, 
by protecting and promoting morally sustainable 
forms of freedom, the liberty and dignity of all, 
including those far removed in space and time, is 
to be promoted. Before answering the quantita-
tive question of how much liberty each is exclu-
sively to have, we need to consider qualitatively 
which and whose freedoms have priority, ack-
nowledging that the liberty of everyone is imper-
fect as long as certain freedoms are not inclusive 
for all. Prior to the quantitative maximization of 
one’s own liberties, we must assure a qualitative 
optimization of dignified freedom for all. Such a 

Europe has aimed at a 
balance or harmony of the twin 
values of freedom and dignity.
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conception of freedom, I argue, lies at the core of 
the European project; its distinctive mission deri-
ves from this conviction. 

When we apply these concepts to business 
ethics, we readily identify a quantitatively maxi-
mizing corporate conception of freedom as one 
that views societies and their demands as but 
fetters on corporate liberty. Stakeholders appear 
as nuisances that threaten to increase costs. Yet 
a qualitatively optimizing conception of cor-
porate freedom would lead us to recognize the 
firm, on the contrary, as a stakeholder of society 
rather than vice versa. Whereas, in the quanti-
tative view, businesses aim for an unobtainable 
independence from society, a firm committed 
to the idea of qualitative freedom realizes its 
deep interdependence with its 
surroundings. 

This shift in perspective has 
a radical effect on our entire 
conception of business ethics. 
In the quantitative scheme, the 
economic field is subjugated to market mecha-
nisms, with corporations acting as profit-making 
machines and individuals as utility-maximizing 
robots trapped in a clockwork of inescapable re-
gularity and necessity. As a consequence, moral 
values appear at best as costly side-constraints 
on the path toward profit-maximization, and, at 
worst, as naïve and feckless dreams. The view-
point of qualitative freedom, however, allows al-
ternative ways of perceiving and perfecting the 
business/society-interface. From the perspective 
of qualitative freedom, social interests regain 
their rightful place at the heart of every business, 
in line with Peter Drucker’s adage that “every un-
solved social problem is an untapped opportunity 
for business.” 

The European ideal of freedom seeks not the 
maximization of options for some but the optimi-
zation of chances for all. Its ideal of liberty is a 
morally responsible and thus a socially and eco-
logically sustainable one. If European business 
ethics is to be more than just “business ethics 
done in Europe”, we ought to revise our modes 
and models of business ethics in the light of this 
idea of qualitative freedom.

Practical Applications

The aforementioned arguments do not deny or 
diminish the existence of diverse moral views and 
cultural customs in Europe. We must, in short, 
introduce diversity into the very notion of unity 

itself. What we need, therefore, 
is a common ethos of qualitati-
ve freedom, holding fast, on the 
one hand, to the unifying vision 
of marrying freedom with dig-
nity, while, simultaneously li-

berating the various local, national, and regional 
institutions of governance to consummate this 
marriage in their own diverse ways. We must di-
stinguish between the formal idea of qualitative 
freedom and the various avenues of its material 
realization. To insist that the quality of our free-
doms be taken seriously is, importantly, not to 
dictate which liberties should be promoted above 
others in a given context. 

In business this means that we can allow for 
divergence in norm interpretation and norm ap-
plication without losing sight of the underlying 
convergence in normative orientation. European 
business ethics should thus prioritize procedural 
forms over substantive norms; European busi-
nesses need participatory rather than excessively 

The European ideal of liber-
ty is a morally responsible and 
thus a socially and ecologically 

sustainable one.
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paternalistic ethical models. Instead of giving 
specific dictates to each and every one, we must 
find structural mandates that are inclusive enough 
for all. In the interests of a healthy and meaning-
ful diversity, Europe requires a business ethics 
that coordinates rather than commands concrete 
behavior. For this reason, too, we should be wary 
of purely quantitative notions of freedom, as they 
tend to force upon the world a “one size fits all” 
maximization paradigm that closes any and all 
space for cultural specificity. The perspective of 
qualitative freedom better serves us here. 

It allows an inter-culturally operative business 
ethics to reconcile unity in its “thin” prescrip-
tions with diversity in the “thick” descriptions 
for practice. Hence, in light of the qualitative con-
ception of corporate freedom, 
values (such as liberty and dig-
nity) can be universally emplo-
yed, as “thin”, i.e. abstract and 
general prescriptions, while lea-
ving their “thick”, i.e. specific 
and contextual, implementation to the respective 
cultures and communities. To define adequate 
corridors for such norm specifications, such that 
those implementations do not contradict the very 
norms they are to realize, may thus be considered 
‘the’ task of future business ethics (as it is argued, 
for example, by Klaus Leisinger in this journal).

Consider the protection versus the promotion 
of human dignity through managerial freedom. 
The mere protection of human dignity may be 
entrusted to codes of human rights, standards of 
compliance and CSR-programs. Things get more 
complicated, however, once the goal shifts to the 
promotion of human dignity, as currently trialed 
by Bayer in India with its “CropScience Model 
Village“, where the company has committed to 

the long-term capability enhancement of its ru-
ral stakeholders. Firms like Bayer, which accept 
such challenges will have to find different solu-
tions from culture to culture while still holding 
fast to the same procedural mandate of enabling 
stakeholders to live a more dignified life. 

This shift from a uniform and substantial to 
a more procedural and diversity-affirming ap-
proach naturally entails a new role for business 
ethics. Our discipline would then serve less as a 
modest corrective to “business as usual” than as 
an active fount of inspiration for novel forms of 
business, thus transforming our conceptions of 
corporate strategy, corporate governance, lea-
dership styles and organizational culture. Social 
Entrepreneurs all around the world have been 

successfully scouting this path 
of ethically motivated strate-
gy innovation for several years 
now; and presently conventi-
onal businesses begin to track 
their trail by means of so-called 

Social Intrapreneurship. It is high time that our 
theories trace these novel practices. For reality 
proves possibility, and as such innovative forms 
of doing business are already practically realized, 
academe must follow suit with their intellectual 
realization, i.e. analysis.

Hence we need to let go of management practi-
ces oriented at quantitative freedom and based on 
the homo oeconomicus model such as principal/
agent-theory. Corporate governance strategies 
in this vein view individuals as self-serving, ex-
trinsically motivated agents, aiming mainly at 
fulfilling material needs, and valuing the short 
term over the long term. Agency theory holds, 
for example, that employees only loosely iden-
tify with organizational norms or ethical goals; 

We should be wary of purely 
quantitative notions of freedom.
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governance must therefore focus on creating con-
trol mechanisms that keep those opportunistic, 
self-serving agents in check. As has long been 
established, this ‘assumption of opportunism’ ac-
tually creates, in the manner of a self-fulfilling 
prophecy, the very opportunistic behavior it aims 
to combat. Ironically, therefore, abiding by a no-
tion of a quantitative, self-maximizing freedom 
actually undermines the discretional freedom of 
workers. With the eclipse of their freedom, how-
ever, their sense of responsibility also wanes. In 
light of recent scandals, a number of management 
scholars have therefore expressed doubts about 
the viability of such governance systems. 

In contrast, we find increasingly theories 
that construe governance in reference to old-fa-
shioned notions of the individual as a zoon poli-
tikon or homo sapiens sapiens, i.e. an inherently 
social being capable of critical and moral reflec-
tion and preference adapation. Such concepts that 
align with the ideas of qualitative freedom and 
human dignity prod us to see both employees and 
managers as persons who want to take on soci-
al, moral, and ecological responsibilities, as they 
understand such responsibilities as core enablers 
of everyone’s freedom, including their own. Or-
ganizational cultures guided by notions of quali-
tative freedom articulate consequently a common 
purpose. Norms and goals are continuously being 
revised in light of this common purpose. Trust 
is internalized rather than dependent on formal 
agreements and contracts. Professional commit-
ments are long-term and value-based. The need 
for controls is therefore lower. 

Also, the idea of qualitative freedom inspires 
corporate cultures that are communally oriented. 
Stakeholders are seen as essential for the thri-
ving of the organization and are thus empowered 

to influence its development. In order to better 
process both internal and external critique as in-
spirations for internal action, the organizational 
culture is open, dynamic and always evolving. 
While firms under the spell of quantitative free-
dom see independence by trying to minimize the 
impact of outside demands, for example through 
lobbying or shirking, companies directed by no-
tions of qualitative freedom embrace their social 
interdependence and thus seek out societal res-
ponsibilities as markers and milestones of their 
mission. 

The moral of this story is both obvious and 
urgent: if we do not wish to confine business 
ethics to the role of the eternal naysayer to “busi-
ness as usual”, we need to align it with models 
of qualitative instead of quantitative freedom. In 
other words, we need to let go of the mechanistic 
management models of the past, while ushering 
in novel forms of humanistic management as an 
idea whose time has truly come.

Conclusion

We noted how the globalized economy forces 
a cosmopolitan perspective onto management and 
inspires a search for values to orient business ac-
ross cultural divides. In the next step, we asked 
how Europe’s historical orientation towards both 
liberty and dignity could provide conceptual unity 
to European business ethics while at the same time 
allowing for sufficient cultural diversity. To this 
end, I advanced a systematic distinction between 
quantitative and qualitative types of corporate 
freedom. Whereas quantitative freedom follows 
an ever less realizable dream of independence 
through exclusion, the European Dream is one of 
autonomy through inclusive interdependence.
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Examining the practical consequences of the-
se differing conceptions of freedom, it became 
apparent that quantitative notions of corporate 
freedom suffer from self-defeating assumptions 
that contribute to a culture of opportunism and 
the erosion of trust. Through the lens of quanti-
tative freedom, the corporation appears to be in 
constant and unavoidable conflict with society. 
This proves detrimental to corporate freedom its-
elf, not to mention human dignity.

Instead, the idea of qualitative freedom de-
mands that corporate and social liberties are 
coordinated from the outset. For this reason, the 
viewpoint of qualitative freedom is amenable to 
the multifarious social, cultural, and environ-
mental challenges facing business today. In short, 
the business of business is not business but – ulti-
mately – society. And as a result, business ethics 
is no longer confined to the definition of cum-
bersome side-constraints for corporations but is 

rather liberated to play a central role in charting 
the future course of sustainability management.

The European ideal of a happy marriage of li-
berty and dignity must, I have argued, be accom-
plished procedurally. Instead of more and more 
substantial decrees, we need intensified dialogue 
between all concerned, coupled with academic 
analysis and ongoing deliberation concerning fu-
ture business models. European business ethics, 
looked at from this angle, should identify innova-
tive practices and novel theories that help us pro-
ceduralize and concretize our European values 
with a view to fulfilling our shared cosmopolitan 
responsibility. What we need is, in short, a reali-
stic translation of the idealistic European vision 
into corporate practice.
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Wie entstand 
das europäische 

Umweltbewusstsein?

Thomas Hörber

The present article on the formation of the 
European environmental conscience will ask the 
question, why an environmental conscience has 
grown since the late 1960s and early 1970s in the 
industrialised world. It will show that the undeni-
able environmental degradation during this time 
is one side of the argument, but that a European 
environmental conscience has mainly developed 
through successive steps of European integrati-
on in energy policy. It became a European envi-
ronmental conscience, when the EU, particularly 
the Commission, devised policies to counter such 
effects, which is captured in the concept of en-
vironmental policy integration (Jordan and Len-
schow, 2010). The EU has assembled expertise 
in the environmental field over the past decades 
and can thus cater for the European environmen-
tal conscience better than any Member State. In 
this connection between energy and environmen-
tal we find the driver for European integration 
and indeed European identity, which is branded 
the European environmental conscience in this 
article.

Das Hauptargument dieses Artikels besteht 
darin, dass sich ein europäisches Umweltbe-
wusstsein durch sukzessive Schritte in der eu-
ropäischen Integration der Energiepolitik ent-
wickelt hat. Gegenstand dieser Studie ist daher 
die Kausalkette von der Entwicklung bis zur 
Änderung von Werten beim Energieverbrauch in 
Europa. Aus der Verknüpfung mit der evidenten 
Verschlechterung des Umweltzustandes entstand 
in den 1970er Jahren ein Umweltbewusstsein, 
das nicht ausschließlich für Europa typisch war. 
Jedoch spiegelte sich das europäische Umwelt-
bewusstsein in den europäischen Institutionen 
wider, die sich parallel zur wachsenden Sorge 
um die Umwelt entwickelten. Die Kommission 
integrierte beispielsweise sowohl die Energie- 
als auch die Umweltpolitik in den Kanon der 
EU-Politik. Dadurch wurde ein institutioneller 
Rahmen geschaffen, der auf das wachsende Um-
weltbewusstsein der europäischen Bürger reagie-
ren konnte, wo die Regelungen nationaler Politik 
offensichtlich nicht ausreichend waren. Durch 
Phänomene wie sauren Regen wurde klar, dass 
die Verschmutzung nicht an den Grenzen der Na-
tionalstaaten aufhört. Der saure Regen war eines 
der ersten Umweltthemen mit einer europäischen 
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Dimension, im speziellen Fall zwischen Groß-
britannien und Schweden, das heißt die in einem 
Land verursachte Verschmutzung verursachte 
eine Schädigung der Umwelt in einem anderen 
Land.

Ähnliche Schlüsse waren auf dem Energie-
sektor sogar noch früher gezogen worden. Die 
Energieknappheit in Europa war 
allen Nationalstaaten bekannt 
und das Problem war zu groß 
als dass es die einzelnen Staaten 
hätten allein lösen können. Der 
europäische Integrationsprozess 
basierte daher auf Energiegemeinschaften wie 
EGKS und Euratom. Sie waren dazu gedacht, 
die seltenen Energieressourcen in Europa wie 
Kohle und Uran (Letzteres aus bedenklichen 
Quellen aus früheren Kolonialgebieten) zu bün-
deln. In der Ölkrise von 1973 wurde klar, dass 
es auf eine Frage nicht unbedingt eine Antwort 
gab: Was passiert, wenn die Energie ausgeht? Die 
Ölkrise war der Wendepunkt im Integrationspro-
zess von Energie- wie Umweltpolitik, das heißt 
eine weitere Integration der europäischen Ener-
giepolitik scheiterte, jedoch gewann die Umwelt-
politik zum ersten Mal durch Maßnahmen wie 

Energieeinsparung konkrete Formen. 
Es scheint eine einfache Verbindung zwi-

schen Energie- und Umweltpolitik zu geben. 
Erstens knüpfen beide Politikrichtungen insofern 
an die Gründungsmotivation für die europäische 
Integration an, als dass sie größer als ein einzel-
ner Nationalstaat sind. Zweitens könnte der Wen-

depunkt in der Energie- sowie 
der Umweltpolitik in der Ölkri-
se 1973 zwar nur ein zeitlicher 
Zufall gewesen sein, es lassen 
sich jedoch Parallelen in der 
zugrundeliegenden Motivation 

beider Politikrichtungen feststellen. Drittens wa-
ren beide Politikrichtungen zu ihrer jeweiligen 
Zeit innovative Integrationsprojekte und beide 
wurden von den europäischen Institutionen un-
terstützt. Zum Schluss dieses Artikels findet sich 
das Argument, dass zur erfolgreichen Umset-
zung einer dieser Politikrichtungen die Energie-
politik nicht ohne die Umweltpolitik auskommt 
und umgekehrt. Aus diesem Grunde umfasst eine 
Reaktion auf ein wachsendes europäisches Um-
weltbewusstsein auch die Umsetzung einer euro-
päischen Energiepolitik.

Die Ölkrise war der Wen-
depunkt im Integrations-
prozess von Energie- und 

Umweltpolitik.

II WIE ENTSTAND DAS EUROPÄISCHE UMWELTBEWUSSTSEIN?
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Schlüsselenergiefelder  
und frühe europäische  
Energiegemeinschaften 

1.	 Kohle: die Europäische  
Gemeinschaft für Kohle  
und Stahl (EGKS)

Die ökonomischen Gründe, die vergangenen 
europäischen Konflikten zu Grunde lagen, fan-
den in der Nachkriegszeit weitreichende Beach-
tung. Der Erste und der Zweite Weltkrieg wurden 
als Kriege um die Wirtschaftsdominanz angese-
hen, nicht zuletzt um Zugang zu Energie zu er-
langen, die in allen europäischen Staaten nur in 
geringem Maße vorhanden war. 
Die EGKS wurde als eine mög-
liche Lösung dieses Teufelskrei-
ses angesehen; indem man die 
Souveränität über Kohle und 
Eisenerz aufgab, könnte man 
einen uralten Konflikt lösen und 
Europa einen. Die ökonomische 
Argumentation der gegenseitigen Abhängigkeit 
wurde zum wirtschaftlichen Leitprinzip, das 
heißt das Prinzip nationaler Einzelökonomien 
war überholt. Die europäische Integration und 
speziell die EGKS waren das Resultat der Anpas-
sung nationaler Regierungen an die ökonomische 
Wirklichkeit jener Zeit.

Als Folge war die Hohe Behörde der EGKS 
gehalten, den freien Wettbewerb und das Prin-
zip der Nicht-Einmischung des Staates in wirt-
schaftliche Angelegenheiten zu fördern. Konkret 
brauchte Frankreich deutsche Kohle für seinen 
steigenden Energiebedarf sowie für seine geplan-
te Steigerung der Stahlproduktion, für welche 

der qualitativ hochwertige deutsche Koks im 
Produktionsprozess nötig war. Der Schuman-
Plan bot eine langfristige Lösung für diesen Be-
darf an ungehindertem Zugang zu den deutschen 
Kohlevorkommen. 

Großbritannien hatte starke wirtschaftliche 
Vorbehalte gegen die Teilnahme an einem ge-
meinsamen Markt wie der EGKS. Die Labour-
Regierung hatte die Eisen- und Stahlproduktion 
gerade erst mit dem Iron and Steel Act verstaat-
licht und wollte den größtmöglichen Nutzen 
für die Nation daraus ziehen – der Nationale 
Gesundheitsdienst (NHS) und die Rüstung vor 
dem Hintergrund des Kalten Krieges standen 
auf der Wunschliste weit oben. Die Kontrolle 
an eine ungetestete europäische Organisation 

abzugeben stand außer Frage. 
Darüber hinaus „(…) hätte jede 
Schwächung unserer Kohle- 
und Stahlindustrie sicherlich 
schwerste Auswirkungen auf 
die Gesamtheit unseres Außen- 
und Binnenhandels. Unsere be-
sonderen Handelsbeziehungen 

mit dem Commonwealth und dem Empire wer-
den zwangsläufig stark vom Wohlergehen dieser 
beiden grundlegenden Industrien beeinflusst” 
(Cripps 1950, britischer Finanzminister). So lau-
teten die Standard-Einwände gegen die europä-
ische Integration, welche zeigten, dass Großbri-
tannien kein Interesse an der Teilnahme an der 
EGKS hatte; nicht zuletzt, weil es keinen wirt-
schaftlichen Vorteil darin sah. 

Die primäre Energiequelle im Europa der 
1950er Jahre war Kohle. Durch die EGKS wur-
de der Abbau der europäischen Kohleressourcen 
nach dem Zweiten Weltkrieg wiederbelebt. Der 
bedauernswerte Zustand, Kohle aus den USA 

Die europäische Integration 
und speziell die EGKS waren 
das Resultat der Anpassung 

nationaler Regierungen an die 
ökonomische Wirklichkeit jener 

Zeit.
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importieren zu müssen, änderte sich mit dem Er-
folg der EGKS zu einem Zustand, in dem europä-
ische Kohle zum Ende des Jahrzehnts im Über-
fluss verfügbar war. Nichtsdestotrotz konnte die 
Kohleproduktion nicht mit dem steigenden Ener-
giebedarf in Europa Schritt halten. Es wurde also 
eine andere Energielösung gebraucht.

2.	 Atom: Euratom

Die Euratom wurde zu dieser Lösung. Sie 
plante eine Steigerung der Atomenergie im Ener-
giemix der Mitgliedsstaaten. Frankreich war in 
den 1950er Jahren, als die vorhergesagte Energie-
knappheit langsam fühlbar wurde, die treibende 
Kraft. Das Atom wurde als glaubwürdige Alter-
native zu fossilen Brennstoffen 
dargestellt; diese Idee wurde 
den Partnern von Frankreich auf 
der Konferenz von Messina im 
Juni 1955 vorgestellt. Atomkraft 
schien das Potenzial zu haben, 
eine wichtige Komponente für 
die Lösung der chronischen 
Energieknappheit in Frankreich und Europa zu 
werden. Die Euratom sah man als unerlässlich 
für die industrielle Entwicklung der Atomkraft 
an. Insbesondere für Frankreich wurde sie Teil 
einer Mehrspur-Strategie. Frankreich konnte sich 
teure Energieimporte von Kohle, vorwiegend aus 
den USA, eigentlich nicht leisten. Diese Einsicht 
war einer der Hauptgründe für die Teilnahme 
in der EGKS, da sie billigere Kohleimporte aus 
Deutschland versprach. Die Entwicklung natio-
naler Energiequellen wie Wasserkraft und Kern-
energie bildeten weitere Maßnahmen. 

Ein weiterer Grund pro Euratom war, dass man 
nicht sicher sein konnte, ob fossile Brennstoffe 

den Energiebedarf abdecken könnten und wie 
lange sie reichen würden. Daher mussten alter-
native Technologien wie die Kernkraft verfügbar 
sein – und sie mussten weit im Voraus entwickelt 
werden. Des Weiteren zeigte die Suez-Krise von 
1956, dass Öl eine eher unzuverlässige Basis für 
die Energieversorgung des Westens darstellte. 
Auf der Suche nach einer Alternative schien die 
Atomkraft ein Segen zu sein. Die Euratom ge-
wann mit dieser Argumentation schnell an Fahrt; 
und mit ihr das gewaltige französische Atompro-
gramm, das nach der Ölkrise von 1973 unter der 
Regierung Messmer ins Leben gerufen wurde. 
Atomkraft wurde die Lösung für die nationale 
Energieversorgungssicherheit. 

In Großbritannien sollte der Bau von Atom-
meilern zur Energieerzeugung 
im großen Maßstab schon früh 
stattfinden, um die klassischen 
Energiequellen zu ergänzen. Die 
Euratom schien geeignet, dieses 
langfristige Ziel zu erreichen. 
Daher wurde eine Vollmitglied-
schaft in der Euratom von der 

Labour Opposition als wünschenswert angese-
hen. Die Macmillan-Regierung (1957-1963) war 
der Euratom jedoch nicht gewogen. Atomkraft-
Themen wurden als zu sensibel eingestuft, als 
dass man sie mit anderen europäischen Staaten 
teilen wollte. Daher war das britische Atompro-
gramm immer ein nationales Programm, als  ein 
Weg für Großbritannien, die Energiesicherheit 
des Landes zu garantieren. Das Beispiel Großbri-
tanniens ist deshalb ein weiterer Indikator dafür, 
dass Kernenergie eine nationale Angelegenheit 
ist.

Die immensen Kosten dieser neuen Industrie 
ließen die europäischen Nationen jedoch näher 

Atomkraft schien das Po-
tenzial zu haben, eine wichtige 
Komponente für die Lösung der 
chronischen Energieknappheit 
in Frankreich und Europa zu 

werden.
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zusammenrücken und rechtfertigten eine europä-
ische Lösung. Viele nationale Politiker sahen ein, 
dass die nötigen Investitionen für Kernforschung 
und den Aufbau von Produktionsstätten zur Her-
stellung ausreichender Mengen nuklearen Brenn-
materials über den Kapazitäten jedes einzelnen 
lagen. „Zusammen sind die europäischen Staaten 
fähig, ihre Atomindustrie selbst zu entwickeln 
und sich dadurch auf Augenhöhe mit den gro-
ßen Mächten zu bewegen. Unvereint können sie 
nie hoffen, ihren Rückstand aufzuholen” (Gouin 
1956). In der Folge verkündete Frankreich stolz 
die Idee der Euratom, die Europa wieder nach 
vorn bringen sollte. Innerhalb der Euratom kann 
man die Suche nach einer alternativen Energie-
quelle deutlich bei den sechs Gründungsstaaten 
sehen. Jean Monnet zufolge sollte die Euratom 
auch für einen positiven Impuls für die euro-
päische Integration sorgen, indem sie eine eu-
ropäische Energielösung für die Knappheit in 
allen Mitgliedsstaaten darstellte. Der Euratom 
wurde zugetraut, einen Energiebedarf zu befrie-
digen, den nationale Institutionen nicht decken 
konnten, Kernforschung beispielsweise war für 
eine Nation allein zu teuer. Zu Monnets Ideal-
vorstellung sollte es jedoch nicht kommen. Die 
Euratom stieß auf große Probleme, zum Beispiel 
auf Frankreichs nationales Vorrecht, die Option 
zur Produktion von Kernwaffen offenzuhalten. 
Die Spannungen zwischen innovativer Energie-
politik auf europäischem Level und nationalen 
Vorrechten wie diesem wurden in der Euratom 
offensichtlich. 

Zusammenfassend haben die kurzen Ana-
lysen von EGKS und Euratom gezeigt, dass die 
Energieknappheit immer schon ein definierender 
Faktor für den europäischen Integrationspro-
zess war. An diesem Punkt können wir daher 

feststellen, dass die Verbindung solcher Energie-
gemeinschaften und die spätere Umweltpolitik 
einige gemeinsame Eigenschaften aufweist. Bei-
de sind in ihrer Art innovativ und die Lösungen 
in beiden Problemfeldern übersteigen die Mög-
lichkeiten der Nationalstaaten. Dies führt zu 
der Annahme, dass es eine logische Verbindung 
zwischen Energie- und Umweltpolitik auf euro-
päischem Level gibt, auf die später noch einge-
gangen wird.

3.	Die Achillesferse der westlichen 
Energiepolitik: Öl 

Im Verlauf der 1950er und 1960er Jahre 
wurde Öl die wichtigste Energiequelle in Euro-
pa. Es konnte die Kohle als Haupt-Energielie-
ferant schnell ersetzen. Es war billig verfügbar 
und führte in der Folge zu einer Politik wie in 
Frankreich, die Kritiker als „Alles Öl“ bezeich-
neten. Die Regierung verteidigte diese Politik als 
die zurzeit einzig vernünftige Wahl. „Während 
die Kohle unseren Bedarf nicht decken konnte, 
schien Öl die einzige Quelle zu sein, die dieser 
Herausforderung gewachsen war, da die volle 
Entwicklung der Atomtechnologie noch aus-
stand” (Charbonnel, Minister für Industrielle 
& Wissenschaftliche Entwicklung, 1973a). Die 
ersten Sorgen um die Versorgungssicherheit ka-
men auf, als sich politische Destabilisierung in 
den Herkunftsregionen ausbreitete. Entkoloni-
alisierung und wachsender Nationalismus wie 
beispielsweise in der Erdölkrise im Iran (1951) 
und der Suez-Krise (1956) gefährdeten den ver-
lässlichen Ölfluss in den Westen und nach Euro-
pa. Den größten Öl-Schock gab es in der Ölkrise 
von 1973. Bei realistischer Betrachtung wurde 
die Energiesicherheit durch die Abhängigkeit 
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von einer einzigen Energiequelle, nämlich Öl, 
gefährdet. Versuche zur Verringerung der Öl-
Abhängigkeit wurden unternommen, etwa die 
Einführung eines Energie-Mix’, was einerseits 
die Nutzung verschiedener Energieträger bedeu-
tete. Dies führte zu einer massiven Subventionie-
rung von Kernenergie in Ländern wie Frankreich 
und Großbritannien. Andererseits bedeutete die 
Verringerung der Abhängigkeit eine Diversifizie-
rung der Quellen, z.B. das Erschließen der Ölvor-
räte in der Nordsee oder das französische Inter-
esse an algerischem Erdgas oder iranischem Öl.

Die Ölkrise von 1973 ließ die Dringlichkeit er-
kennbar werden, eine europäische Energiepolitik 
zu entwickeln und damit auch eine europäische 
Energiesicherheit. Beim Treffen der Staats- und 
Regierungschefs in Paris im Oktober 1972 wurde 
beschlossen, eine gemeinsame Energiepolitik zu 
entwickeln. Die „Ölwaffe“ er-
reichte jedoch eine Aufspaltung 
der europäischen Mitgliedsstaa-
ten in Alliierte, zum Beispiel 
Frankreich und Großbritannien, 
neutrale Länder, zum Beispiel 
Deutschland, und Feinde wie 
zum Beispiel die Niederlan-
de. Da dies die Definition der Organisation der 
erdölexportierenden Länder (OPEC) ist, war das 
Ergebnis eine Reduktion der Öllieferungen aus 
OPEC-Ländern. Die Bedrohung solcher lebens-
wichtiger Ressourcen brachte die tief sitzenden 
nationalen Überlebensinstinkte zum Vorschein.

„Durch den schnellen Abschluss von separaten 
Verträgen mit den Erdöl produzierenden Staaten 
haben die Regierungen von Frankreich, West-
Deutschland, Großbritannien und Italien natio-
nalen Eigennutz vor die EG-Solidarität gestellt 

und den Geist, wenn nicht gar den Wortlaut, des 
Vertrags von Rom verletzt“ (Ginsberg 1989, S. 
13).  

Als die Ölkrise im November 1973 ausbrach, 
hatte Frankreich eine Reserve von 90 Tagen, die 
es nicht mit den Niederlanden teilen wollte, die 
das primäre Angriffsziel der Ölwaffe waren. Die 
Niederlande selbst hatten keine Reserven. Die 
britische Weigerung, mit Nordseeöl auszuhel-
fen, machte die Lage nicht besser. Der Vorschlag 
der Kommission, die Reserven zu teilen, wurde 
genauso ignoriert wie der Ruf des niederländi-
schen Premierministers, Joop den Uyl, nach eu-
ropäischer Solidarität. Aussagen des deutschen 
Kanzlers Willy Brandt und des französischen 
Präsidenten George Pompidou, dass die europä-
ische Solidarität gewahrt bleiben müsse, offen-

barten die Realität, als Frank-
reich öffentlich argumentierte, 
dass es keine Verpflichtung zur 
Hilfe für die Niederlande gebe, 
da ja keine offizielle europäi-
sche Energiepolitik existiere. 
Es gab zu dieser Zeit also kei-
ne kohärente europäische Ener-

giepolitik sondern eher nationale Vorrechte. Die 
Staaten handelten dementsprechend entschieden. 
Großbritannien rief den Notstand aus und auch 
in Deutschland gab es tiefe Eingriffe durch den 
Staat, um der Energieknappheit zu begegnen, 
wie zum Beispiel das Sonntagsfahrverbot. Die 
Frage, wie man mit der Situation umgehen sollte, 
wurde am 11. Februar 1974 bei der Energiekon-
ferenz in Washington behandelt. Die Vereinigten 
Staaten und einige andere EWG-Mitgliedsstaa-
ten wollten eine Verbraucherunion schaffen, die 
später zur Internationalen Energieagentur (IEA) 

Eine europäische Energie-
politik wurde dringlich. Doch 

die Bedrohung lebenswichtiger 
Ressourcen brachte tief sitzen-
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werden sollte. Im Gegensatz dazu wollte Frank-
reich einen ernsthaften Dialog mit den Erzeuger-
ländern. Dies führte zu einer Spaltung zwischen 
Frankreich und den anderen Mitgliedsstaaten, 
insbesondere Deutschland, über die Reaktion auf 
die Ölkrise. Als eine Folge der Ölkrise von 1973 
unterstrich die Kommission die Notwendigkeit 
einer europäischen Energiepolitik. Allein die 
Kommission sollte die europäischen Energiein-
teressen auf der internationalen Bühne repräsen-
tieren, beispielsweise auf der Konferenz der Öl-
verbraucherländer. Trotzdem zeigte die Ölkrise, 
dass die nationalen Positionen immer noch nicht 
auf eine europäische Integration abgestimmt wa-
ren, ob zum Beispiel eine politische Integration 
nötig, wünschenswert oder überhaupt möglich 
war.

Die Ölkrise von 1973 war der Weckruf, der 
zeigte, dass alle europäischen Länder vom Öl 
abhängig waren. Dies konnte von keinem Land 
allein gelöst werden. Daher wurden Lösungen 
im größeren Rahmen des europäischen Integra-
tionsprozesses gesucht, zum Beispiel von Helmut 
Schmidt und Valery Giscard d’Estaing als Wirt-
schaftsminister ihrer jeweiligen Regierungen. 
Solche Versuche waren im europäischen institu-
tionellen Rahmen nicht formalisiert, was als Ver-
trauensbeweis zwischen den europäischen Part-
nern gewertet werden kann. Es fehlte daher der 
unmittelbare Reflex, alles schriftlich festzuhalten 
oder gar einen Vertrag aufzusetzen. Jedoch stell-
te sich diese Unschärfe der Vereinbarungen in der 
Ölkrise als Schwäche der Europäischen Gemein-
schaft heraus, da nationale Energiesonderrechte 
vorherrschten, wie oben beispielhaft zwischen 
den ältesten und größten Partnern, Frankreich 
und Deutschland, dargestellt. Auf nationalem 
Level kam man zu der Einsicht, dringend eine 

mehrspurige Energiestrategie zu entwickeln. Ein 
wichtiger Zusatz zur Diversifizierung der Ener-
giequellen war die Einführung von Umweltas-
pekten in die Agenda des Energiesparens und der 
Energieeffizienz. Das folgende Zitat eines bri-
tischen Parlamentariers gibt die Grundidee der 
neuen Umweltargumentation wieder, die als Re-
aktion auf die Energiekrise in allen drei Ländern 
gefunden werden kann.

„… Energieeinsparung wird ein großer Vorteil 
für die Wirtschaft sein, was die Zahlungsbilanz 
angeht, und die Erhaltung unseres Lebensstan-
dards und die Eindämmung der Inflation. Nur 
durch positive Investitionen werden wir fähig 
sein, Energie einzusparen oder weniger ver-
schwenderisch zu verbrauchen, was nötig ist...
Wenn wir weniger Energie verschwenden und 
ein bisschen Geld in Wirtschaftsmaßnahmen 
stecken, sollte es nicht nötig sein, ca. 700 Milli-
onen Pfund pro Jahr für die Konstruktion neuer 
Kraftwerke auszugeben. Ein Teil dieses Kapitals 
sollte in Projekte zur Energieeinsparung fließen“ 
(Rost 1975).

Dies sind erste Anzeichen eines sich entwi-
ckelnden Umweltbewusstseins, basierend auf 
Energieeinsparungen. Die Ölkrise war eine 
grundlegende Veränderung, die die Kultur der 
Verschwendung und die einhergehenden Ge-
wohnheiten und Verhaltensweisen beeinflussen 
sollte, gerade in Europa.

„(…) dies ist eine andauernde Krise. Es gibt 
zwar momentan keine große Gefahr der absolu-
ten Knappheit – das ist die Natur dieser Krise – , 
aber die Welt befindet sich nun, nach einer lan-
gen Phase der leichten Verfügbarkeit und damit 
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der Verschwendung von Rohstoffen, insbesondere 
Energie, in einer Phase der teuren und somit 
wertvollen Energie. Wir sollten keinen Katalog 
von Einzelumsätzen oder Provisorien für Situ-
ationen wie diese erstellen, wie es nur allzu oft 
vorgeschlagen wurde. Wir sollten unsere gesamte 
Politik gut an die neuen Umstände anpassen, auf 
denen unsere Wirtschaft in Zukunft fußt. Schritt-
weise ist diese umfassende Politik zusammen-
gesetzt worden. Sie bedeutet eine weitreichende 
Veränderung unserer Gewohnheiten, unserer 
Verhaltensweisen und unserer Wirtschaftsstruk-
tur“ (Premierminister Chirac 1974).

Solche Veränderungen von 
Kultur, Gewohnheiten und Ver-
haltensweisen sind die Wurzeln 
eines Umweltbewusstseins – mit 
sehr realen Grundlagen in der 
Energieknappheit und gleich-
zeitig evidenter Verschlechte-
rung der Umwelt.Die Kombination dieser beiden 
Faktoren führte meiner Meinung nach zur späte-
ren Dynamik der europäischen Integration. Die 
Ölkrise allein ist nämlich nichts anderes als ein 
komplettes Versagen bei der Suche nach einer eu-
ropäischen Lösung. In der Folge war für mehr als 
30 Jahre ein Durchlavieren zu beobachten, um 
den nationalen Energiebedarf zu decken. Beispie-
le dafür sind die nationalen Energiechampions 
EDF in Frankreich oder EON in Deutschland, 
die in vielen Fällen nichts anderes sind als Ener-
giemonopole. Hinzu kommt, dass die Kernkraft 
die bevorzugte nationale Energielösung wurde, 
deren Unfallrisiko und Schwierigkeiten bei der 
Abfalllagerung nach Tschernobyl und Fukushi-
ma offensichtlich wurden.

Fazit

Im ersten Teil dieses Artikels wurde gezeigt, 
dass Energie- und Umweltpolitik eine prägende 
Rolle im europäischen Integrationsprozess ge-
spielt haben. Dies scheint eine offensichtliche 
Feststellung zu sein, trotzdem ist diese Einsicht 
nötig, um die Gründe zu verstehen, warum diese 
Politikrichtungen in der EU so wichtig sind und 
warum sie heute so tief verwurzelt sind. 

Das Versagen einer europäischen Energie-
politik während der Ölkrise von 1973 war ein 
Schock, der zeigte, dass erfolgreiche europä-
ische Energielösungen nicht automatisch aus 

längst existierenden Integrati-
onsfeldern wie der Energiepo-
litik hervorgehen. Genau wie 
das Versagen der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft im 
August 1954 eine europäische 
Verteidigungspolitik diskre-

ditierte, wurde durch das Versagen der europä-
ischen Institutionen bei der Lösung der Ölkrise 
von 1973 auf europäischem Level die Idee einer 
europäischen Energiepolitik unglaubwürdig. 
Folglich verschwand sie nach den kritischen Er-
eignissen der 1970er Jahre für lange Zeit von der 
politischen Agenda. In der Ölkrise wurde jedoch 
auf der Basis eines sich entwickelnden Umwelt-
bewusstseins in Kombination mit Energiepro-
blemen, beispielsweise Energieeinsparung und 
Energieeffizienz, auch die Grundlage für eine 
Umweltpolitik geschaffen.

„Wir brauchen richtige Energiesparziele für 
jeden Wirtschaftssektor. Wir brauchen Schnell-
kurse zur Ausbildung von Brennstoff-Technikern. 

Die Kombination beider 
Faktoren – Energieknappheit 

und Umweltverschlechterung – 
führt zur späteren Dynamik der 

europäischen Integration.
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Wir brauchen ein geeignetes System von Ener-
gie-Gutachten in der Industrie. Wir brauchen 
die richtigen Anreize für Investitionen in einen 
Energiesparplan. Der Staatssekretär sagt gern, 
dass noch mehr Energiesparmaßnahmen nur 
ins Unglück führen. Das ist einfach nicht wahr. 
Sie können zu besserer Effizienz und größerer 
Rentabilität führen. Wir brauchen etwas Fanta-
sie, etwas Willen, etwas Enthusiasmus“ (Jenkin 
1975).  

„Dies zeigt auch, wie wichtig es ist, gesteiger-
tes Augenmerk auf die optimale Nutzung von 
Energie zu legen. Und wir müssen auch genau 
über Mittel und Wege nachdenken, um langfristig 
einen neuen Lebensstil zu entwickeln, der es uns 
ermöglicht, die Steigerung des Energiebedarfs 
weltweit einzudämmen. Man 
muss sich vorstellen, dass eine 
Reduktion des Energiebedarfs-
wachstums um 1% bis 1985 eine 
Verringerung der Steigerung 
von mehr als der aktuellen 
Produktion des mittleren Ostens 
bedeutet“ (Charbonnel 1973b).

Diese Zitate zeigen die 
Anfänge einer Verbindung zwischen Energie 
und Umwelt in Großbritannien und Frankreich 
während der Krise. Es gab jedoch nicht nur die 
nationalen umweltpolitischen Linien, auch die 
Europäische Kommission entwickelte eine Um-
weltagenda. Energieeffizienz, Energieeinsparung 
und Umweltpolitik wurden zu den konkreten 
Umsetzungen von proaktiven und innovativen 
politischen Lösungen, wobei die europäischen In-
stitutionen die Mitgliedsstaaten in Richtung einer 
gemeinschaftlichen Politikgestaltung lenkten, 

was wiederum die weitere Integration begünstig-
te. Von diesem Zeitpunkt an wurde die Energie-
politik unter die Umweltagenda subsumiert. Spe-
ziell die Kommission weitete ihre Kompetenzen 
in Richtung der nationalen Energiesektoren aus; 
einerseits unter der Umweltagenda, andererseits, 
weil die Logik immer noch vorherrschte, dass die 
Energiefrage größer sei als ein Nationalstaat. Die 
nationalen Entscheidungsträger wurden von die-
ser Idee geleitet und waren daher nicht vollends 
gegen die europäische Beteiligung. 

Die Verbindung zwischen Energie- und Um-
weltpolitik liegt in der Energieeffizienz, die als 
Politikrichtung erstmalig während der Ölkrise 
eingeführt worden war. Zu jener Zeit ging es vor 
allem um ihr Einsparpotenzial.

„Mr. Rost: Zieht die langfristige 
Bewertung meines ehrenwerten 
Freundes über den zukünftigen 
Energiebedarf in Betracht, dass 
wir dringend mehr unserer 
Technologie einsetzen müssen, 
um größere Effizienz beim 
Brennstoffverbrauch zu errei-
chen, sodass wir Umweltver-

schmutzung verhindern können, unseren Strom 
billiger produzieren können und dabei sicher-
stellen, dass unsere natürlichen Reserven an 
Kohlenwasserstoffen nicht ausgehen? 
Mr. Davies: Ich kann meinem ehrenwerten 
Freund versichern, dass all diese Angelegenhei-
ten ganz sicher die Beachtung der Regierung 
finden, wobei die Hauptinitiativen in all diesen 
Bereichen klar bei den verschiedenen betroffenen 
Industrien liegen“ (Weekly Hansard, 20 March 
1972, S. 1056).

Auch die Europäische 
Kommission entwickelte eine 
Umweltagenda und die euro-
päischen Institutionen lenk-
ten die Mitgliedsstaaten in 

Richung gemeinschaftlicher 
Politikgestaltung.
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Dem letzten Satz zum Trotz, der ja zeigt, dass 
die britische Regierung eher zögerlich handelte, um 
Energieeffizienz zur zwingenden Notwendigkeit 
und Energieeinsparungen zum Regierungsziel zu 
machen, wird die Verbindung zwischen Energie- 
und Umweltangelegenheiten absolut offensichtlich. 
Es ist klar, dass der Umweltaspekt hinzukam. Dies 
scheint auch in der heutigen Diskussion über erneu-
erbare Energien immer noch richtig, das heißt wenn 
der Energieverbrauch weiter steigt, ist es eigentlich 
egal, ob er durch erneuerbare oder konventionelle 
Energiequellen abgedeckt wird, weil die Klima-
ziele nur durch eine Kombination aus Einführung 
von erneuerbaren Energien und Reduktion des 
Verbrauchs erreicht werden können, beispielswei-
se durch Energie sparende Geräte und modernste 
Heiztechnik und Isolation von Wohnhäusern. Es ist 
daher evident, dass es eine starke 
Verbindung zwischen Umwelt- 
und Energiethemen geben wird. 

Letztendlich ist die Hauptmo-
tivation für eine gemeinsame EU-
Energiepolitik das gemeinsame 
Umweltbewusstsein in Europa, 
das sich seit den späten 1960er 
Jahren entwickelt hat, aber erst seit den 1970ern 
durch die Verbindung von Energie und Umwelt 
zu einer ernstzunehmenden Kraft wurde. Dieses 
Umweltbewusstsein umfasst ein Überdenken der 
Verhältnisse zwischen Natur, Wirtschaft und Ge-
sellschaft, auch wenn es vielleicht kein bewusster 
Prozess für jeden Bürger ist, wie ein französischer 
Parlamentarier, der seiner Zeit weit voraus war, 
deutlich macht:

„Um die Wahrheit zu sagen: die Rolle, die sie 
annehmen müssen, die des ökologischen Gewissens 

Frankreichs, scheint wichtiger und wahrscheinlich 
in Zukunft fruchtbarer zu sein als eine Ansammlung 
von individuellen und bruchstückhaften Entwürfen, 
die im Grunde durch Budget-
mängel entstanden sind. Wenn wir uns diese Ein-
stellung zu eigen machen, wird es möglich sein, die 
fundamentalen Reformen durchzusetzen, welche 
die Knappheit und die wirtschaftliche und soziale 
Krise verlangen. Es geht um die Definition neuer 
Beziehungen zwischen Menschen, Firmen und der 
Gesellschaft auf der einen Seite und der Natur 
auf der anderen. Dies bedeutet nicht, wie wir uns 
alle vorstellen können, dass keine neuen Ziele für 
unsere Gesellschaft gesteckt werden sollten. Ich bin 
persönlich davon überzeugt, dass gute Umweltakti-
onen, Management von natürlichen Ressourcen und 
die Förderung eines verantwortlichen Lebens für 

alle... eine solche Politik wird die 
französische Gesellschaft grund-
legend verändern; gleichzeitig ist 
ein solcher Ansatz essenziell für 
unser Land“ (Zeiler 1974). 

Dieses Zitat zeigt das Ker-
nargument dieses Artikels, dass 
Energie- und Umweltpolitik einen 

gemeinsamen Nenner beim Kampf für Energieeffi-
zienz gefunden haben, der sich erstmals in den Öl-
krisen zeigte. Eine proaktive Umweltpolitik ist zum 
Motor für den heutigen gesellschaftlichen Umbruch 
geworden, der aufgrund der Natur der Umwelt- und 
Energieprobleme nur auf EU-Ebene und nicht auf 
nationalem Level erreicht werden kann. Demzufol-
ge ist es logisch, dass die EU auf eine gemeinsame 
Energiepolitik zusteuert, da Umweltschutz langfris-
tig nicht ohne den Energiesektor vorstellbar ist. All 
dies zusammengenommen trägt zur Dynamik der 
europäischen Integration in der Zukunft bei.

 Dieses Umweltbewusstsein 
umfasst ein Überdenken der 
Verhältnisse zwischen Natur, 
Wirtschaft und Gesellschaft, 
auch wenn es kein bewusster 
Prozess für jeden Bürger ist.

II WIE ENTSTAND DAS EUROPÄISCHE UMWELTBEWUSSTSEIN?
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Birgit Spießhofer, Robert G. Eccles

The public interest in and claim for sustaina-
bility reporting is growing. A myriad of recom-
mendations, frameworks and guidelines for the 
reporting on non-financial factors, in particular, 
environmental, social, governance and human 
rights issues, is developing. Whereas only a few 
countries introduced non-financial reporting on 
a mandatory basis in the past, and those who did 
(like the U.S.) mostly restricted it to specific issu-
es (conflict minerals) or countries (e.g. Burma), 
the European Union adopted on 29 September 
2014 the “Directive as regards disclosure of non-
financial and diversity information by certain 
large undertakings and groups” with a potenti-
ally comprehensive scope and a paradigm shift 
from value assessment and generation to accoun-
tability and private enforcement by financial and 
non-financial stakeholders. 

Die jüngst in Kraft getretene EU-Richtlinie 
zur Offenlegung nichtfinanzieller und die Diver-
sität betreffender Informationen durch bestimmte 
große Gesellschaften und Konzerne (CSR-Richt-
linie 2014) beinhaltet einen Paradigmenwech-
sel, da es nicht mehr nur um die Darstellung 
der Werthaltigkeit eines Unternehmens geht, 

Information und 
Transformation
CSR-Berichterstattung in  

Europa und den USA

It is important to address the concerns of com-
panies about external nonfinancial reporting: 
First, reporting can provide information to com-
petitors that they can use against the company. 
Second, it will increase the company’s risk of li-
tigation based either on a concept of tort or on 
unfair competition laws in case the information 
published is incorrect or incomplete. Such infor-
mation may be sensitive as it can trigger criminal 
prosecution, civil law suits, or the obligation to 
report to the authorities. The board of directors, 
whose fiduciary duty is to represent the best inte-
rests of the company, will be well advised to deve-
lop a clear perception of the legal framework the 
company is operating in when it makes decisions 
for what the company should and should not re-
port. Hence, the main challenge for companies 
will be to maximize the benefits of reporting, in 
particular for corporate governance, while mini-
mizing litigation risks.

We argue that there are two functions of cor-
porate reporting. The first is the “information 
function” in which reporting is intended to provi-
de information for parties external to the compa-
ny to make decisions about if and to what extent 
to transact with the company. The second is the 
“transformation function” in which reporting is 
intended to change the behaviour of the compa-
ny, typically with respect to a particular issue or 
stakeholder group. 
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sondern auch um "knowing and showing" und 
Due Diligence hinsichtlich Unternehmen und 
Lieferkette, um Rechenschaftslegung gegenüber 
Investoren und Zivilgesellschaft. Es geht mithin 
nicht mehr nur um Information, sondern auch um 
Verhaltenssteuerung, um Transformation durch 
"weiche" Formen der Regulierung. Während in 
den USA verpflichtende Berichterstattung über 
Nachhaltigkeits- und sonstige nichtfinanzielle 
Faktoren nur für bestimmte Themen oder Länder 
vorgesehen ist, verfolgt die CSR-Richtlinie einen 
umfassenden Ansatz. In beiden Jurisdiktionen 
finden sich Vorgaben für die Unternehmensbe-
richterstattung, die sowohl Informations- als 
auch Transformationsfunktionen haben.

Information und Transformation  
in der Unternehmensbericht- 
erstattung

Die herkömmliche Berichterstattung, vor al-
lem hinsichtlich finanzieller Faktoren, war auf 
Information gerichtet. In der CSR-Diskussion 
wurde indessen seit langem die Forderung er-
hoben, dass Unternehmen nicht nur die Inter-
essen ihrer Gesellschafter, Gläubiger und In-
vestoren, sondern auch die anderer Stakeholder 

berücksichtigen sollten. Damit verbunden wa-
ren Forderungen nach Transparenz und Re-
chenschaftslegung auch über nichtfinanzielle 
Faktoren und auch gegenüber nichtfinanziellen 
Stakeholdern. Berichterstattung („knowing and 
showing") wird als wesentliches Instrument an-
gesehen, um nicht nur Bewusstsein zu schaf-
fen, sondern auch Veränderung hin zu einer 
verantwortungsvolleren Unternehmensführung 
zu bewirken. Eccles/Serafeim (2015) haben die 
Funktionen des Reporting mit den Begriffen „In-
formation" und „Transformation" charakterisiert. 
Die Informationsfunktion hat den Zweck, die 
Empfänger mit den Informationen zu versorgen, 
die sie benötigen, um Transaktionen mit dem Un-
ternehmen einzugehen. Von diesen Empfängern 
wird kein Stakeholder-Engagement erwartet. Die 
Transformationsfunktion hingegen ist auf eine 
Reaktion der Stakeholder angelegt. Sie erhalten 
und bewerten die Informationen. Wenn sie die 
Notwendigkeit und Möglichkeit sehen, das Ver-
halten des Unternehmens zu beeinflussen, wer-
den sie Aktivitäten entfalten, um eine Verhaltens-
änderung des Unternehmens zu bewirken.
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Verpflichtungen zur Berichter-
stattung über nicht-finanzielle 
Faktoren

Die Vorschriften für die Berichterstattung 
über nichtfinanzielle Faktoren in den USA wie 
auf europäischer Ebene weisen sowohl Informa-
tions- als auch Transformationsfunktionen auf. 
Im Folgenden sollen einige der relevanten Vor-
schriften diesbezüglich untersucht werden.

1. USA

Der Dodd-Frank Wall Street Reform and 
Consumer Protection Act of 2010 („Dodd-Frank 
Act") erweiterte den Kompetenzbereich der Se-
curities and Exchange Commission (SEC) über 
Investorenschutz hinaus auf Ziele des Gemein-
wohls. Nach Sec. 1502 Dodd-Frank-Act müssen 
Unternehmen berichten, ob sie Konfliktmine-
ralien aus der Demokratischen Republik Kongo 
verwenden. Sollte dies der Fall sein, müssen sie 
ihre Lieferkette daraufhin überprüfen, ob sie da-
mit den Konflikt im Kongo in irgendeiner Weise 
finanziell unterstützen. Nach Sec. 1503 Dodd-
Frank-Act kann die SEC von Bergbauunterneh-
men regelmäßige Berichterstattung über die Ver-
letzung von Sicherheitsvorschriften verlangen. 
Nach Sec. 1504 Dodd-Frank-Act kann die SEC 
von diesen Unternehmen die Offenlegung von 
allen Zahlungen an Regierungsstellen verlangen. 
Die SEC soll sich dabei von der Extractive Indus-
tries Transparency Initiative (EITI) leiten lassen. 
Es geht in allen Fällen neben Information auch um 
Verhaltenssteuerung und damit Transformation. 

Das U.S. Department of State veröffentlichte 
im Mai 2013 seine Burma Responsible Invest-
ment Reporting Requirements. Danach sind alle 

(natürlichen und juristischen) U.S.-amerikani-
schen Personen mit neuen Investitionen über US$ 
500,000 in Burma verpflichtet, jährlich Bericht 
zu erstatten über ihre Unternehmensführung hin-
sichtlich Menschen- und Arbeitsrechten, Umwelt 
und Korruption, Sicherheitspersonal, Zahlungen 
an Regierungsstellen und andere. Der Investor 
muss einen Report an die U.S.-Regierung er-
statten und einen zweiten, reduzierten Report 
veröffentlichen. Damit wird bezweckt, dass die 
Zivilgesellschaft eine aktive Rolle bei der Über-
wachung der Investitionen in Burma einnehmen 
kann. Es geht mithin nicht nur um Information, 
sondern auch um regulierende Steuerung, um 
Transformation. 

Der California Transparency and Supply 
Chain Act of 2010 verlangt von bestimmten gro-
ßen kalifornischen Unternehmen, dass sie über 
ihre Bemühungen, Sklaverei und Menschenhan-
del in ihrer unmittelbaren Lieferkette auszuschlie-
ßen, berichten. Dies umfasst unter anderem die 
Auditierung und Zertifizierung von Lieferanten, 
um ihre Compliance mit gesetzlichen und unter-
nehmensspezifischen diesbezüglichen Vorgaben 
sicher zu stellen. Auch diese Reportingverpflich-
tung hat neben einer Informations- vor allem eine 
Transformations- und Steuerungsfunktion.

2. Europäische Union

Die Europäische Union hat jüngst drei Richt-
linien zur Berichterstattung über nichtfinanzielle 
und Nachhaltigkeitsfaktoren erlassen. Richtlinien 
sind nicht direkt anwendbar, sondern verpflichten 
die EU-Mitgliedsstaaten zur Umsetzung. 

EU-Richtlinie 2013/34/EU vom 26. Juni 2013 
folgt Sec. 1504 Dodd-Frank-Act und EITI in-
sofern, als sie ebenfalls ein länderspezifisches 

III INFORMATION UND TRANSFORMATION
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Reporting für Zahlungen an ausländische Regie-
rungsstellen von Unternehmen im Bergbau und 
im Holzeinschlag in Primärwäldern vorsieht. 
EU-Unternehmen können von diesem Reporting 
befreit werden, wenn sie zu einem gleichwerti-
gen Reporting in einem anderen Land verpflich-
tet sind (bspw. Sec. 1504 Dodd-
Frank-Act). Dieses Reporting 
hat eine Informations- und eine 
Transformationsfunktion. 

EU-Richtlinie 2013/36/EU 
vom 26. Juni 2013 sieht in ähn-
licher Weise ein länderspezifi-
sches Reporting im Bankensek-
tor vor, um das Vertrauen in die 
Finanzindustrie wieder herzustellen. 

EU-Richtlinie 2014/95/EU (CSR-Richtlinie) 
erweitert die Berichterstattungsverpflichtungen 
der Richtlinie 2013/34/EU auf ein weites Spek-
trum von Unternehmen und Themen (sh. Spieß-
hofer 2014a). Die Berichterstattung über nichtfi-
nanzielle Faktoren und Diversität ist nicht völlig 
neu. Bereits bislang waren große Unternehmen 
verpflichtet, in den Lagebericht nicht-finanzielle 
Leistungsindikatoren wie Informationen über 
Umwelt- und Arbeitnehmerbelange einzube-
ziehen, soweit sie für das Verständnis des Ge-
schäftsverlaufs oder der Lage des Unternehmens 
von Bedeutung sind (§§ 289 III, 315 I 4 HGB). 
Diese Berichterstattung hatte eine reine Infor-
mationsfunktion. Ein erster Schritt in Richtung 
Transformation war die Einführung einer Be-
richterstattung über Diversität und Beteiligung 
von Frauen in die Erklärung zur Unternehmens-
führung (§ 289 a HGB), um in Art eines „self-
name-and-shame"-Mechanismus sanften Druck 
in Richtung einer stärkeren Diversität und Be-
teiligung von Frauen in Führungspositionen zu 

erreichen. Dieser Ansatz wird nunmehr durch 
die CSR-Richtlinie ausgebaut. Sie enthält einen 
umfassenden Paradigmenwechsel insofern, als 
es nicht mehr nur um Diversität, sondern um alle 
wesentlichen nichtfinanziellen Themen geht. Zu-
dem handelt es sich nicht mehr nur um die Dar-

stellung der Werthaltigkeit des 
Unternehmens (Information), 
sondern auch um Due Diligence 
und „knowing and showing“, 
und zwar nicht nur hinsicht-
lich des Unternehmens selbst, 
sondern auch der Liefer- und 
Dienstleistungskette. Es geht 
mithin um weitreichende Ver-

haltenssteuerung und Transformation. 
Nicht nur ökonomische Stakeholder wie Ge-

sellschafter, Investoren und Gläubiger, sondern 
auch nicht-wirtschaftliche wie zivilgesellschaft-
liche Stakeholder sollen gute Unternehmens-
führung überwachen und durchsetzen. Es geht 
darum, insbesondere Zivilgesellschaft und Allge-
meinheit mit den Informationen auszustatten, die 
sie benötigen, um wirksam eine Verhaltensände-
rung der Unternehmen einfordern zu können. 

Der Zweck der Richtlinie ist nicht nur Ri-
sikoeinschätzung und -Management, sondern 
die Vermeidung „negativer Auswirkungen“, die 
weiche Steuerung unternehmerischen Verhaltens 
unterhalb der Schwelle der Rechtsverletzung. Die 
regulatorische Funktion des Reportings ist „know 
and show“, das heißt von mit der Geschäftstätig-
keit objektiv verbundenen (aktuellen oder poten-
tiellen) negativen Auswirkungen Kenntnis zu 
erlangen, Vermeidungs- und Schadenersatzstrate-
gien zu entwickeln und diesbezüglich gegenüber 
den Stakeholdern Rechenschaft abzulegen. Nach 
Erwägungsgrund 10 sollen die Mitgliedstaaten 

Es geht darum, insbesonde-
re Zivilgesellschaft und Allge-

meinheit mit den Informationen 
auszustatten, die sie benötigen, 
um wirksam eine Verhaltens-
änderung der Unternehmen 

einfordern zu können. 
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effiziente Durchsetzungsverfahren einführen, 
insbesondere alle Personen und Organisationen, 
die ein legitimes Interesse an der Einhaltung die-
ser Richtlinie haben, in den Stand setzen, die Ein-
haltung der Richtlinie durchzusetzen. Auch wenn 
dies nicht explizit ausgesprochen wird, kann dies 
Verbandsklagerechte für NGOs 
oder private Durchsetzungsver-
fahren für Betroffene implizie-
ren. Die Transformationsfunkti-
on ist mithin evident. 

Das Erfordernis, Auswir-
kungen der Geschäftstätigkeit 
zu messen, eröffnet eine neue 
Kategorie der Berichterstattung zusätzlich zu 
der über Aktivitäten und Ergebnisse. Aktivitäten 
führen zu Resultaten, die Auswirkungen auf Per-
sonen außerhalb des Unternehmens haben. Der 
Börsenkurs ist ein Beispiel für die Auswirkung 
der finanziellen Performance auf Investoren. Aus-
wirkungen können positiv (zum Beispiel sozialer 
Wohlstand durch Schaffung neuer Arbeitsplätze) 
oder negativ (zum Beispiel Klimawandel durch 
Emissionen) sein. Auswirkungen sind in der Re-
gel noch schwieriger zu messen als die Resultate 
nicht-finanzieller Performance. Die Messung von 
Auswirkungen kann eine Informationsfunktion 
haben, beispielsweise indem sie Entscheidungen 
von Personen bezüglich des Unternehmens be-
einflusst wie den Kauf der Aktien oder Produkte 
oder die Annahme eines Arbeitsplatzes. Sie kann 
auch eine Transformationsfunktion haben, bei-
spielsweise wenn ein Unternehmen für die Aus-
wirkungen belohnt oder bestraft wird. 

Nach der CSR-Richtlinie sollen bestimmte 
große Unternehmen in ihren Lagebericht eine 
nicht-finanzielle Erklärung aufnehmen, die die-
jenigen Angaben enthält, die für das Verständnis 

des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses, 
der Lage des Unternehmens sowie der Auswir-
kungen seiner Tätigkeit erforderlich sind und 
sich mindestens auf Umwelt-, Sozial-, Arbeit-
nehmerbelange, auf die Achtung der Menschen-
rechte und auf die Bekämpfung von Korrupti-

on und Bestechung beziehen, 
einschließlich (a) einer kurzen 
Beschreibung des Geschäfts-
modells des Unternehmens, 
(b) einer Beschreibung der von 
dem Unternehmen in Bezug 
auf diese Belange verfolgten 
Konzepte, einschließlich der 

Due-Diligence-Prozesse, (c) der Ergebnisse die-
ser Konzepte, (d) der wesentlichen Risiken im 
Zusammenhang mit diesen Belangen, die mit 
der Geschäftstätigkeit des Unternehmens – ein-
schließlich seiner Geschäftsbeziehungen, seiner 
Erzeugnisse oder seiner Dienstleistungen – ver-
knüpft sind und die wahrscheinlich negative 
Auswirkungen auf diese Bereiche haben werden, 
sowie die Handhabung dieser Risiken durch das 
Unternehmen, (e) der wichtigsten nichtfinanziel-
len Leistungsindikatoren, die für die betreffende 
Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind. Verfolgt 
das Unternehmen in Bezug auf einen oder meh-
rere dieser Belange kein Konzept, muss die nicht-
finanzielle Erklärung eine klare und begründete 
Erläuterung enthalten, warum dies der Fall ist 
(„report or explain“) (Art. 19a Abs.1.).  

Erwägungsgrund 7 der CSR-Richtlinie ent-
hält eine abgestufte Vorgabe hinsichtlich der 
Wesentlichkeit der Informationen und ihrer Re-
portingverpflichtungen: Die Erklärung sollte in 
Bezug auf Umweltbelange Einzelheiten der ak-
tuellen und vorhersehbaren Auswirkungen der 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens auf die 

Das Erfordernis, Auswir-
kungen der Geschäftstätigkeit 
zu messen, eröffnet eine neue 

Kategorie der Berichterstattung 
zusätzlich zu der über Aktivitä-

ten und Ergebnisse. 

III INFORMATION UND TRANSFORMATION
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Umwelt, die Gesundheit und die Sicherheit sowie 
zur Nutzung erneuerbarer und nicht erneuerba-
rer Energien, zu Treibhausgasemissionen, zum 
Wasserverbrauch und zur Luftverschmutzung 
beinhalten. In Bezug auf soziale Belange und 
Arbeitnehmerbelange kann die Erklärung unter 
anderem Angaben enthalten zu 
den Maßnahmen, die ergriffen 
wurden, um die Geschlechter-
gleichstellung zu gewährleisten, 
zu Arbeitsbedingungen, zum 
sozialen Dialog, zur Achtung 
der Rechte der Gewerkschaften, 
zum Gesundheitsschutz und zur 
Sicherheit am Arbeitsplatz, zum 
Dialog und zum Schutz lokaler Gemeinschaften. 
In Bezug auf die Menschenrechte sowie die Be-
kämpfung von Korruption könnte die Erklärung 
Angaben zur Verhinderung von Menschenrechts-
verletzungen und zu bestehenden Instrumenten 
zur Bekämpfung von Korruption und Bestechung 
enthalten. Auch wenn die Dringlichkeit der Be-
richterstattung kategorial abgestuft ist, wird 
deutlich, dass der Zweck der Berichterstattung 
neben Information die Vermeidung von Auswir-
kungen ist und damit eine Transformation hin zu 
nachhaltigerem Wirtschaften angestrebt wird. 

Die Frage ist allerdings, ob die Transforma-
tions-, insbesondere jedoch auch die Informati-
onsfunktion dadurch konterkariert wird, dass die 
CSR-Richtlinie keine klaren Standards vorgibt. 
Die Unternehmen können ihr Reporting auf na-
tionale, EU- oder internationale Leitlinien wie 
den UN Global Compact, die UN Leitsätze für 
Wirtschaft und Menschenrechte, die OECD-
Leitsätze für Multinationale Unternehmen, ISO 
26000, Global Reporting Initiative (GRI) oder 
andere anerkannte internationale Rahmenwerke 

stützen. Da diese Leitlinien hinsichtlich Anwen-
dungsbereich, Voraussetzungen, thematischer 
Reichweite und Methode sehr verschieden sind, 
ist nicht klar, wie das Ziel der Konsistenz und 
Vergleichbarkeit der Unternehmensberichte in 
der EU erreicht werden soll (Erwägungsgrund 

9, vgl. Spießhofer 2014b). Ver-
gleichbarkeit ist indessen vor 
allem für die Informations-
funktion bedeutsam, und zwar 
aus den gleichen Gründen, aus 
denen sie für die finanzielle Be-
richterstattung von Bedeutung 
ist. Investoren haben ein Inter-
esse daran, die Performance von 

Unternehmen, wenigstens im gleichen Sektor, zu 
vergleichen, um ihre Investitionsentscheidung zu 
treffen. Hinsichtlich der Transformationsfunkti-
on kann effektives Engagement indessen bereits 
darin bestehen, die Performance zu verbessern, 
unabhängig davon, wie ein Unternehmen seine 
Aktivitäten, Resultate und Auswirkungen misst. 

Die CSR-Richtlinie verlangt, dass die nicht-
finanzielle Erklärung in den Lagebericht auf-
genommen wird (kombinierter Lagebericht). 
Soweit sachdienlich soll die Erklärung jedoch 
auch Bezüge zu und zusätzliche Erklärungen von 
Positionen liefern, die im jährlichen finanziellen 
Lagebericht enthalten sind (partiell integrierter 
Lagebericht). Die Mitgliedstaaten können dar-
über hinaus auch einen separaten Report zulas-
sen, sofern er bestimmte Anforderungen erfüllt. 
Sie sollen ein Audit vorsehen zur Bestätigung, 
dass eine nichtfinanzielle Erklärung abgegeben 
wurde. Sie können jedoch darüber hinaus vor-
sehen, dass die Informationen selbst durch einen 
unabhängigen Prüfer oder Zertifizierer bestä-
tigt werden. Die EU-Kommission soll in einem 

Die Frage ist allerdings, 
ob die Transformations-, 

insbesondere jedoch auch die 
Informationsfunktion, dadurch 

konterkariert wird, dass die 
CSR-Richtlinie keine klaren 

Standards vorgibt. 
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Stakeholderverfahren bis 6. Dezember 2016 
nicht-bindende Leitlinien hinsichtlich der Metho-
de nichtfinanzieller Berichterstattung entwickeln 
einschließlich genereller und sektorspezifischer 
Key Performance Indikatoren. 

Die CSR-Richtlinie hat in verschiedener 
Hinsicht Kritik erfahren: Es 
wurde eine Berichterstattungs-
pflicht eingeführt, ohne vorher 
oder parallel klare Standards 
für „erwartetes Verhalten“ 
einzuführen. Konsistenz und 
Vergleichbarkeit der Unterneh-
mensberichte ist kaum zu erreichen, wenn den 
Mitgliedstaaten erhebliche Spielräume einge-
räumt werden, vor allem opt-out-Möglichkeiten, 
„Comply-or-explain“, und eine Vielfalt an Leitfä-
den, die dem Reporting zugrunde gelegt werden 
können. Das Reporting von „negativen Auswir-
kungen“, vor allem auch in der Lieferkette, ist 
potentiell endlos und mit erheblichem Aufwand 
verbunden. 

Externes Reporting kann im Übrigen zu fol-
genden negativen Konsequenzen für Unterneh-
men führen: Zum einen kann es Wettbewerbern 
Informationen an die Hand geben, die diese zum 
Nachteil des Unternehmens verwenden können. 
Zum anderen kann die Durchführung von Audits 
und externem Reporting das Prozessrisiko für 
Unternehmen erhöhen. Klagen gegen das Unter-
nehmen können auf Deliktsrecht oder die Vor-
schriften gegen unlauteren Wettbewerb gestützt 
werden, wenn die Informationen unzutreffend 
oder unvollständig sind. Die Auditierung kann 
dazu führen, dass Informationen generiert wer-
den, die möglicherweise sensibel sind und insbe-
sondere zu Strafverfolgung, zivilrechtlichen Kla-
gen oder einer behördlichen Meldepflicht führen 

können. Dies wird noch dadurch verschärft, dass 
in den USA durch die discovery procedures Klä-
ger in interne Unternehmensunterlagen Einblick 
gewinnen können. Entsprechendes wird von 
NGOs auch für Europa gefordert. Vor diesem 
Hintergrund wird die Neigung von Unternehmen 

begrenzt sein, freiwillig mehr 
als das gesetzlich Geforderte 
zu tun. Teilweise werden Safe 
Harbor-Regelungen als Incen-
tive und zum Schutz der in Au-
dits generierten Informationen 
gefordert (Taylor 2011, S. 9, 26), 

die jedoch bislang die politische Diskussion noch 
nicht erreicht haben. Wenn Unternehmen daher 
mit der Berichterstattung über sensible Informa-
tionen zurückhaltend sind, müssen sie sicherstel-
len, dass der Bericht weder unvollständig noch 
irreführend ist. 

Die Geschäftsleitung, deren Verpflichtung 
es ist, im besten Interesse des Unternehmens zu 
handeln, wird daher gut beraten sein, sich eine 
klare Vorstellung von dem Regulierungsrahmen 
zu verschaffen, wenn sie darüber entscheidet, 
was das Unternehmen berichten soll. Die Her-
ausforderung wird sein, die Vorteile des nicht-
finanziellen Reportings, insbesondere auch für 
die Corporate Governance, zu maximieren und 
zugleich das Prozessrisiko zu minimieren. 

Ausblick

Der vorstehende kurze Aufriss macht deut-
lich, dass die neuen Reporting-Vorschriften 
über nichtfinanzielle Informationen einen Pa-
radigmenwechsel in der Unternehmensbericht-
erstattung einleiten. Es geht nicht mehr nur um 
Information über Werthaltigkeit und Lage des 

Vor diesem Hintergrund 
wird die Neigung von Unter-

nehmen begrenzt sein, freiwillig 
mehr als das gesetzlich Gefor-

derte zu tun.

III INFORMATION UND TRANSFORMATION
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Unternehmens einschließlich aktueller und po-
tentieller Risiken für das Unternehmen. Viel-
mehr geht es auch um Verhaltenssteuerung, 
um die Vermeidung negativer Auswirkungen 
auf die Umwelt und Dritte, um die Internalisie-
rung externer Auswirkungen und Kosten, kurz 
um Transformation der Unternehmensführung 
hin zu mehr Nachhaltigkeit. Allerdings ist im 
Detail noch vieles klärungsbedürftig. Es bleibt 

abzuwarten, wie die EU-Kommission durch die 
zu entwickelnden nicht-bindenden Leitlinien und 
die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der CSR-
Richtlinie in nationales Recht zur Klärung der of-
fenen Fragen und ungelösten Probleme beitragen, 
um nicht nur eine Vergleichbarkeit der Berichte, 
sondern auch eine effektive Berichterstattung zu 
gewährleisten.
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Which values does Europe stand for today? 
Which impulses can Europe’s history and her va-
lue system provide for the current ethical chal-
lenges? What are the processes and structures 
that allow small as well as large companies to 
contribute towards sustainability and a dialogue 
with society? Further, what is the role of the cul-
tural context in the global design of ethical stan-
dards – and in the justification and implementati-
on of CSR? Ultimately, how do matters stand with 
unity and diversity? And what is the position of 
Business Ethics in all this? 

These are some of the questions behind the 
collection of articles in this panorama. The re-
sponses are multicolored and wide-ranging – 
as was the Annual Conference of the European 
Business Ethics Network (EBEN). In June 2014, 
representatives of industry, politics and acade-
mia met in Berlin to exchange views on current 
issues of Business Ethics under the main topic 
“Business Ethics in a European Perspective – A 
Case for Unity in Diversity?”. There were pre-
sentations and discussions along various thema-
tic threads. A varied picture emerged, which is 
reflected in this panorama – a “flowering mea-
dow” is the metaphor chosen by Urs Müller in 
his contribution. The question, what kind of role 
this European flowering meadow can play in the 
larger global landscape is one which Josef Wie-
land pursues in his article. His musings serve 
as a conclusion to this panorama while taking it 
further.

European  
Business Ethics

Ein Panorama

Für welche Werte steht Europa heute? Welche 
Impulse für den Umgang mit aktuellen ethischen 
Herausforderungen können die europäische Ge-
schichte und Werteordnung bieten? Mit welchen 
Prozessen und Strukturen können kleine und 
große Unternehmen zu Nachhaltigkeit und zu ei-
nem gesellschaftlichen Dialog beitragen? Welche 
Rolle spielt der kulturelle Kontext bei der welt-
weiten Ausgestaltung von ethischen Standards 
– und bei der Begründung und Umsetzung von 
CSR? Wie steht es also um Einheit und Vielfalt? 
Und welchen Beitrag kann die Wirtschaftsethik 
bei alledem leisten? 

Die Sammlung von Kurzbeiträgen, die für 
dieses Panorama zusammengestellt wurde, ist 
bunt und vielseitig – so wie die Tagung des Eu-
ropean Business Ethics Network (EBEN) im Juni 
2014. Vertreter aus Praxis, Politik und aus ver-
schiedenen Wissenschaftsdisziplinen trafen sich 
in Berlin, um sich unter dem Leitthema „Business 
Ethics in a European Perspective – A Case for 
Unity in Diversity?“ über aktuelle wirtschafts-
und unternehmensethische Fragen auszutau-
schen. Entlang unterschiedlicher Themenstränge 
wurde präsentiert und diskutiert. Dabei entstand 
ein vielfältiges Bild, das sich in diesem Panora-
ma wiederfinden soll - als „Blumenwiese“, wie es 
Urs Müller in seinem Beitrag ausdrückt. Welche 
Rolle diese europäische Blumenwiese dann in der 
großen Weltlandschaft spielen kann ist ein The-
ma, mit welchem der Beitrag von Josef Wieland 
dieses Panorama abschließt und weiterführt.  

Julika Baumann Montecinos
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Die Annual Conference 2014 des European Business Ethics Network 
und des DNWE, hier die Begrüßung durch den Konferenzleiter …

… bot nicht nur die Möglichkeit zum Hören, sondern bei insgesamt 
fast 300 Gästen aus vielen Ländern Europas und darüber hinaus …

Mario Silar (EBEN-secretary) und Frank Simon (DNWE-Vorstand).… zahlreiche Gesprächsgelegenheiten: Josef Wieland (Vorsitzender 
DNWE) mit Dirk Messner (Direktor DIE) und Björn Stigson (past 
President des WBCSD).

Gäste aus Wirtschaft (Gerhard Prätorius, Volkswagen AG), Ministerien (Karsten Sach, BMUB) und Zivilgesellschaft (Klaus Milke, Germanwatch).
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Nachhaltigkeit als Grenze der 
Freiheit

Marlehn Thieme

Jede Zeit muss ihre ethisch relevanten Her-
ausforderungen formulieren. Die wichtigsten un-
serer Zeit sind eine wachsende Bevölkerung, eine 
trotz Wohlstandzuwachs weiter geöffnete Schere 
zwischen Arm und Reich, ein vom Menschen 
wenigstens mitverursachter Klimawandel und 
knapper werdende Ressourcen, die neue Konflik-
te erzeugen. 

Diese globalen Herausforderungen erfordern 
eine ausdrückliche Verständigung über ethische 
Maßstäbe mehr denn je über kulturell-religiös 
geprägte Regionen hinweg. In ihrer globalen 
Dimension sind sie nur dann zu beherrschen, 
wenn wir darauf vertrauen können, dass alle 
Menschen diese Herausforderungen annehmen. 
Dieses gelingt nur dann, wenn wir uns über tra-
ditionelle Grenzen von Staaten und Marktstruk-
turen hinweg verbindlich und vor allem kulturell 
verständigen. 

Kann Europa mit seiner Geschichte und Wer-
teordnung hierfür Impulse geben?

Der moderne Begriff der Nachhaltigkeit (sus-
tainability), 1987 von der Brundlandt-Kommissi-
on der Vereinten Nationen geprägt, fußt auf eu-
ropäischem Denken des frühen 18. Jahrhunderts, 
als vor allem Spinoza die Freiheit des Menschen 
und sein Verhältnis zur Natur beschrieb. Zur 
Bewährungsprobe ihrer Verhältnisbestimmung 
wurde die Holzknappheit in Folge der beginnen-
den Industrialisierung im damals entwickelten 
Europa. Der Mangel beförderte Denkansätze zur 
ethisch-kulturellen und dann auch administrati-
ven Selbstbegrenzung beim Einschlag von Holz: 

Nachhaltigkeit fällt nicht vom  
Himmel. Sie braucht Strukturen,  
Prozesse und eine klare Haltung.

Andreas Streubig

Unsere Erde nähert sich der Grenze ihrer 
eigenen Leistungsfähigkeit. Vier der neun so-
genannten ‚planetary boundaries‘ haben den si-
cheren Bereich bereits verlassen: Klimawandel, 
Verlust der Artenvielfalt, Landnutzung und die 
globalen Stickstoff- und Phosphorkreisläufe. 
Auch bezüglich der gesellschaftlichen Entwick-
lung gibt es wenig Anlass zum Ausruhen: Einige 
der von der UN im Jahr 2000 verabschiedeten 

durch den Rat von Venedig, über John Evelyn der 
englischen Royal Society und Jean-Baptiste Col-
bert, dem Staatsrat von Ludwig XIV., bis zu Carl 
von Carlowitz, dem sächsischen Berghauptmann, 
der diese Idee 1713 mit dem deutschen Begriff 
„nachhaltig“ erstmals beschrieb. 

Das Paradigma der Selbstbegrenzung schaffte 
es 	in dieser Zeit aus zugleich eigennützigen wie 
zukunftstauglichen Macht- und Wirtschaftsinter-
essen in das Denken und Handeln der Menschen. 
Achtsamkeit und Rücksichtnahme auf die Frei-
heit anderer wird schon damals zur Grenze der 
gerade erst entdeckten Freiheit des Menschen.

Marlehn Thieme
Vorsitzende des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung

info@nachhaltigkeitsrat.de
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Milleniumsziele konnten zwar erreicht, mehr 
als drei Viertel der angestrebten Verbesserungen 
konnten jedoch nicht realisiert werden.

Die Verschärfung der globalen Probleme 
bringt unkalkulierbare Risiken mit sich, unmit-
telbar durch Verknappung von Ressourcen, Zu-
nahme von Schadensereignissen und mittelbar 
durch Verteilungskonflikte, Turbulenzen von 
Wirtschafts-/Währungssystemen etc. Daraus er-
wächst langfristig eine Gefahr für Wirtschaft und 
Handel, denn die meisten Wertschöpfungsmodel-
le brauchen neben Ressourcen- und Versorgungs-
sicherheit auch stabile Gesellschaftsordnungen 
und Infrastrukturen für ihr Funktionieren.

Zumindest in Europa hat die Forderung nach 
einem nachhaltigeren und daher verantwortungs-
bewussteren Unternehmertum die meisten Un-
ternehmen inzwischen erreicht. Kaum jemand 
bestreitet mehr die Notwendigkeit eines solchen 
Bewusstseinswandels. Nach dem „Ob“ gerät da-
mit aber eine neue Frage in den Blickpunkt der 
Nachhaltigkeitsdiskussion: das „Was“, also die 
Frage nach der Wesentlichkeit. Was ist zu tun? 
Und wie dringend? Und gleich danach kommt 
„Wie“: Welche Mittel sollen wo eingesetzt wer-
den, um nicht nur effektiv (im Sinne der Heraus-
forderungen) sondern auch effizient (in der Frage 
der Balance zwischen Aufwand und Nutzen) zu 
agieren? 

Bei der Otto Group gibt es hierfür einen Ma-
nagementprozess, der „impACT“ genannt wird. 
„impACT“ vereinigt drei Teilprozesse in sich:  
(1) Zunächst die eigentliche Wesentlichkeitsana-
lyse: Zusätzlich zu dem seit langem üblichen Dia-
log mit internen und externen Stakeholdern unse-
res Unternehmens nutzen wir seit vergangenem 
Jahr ein Tool namens „estell“. Hierbei werden die 
Einkaufs- und Vertriebsdaten der Handelsgruppe 

mit Statistiken und Bilanzen zu den unerwünsch-
ten Umwelt- und Sozialauswirkungen entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette verknüpft. Indem 
diese Schadwirkungen am Ende in Euro bewertet 
werden (bis auf die sozialen Kategorien) schaffen 
wir eine Vergleichbarkeit der einzelnen Aspekte. 
Ergebnis ist ein quantitativer Aufriss der wesent-
lichen Schadschöpfungen entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette, der uns hilft, das eigene 
Tun besser zu verstehen und zukünftig geeignete 
Maßnahmen an den entsprechenden Stellen wirk-
sam werden zu lassen. Ergänzt um das wie bisher 
erhobene Stakeholderfeedback entsteht eine neue 
Qualität der bekannten Wesentlichkeitsmatrix, in 
der sich nun die quantitative Dimension aus estell 
und die qualitative Bewertung der Stakeholder 
gegenüberstehen und ergänzen. Dieses Vorgehen 
ist innovativ. Die Bundesregierung hat uns für 
diesen Ansatz ihren CSR-Preis 2014 verliehen.

(2) Auf die beschriebene Relevanzbewertung 
folgt die Entwicklung von Konzepten und Initia-
tiven, die zur Adressierung der relevanten The-
men effektiv und im notwendigen Mitteleinsatz 
effizient sind: z.B. Sozialprogramm, Klimastra-
tegie mit einem CO2-Reduktionsziel von 50% 
und Textilstrategie zur Umstellung auf nachhal-
tig erzeugte Baumwolle. Durch estell wissen wir 
aber auch, dass mehr als 20% der gesamten Um-
weltauswirkungen in der Nutzungsphase bei un-
seren Kunden entstehen. Hier werden wir in den 
nächsten Jahren noch stärker aktiv werden, etwa 
durch eine stärkere Kundenkommunikation oder 
entsprechende Sortimentsgestaltung.

(3) Im dritten Schritt erfolgt die Integration 
der so entwickelten Konzepte in die CR-Strategie 
des Unternehmens und ihre Steuerungsprozes-
se. Die bei der Zielerreichung gemachten Fort-
schritte kommunizieren wir im Rahmen unserer 
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Nachhaltigkeitskommunikation intern wie ex-
tern. Sie sind darüber hinaus relevant für die In-
centivierung des Otto Group Vorstands.

Mit dem beschriebenen Ansatz können wir 
die unerwünschten Auswirkungen unserer Ge-
schäftstätigkeit und die daraus resultierenden Ri-
siken für unser Geschäftsmodell wirksam verrin-
gern. Am Ende muss Nachhaltigkeit aber mehr 
sein als schlichtes Risikomanagement. In der tra-
ditionellen Marketing-Lehre müssen Unterneh-
men einen direkten Mehrwert schaffen, um eine 
Existenzberechtigung zu haben. Meine persönli-
che Überzeugung ist, dass dies auch gesamtge-
sellschaftlich gelten muss. Die zu beantwortende 
Frage zum Wert eines Unternehmens wäre folg-
lich keine ausschließlich betriebswirtschaftliche 
mehr, sondern eine volkswirtschaftliche/gesamt-
gesellschaftliche, nämlich: Welchen Mehrwert 
(ökonomisch, ökologisch, gesellschaftlich) hat 
das Unternehmen am Ende eines Jahres gene-
riert? Wo wurden nicht nur Risiken und Schäden 
vermieden, sondern auch per Saldo positive Bei-
träge zum Gemeinwohl erbracht? Noch ist eine 
solche Betrachtung denen vorbehalten, die man 
im positivsten Falle als Vordenker bezeichnet, 
häufig genug aber auch als Spinner. Ich persön-
lich bin jedoch überzeugt, dass langfristig an ei-
ner solchen Denkweise kein Weg vorbeiführt.

Andreas Streubig
Otto Group, Division Manager 
Corporate Responsibility

Andreas.Streubig@
ottogroup.com

Gesellschaftlichen Dialog 
anstoßen

Marc-André Bürgel

Daimler sucht den offenen Austausch mit Ex-
perten und Stakeholdern und hat eigene Dialog-
Plattformen geschaffen, um den gesellschaftli-
chen Diskurs zu ethischen Fragestellungen seines 
Kerngeschäftes anzustoßen.

Der hohe Anspruch an Daimler als verant-
wortlichen Automobilhersteller erfordert es, ethi-
sche Fragestellungen mit gesellschaftlicher Rele-
vanz frühzeitig zu thematisieren – um Risiken 
zu erkennen und Chancen für einen nachhaltigen 
Unternehmenserfolg zu realisieren. 

Gerade neue Nachhaltigkeits- oder ethische 
Fragen, zum Beispiel im Zusammenhang mit der 
Nutzung neuer Technologien, müssen im Dialog 
mit Experten und den relevanten Anspruchs-
gruppen erörtert werden. Ein Automobilherstel-
ler kann die komplexen Abwägungsfragen und 
Entscheidungen nicht im Alleingang treffen. Ein 
aktuelles Beispiel ist die Debatte um vernetztes 
oder auch vollautomatisiertes Fahren. Die öffent-
liche Diskussion hierüber bedarf allen Sachver-
stands und jeglicher Expertise, die unserer Ge-
sellschaft zur Verfügung stehen – nicht nur von 
Seiten der Wirtschaft, sondern auch von Seiten 
der Politik, der Wissenschaft, der Rechtspre-
chung, der Theologie, und auch der Ethik.

Daimler stößt diese Debatten nicht nur an, 
sondern hat für den Dialog mit Stakeholdern auch 
eigene Dialogformate erfolgreich etabliert. Die-
se reichen von Stakeholderbefragungen über die 
Durchführung großer Fachtagungen (jüngst zu 
„verantwortlichem Sponsoring“ sowie zu „ver-
netztem Fahren und Datenschutz“) bis hin zur 
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Marc-André Bürgel
Daimler AG, Integrität und 
Recht (IL/CR), Corporate  
Responsibility Management

marc-andre.buergel@
daimler.com

Einrichtung eines Beirats für Integrität und Un-
ternehmensverantwortung, der uns kritisch und 
konstruktiv begleitet. 

Unser bekanntestes Format ist der seit 2008 
jährlich in Stuttgart stattfindende „Daimler Sus-
tainability Dialogue“, der regelmäßig über 100 
externe Stakeholder mit Vertretern unseres Vor-
stands und Managements zusammenführt, um in 
kleinen Arbeitsgruppen aktuelle und zukünftige 
Nachhaltigkeitsfragen lösungsorientiert zu dis-
kutieren. Die Unternehmensvertreter von Daim-
ler nehmen den Input der externen Teilnehmer 
auf und treiben gemeinsam mit den Stakeholdern 
unterjährig die Umsetzung der vereinbarten Zie-
le voran. Im Sinne unserer Zielsetzung, weltweit 
für die Etablierung und Einhaltung von Nachhal-
tigkeitsstandards einzutreten, organisieren wir 
„Daimler Sustainability Dialogues“ inzwischen 
auch in anderen Ländern wie z.B. in China, den 
USA oder Japan.

Business Ethics and Supply Chain 
Management in SMEs

Aiko Bode

In 2012, Fenix Outdoor AB became a signato-
ry to the United Nations Global Compact. The ten 
principles of the UN Global Compact reflected 

best the vision and ethical views of the owners 
of Fenix Outdoor in order to further develop and 
evolve the company into an international player. 
Although listed in Sweden among the mid-cap 
companies, Fenix Outdoor is more a SME (small 
and medium-sized enterprise), with globally 
roughly 750 staff members in retail stores and 
five outdoor brands. 

As with most SMEs, ethics and the business 
culture have evolved over time and are very much 
influenced by the owner families. Often SMEs 
have a reasonably low level of administration, 
bureaucracy and hierarchical layers. But when 
growing, the distance between owners, managers 
and regular staff members widens. This is a logi-
cal consequence of specialization and increasing 
regulatory demands which lead to a growth in ad-
ministrative overheads. 

In order to counteract a disconnection bet-
ween the will (and ethics) of the owner and par-
ticularly new staff members, companies that are 
acting in a global context need some form of glue 
that ties their business units, managers and staff 
members together. Like a constitution, a written 
business culture or mission statement fulfills this 
role. 

The Fenix Outdoor Group developed for 
its part “The Fenix Way”. It is the only core 
governance document for the whole group with 
a vision, a mission statement and clear ethical 
guidance. The Fenix Management Compass with 
its four cardinal directions (N = Nature, E= Eco-
nomy, S= Society and W = Well-being) reflects 
the areas, which shall be addressed by staff mem-
bers and managers when working for Fenix Out-
door. This is complimented by a Code of Conduct 
for all Fenix Outdoor staff and a Code of Conduct 
blueprint for all Fenix entities that shall use it in 
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contracts and business relations with suppliers. 
The successful compliance to individual 

Codes and corporate-specific ethical principles 
very much depends on the general acceptance and 
application in different cultural and regional con-
texts. Very often business partners can well relate 
to the human rights and labor rights as mapped-
out by the United Nations or the ILO due to their 
universal applicability. However, as usual the 
devil is in the details. How shall one implement 
a demand for “freedom of association” if a coun-
try simply does not support this rule while on the 
other hand the commitment to legal compliance 
is a generally agreed and promoted principle as 
well? And if larger entities are not able to imple-
ment this – how shall a SME do so, having much 
less reach and resources at hand? One possible 
solution is the cooperation with multi-stakeholder 
groups. These groups often enough have a vast 
network of partners and best practice experience 
and may be able to help SMEs. Good examples 
for such partnerships are the associations like the 
Fair Wear Foundation for labor-related matters in 
the textiles sector or the – slightly broader – Fair 
Labor Association. 

The second major challenge for SMEs is their 
restriction when it comes to resources. Gene-
rally their operational administrative processes 
have evolved on a need-basis and they often lack 
the structured systems in IT, business –partner 
management or controlling.  In some instances 
SMEs even do not know their suppliers and work 
through agents who help them “get things done”. 
This is not without risks and hence, it is recom-
mended that also SMEs develop a functioning 
compliance system. This offers the opportunity 
to restructure and align the current operational 
procedures and make them fit for the 21st century. 

Aiko Bode
Fenix Outdoor International 
AG, Chief Sustainability Officer 

Aiko.Bode@fenixoutdoor.se

Through the EU-reporting demand on non-finan-
cial indicators, also SMEs will increasingly have 
a common approach to relevant ethical topics and 
hence a level-playing field will create fair com-
pletion and lift the level of ambition regarding the 
implementation of universal ethical principles.

Context matters: “thick” and 
“thin” in corporate responsibility 
discourses

Klaus M. Leisinger

One of the good things for the international 
discourse on corporate responsibilities is that we 
can draw on a large body of thought about global 
values and normative principles that are accepted 
by all religions and valued by all cultures.  Rea-
sonable people all over the world can agree that 
“justice“ and “fairness“, but also “truthfulness“ 
or “freedom“, are important values. And, rea-
sonable people who chose management as their 
profession are also most likely to agree that the 
principles of Humanity and the Golden Rule con-
stitute an excellent basis for the reflection on what 
exactly they are responsible for.

However, as “morals” and thereby also “com-
mon moral sense” are by definition culture-
bound, the acceptance of general values and abs-
tract norm does not necessarily imply agreement 
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when that norm has to be applied for the solution 
of a specific ethical issue in a specific context.   
As people from different cultural backgrounds 
have a different “framing” according to which 
they determine the moral relevance of an action 
or behavior, they give generally accepted terms 
their own specific meaning. Thus, an acknow-
ledgment of global values and abstract normative 
principles remains “thin“ in the sense of being 
general and out of context. 

Management at “headquarters” of a multina-
tional corporation, if e.g. located in Central Eu-
rope, North America or China base their moral 
judgment on specific actions according to their 
“thick” moral standards. The assumption that the 
guidelines and codes formulated at headquarters 
will be implemented all over the world in the same 
spirit as perceived to be appropriate “at home” is 
overly optimistic. It does not consider that norma-
tive judgments and decisions in a different cultu-
ral context mirror different perception about the 
“right thing to do” – or the appropriate process 
to go about. An effective discourse to determine 
transcultural corporate responsibility principles 
and standards must consider the plurality of local 
values and normative principles. Respective res-
ponsibility guidelines and codes of conduct have 
to be made “thick“ in the cultural and normative 
setting of the host countries.

Prof. Dr. Dr. h.c.  
Klaus M. Leisinger 
Global Values Alliance,  
Founder and Chairman

klaus.leisinger@
globalvaluesalliance.ch

Legitimating CSR:  
Exclusivity through values

Magnus Frostenson

CSR is very much a matter of values. But va-
lues differ. Sometimes they clash. Values can uni-
te but also separate. We tend to have a particular 
relationship to our own values. Partly, we define 
ourselves through the recognition of values. They 
are differentiating. 

Scandinavians should be aware of this. The 
recurrent World Values Survey shows a remar-
kable picture. Some countries are outliers. Nor-
way, Denmark, and, in particular, Sweden stand 
out as extremes, scoring high on secular-rational 
values and self-expression values. 

Could such a fact have implications for CSR? 
Yes, for sure. Values do not just shape how CSR 
is understood, expressed, and lived. Values may 
also justify the very phenomenon of CSR. Why 
companies and other actors, like governments, 
should devote themselves to CSR requires moral 
reasoning in itself. 

Against such a backdrop, what are the con-
sequences for CSR? How is it legitimized in the 
Scandinavian context? Judging from how politi-
cians argue, the idea of CSR as an expression of 
‘our values’ has a strong hold. Freedom, equality, 
diversity, democracy, and other values, should 
be furthered through CSR, they say. And CSR 
is also, they claim, something that we are ‘good 
at’ because of who we are and the values that we 
stand for. 

But isn’t this just some kind of value narcis-
sism? Looking at what they actually say reveals a 
stunning picture, something like:    
-- Our values are good
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Magnus Frostenson
Örebro University School of 
Business, Associate Professor

magnus.frostenson@oru.se

-- Our values separate us from others   
-- Our values are attractive to others
-- Our values affect others, their values do not 

affect us
-- Our values give us a competitive advantage.

This is, of course, a crude generalization of 
the political legitimation of CSR in the Scandina-
vian countries. But judging from how politicians 
have discussed CSR for more than a decade, this 
kind of reasoning exists. It is an argumentation of 
exclusivity, a self-referential construction, an idea 
of the responsible societal and corporate context 
as understood in our particular geographical and 
cultural setting. However, if you don’t buy in, you 
could call it an illusion or a self-deceptive idea 
of exclusivity exported to the field of CSR. One 
may wonder whether politicians in other coun-
tries with other values reason in the same way. 
If so, CSR certainly becomes a worldwide const-
ruction – of what we believe us to be, perhaps in 
our dreams.

The Perception of CSR in Turkey

Mahmut Arslan

Business ethics includes different topics such 
as work ethic, professional ethic, organizational 
ethic, social responsibility. We can observe a con-
fusion in the use of corporate social responsibility 

Prof. Dr. Mahmut Arslan 
Hacettepe University, Center 
for Business and Professional 
Ethics

marslan@hacettepe.edu.tr

CSR in Spain: Recent  
history and current direction

Germán Granda-Revilla, Pedro Francés-Gómez

The economic downturn has surely stressed 
Spanish companies and Spanish society. Even 
though the development of CSR in Spain had not 
been very different from other European coun-
tries, there was a reasonable fear that the crisis 
might erode companies’ commitment to promote 
social, environmental and governance goals.

(CSR). Many business organizations in Turkey 
use the term as a tool for a better public image and 
a better reputation. They call various charity and 
sponsorship activities as CSR. However, CSR is 
defined as the responsibilities of business organi-
zations to their stakeholders. Public relations and 
image making activities cannot be considered as 
real CSR activities. For instance, a business firm 
is sponsoring a basketball tournament for girls. 
This firm is also producing several skin care pro-
ducts and other cosmetics containing risky che-
micals for developing cancer cells in the human 
body. In this case the CSR activity of the firm is 
just a tool to cover the dark side of the organiza-
tion. Therefore this kind of CSR activity should 
be called PR rather than CSR. Turkish Business 
organizations need to give more attention to the 
real meaning of CSR.
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However, current data show that Spanish lis-
ted companies have understood the benefits of 
positioning themselves as sustainable companies 
and have maintained their basic commitments. 

It is true that the record-high unemployment 
rate in Spain has shifted social demands to com-
panies. However, layoffs and economic failure 
have hit SMEs much harder than multi-national 
companies. Those leading organizations are ca-
pable of leading the way towards higher levels of 
social responsibility.

The adoption of CSR policies and tools (re-
porting guides, adherence to international initia-
tives, etc.) has been mainly instrumental in most 
Spanish firms, and not lacking hypocrisy. How-
ever, it was also early and effective. It is known 
that some Spanish multi-national companies ope-
rate industries with marked sustainability risks 
(extractive, infrastructure construction, energy, 
utilities). It is a challenge to make the most of the 
opportunities that come along with risk.

At this point, Spain has passed a National 
Strategy for CSR; the state and some regional 
governments have adopted initiatives to promo-
te sustainability; major companies have well-es-
tablished sustainability policies; and most FDIs 
help improve the sustainability profile in the 
Spanish economy. Because of that, the National 
High Commissioner for “Marca España” and the 
leading CSR association Forética have recently 
sought to stress these factors as contributing to 
a sustainable economy that simultaneously incre-
ases competitiveness and economic prosperity, 
assures its citizens’ welfare, and preserves its en-
vironmental legacy.

Germán Granda-Revilla 
Forética, General Director

ggranda@foretica.es 

Similar challenges – different 
ethical judgments of accounting 
professionals

Loréa Baiada-Hireche, Ghislaine Garmilis

Like all capitalist economies, the United Sta-
tes and Europe face the same challenges since 
the Enron scandal: the necessity of strengthening 
the regulation of financial markets and of their 
watchdogs, the accounting professionals. 

While most countries have increasingly re-
gulated Certified Public Accountants’ activities 
(Sarbanes-Oxley Act in the US in 2002, “loi de 
sécurité financière” in France in 2003, “Bilanz-
rechtsreformgesetz” in Germany in 2004, Com-
panies Bill in the UK in 2006), it is important to 
understand to what extent these regulations actu-
ally influence the ethical judgment of professio-
nals, thus helping authorities to identify appropri-
ate policy interventions. In a study involving 219 
French and American public accountants, and re-
viewing 259 sanctioned cases in France and 290 

Pedro Francés-Gómez 
University of Granada, 
Head of Research Project 
BENEB

pfg@ugr.es 
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in the US, we compared the national disciplinary 
process regulating France and the US and tried to 
see how this context would influence accounting 
professionals’ ethical judgment. 

First, our findings indicate that the discipli-
nary systems of the two nations differ on several 
points. 1) The disciplinary system is less pro-
cedural in the US than in France, making it far 
easier to issue a complaint against an American 
accounting professional. 2) The publication of 
the disciplinary cases is much wider in the US 
through Internet, while in France the case is pu-
blicized only inside the profession. 3) Sanctions 
are tougher in the US with the use of intimida-
ting fines and a wider use of revocations from the 
profession. All in all, the American disciplinary 
system is stricter and more dissuasive than the 
French one. 

Second, our study shows that the judgment of 
American accounting professionals is correlated 
with the disciplinary decisions of the accountan-
cy board, whereas this is not the case in France. 
In other words, it appears that US accounting 
professionals are more likely to deliberate ac-
cording to what is sanctioned than their French 
colleagues.

What, then, will become of US auditors’ pro-
fessional judgment if a dissuasive disciplinary 
system prevents auditors from deciding accor-
ding to what they think is right, but rather encou-
rages them to act according to the probability of 
being sanctioned, which corresponds to psycho-
logist Lawrence Kohlberg’s lowest level of moral 
development? On the other hand, the observed in-
dependence of French auditors from the discipli-
nary system raises the question of how to control 
for potential abuses and certainly highlights the 
imperative need to raise the level of ethical moral 

development of accounting professionals through 
initial and continuing training.

Dr. Loréa Baiada-Hireche 
Télécom Ecole de 
Management

lorea.baiada-hireche@
telecom-em.eu

Mc Business Ethics

Tobias Gößling

The achievements of business ethics in Eu-
rope are enormous. Ethical investment, business 
ethics awards and high scores in sustainability in-
dices document that. On the other hand, Europe 
as an economic and social region is facing seve-
re threats of irresponsible and immoral business 
behavior, and European companies contribute to 
major social and economic problems in the world, 
including human rights issues.

In my observation, this is partially due to what 
I call the “McDonaldisation of Business Ethics”. 
The argument is based upon a statement by Geor-
ge Ritzer. McDonaldization means making tasks 
easy to achieve, rationalizing activities, and ma-
king human intervention obsolete, it consists 
of Efficiency or Rationalisation, Predictability, 

Dr. Ghislaine Garmilis 
Télécom Ecole de 
Management

ghislaine.garmilis@
telecom-em.eu 
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Calculability and the Substitution of non-human 
for human technology. 

Efficiency: Business ethics is constantly ex-
posed to the necessity to prove the efficiency of 
good governance. 

Rationality: The percentage of philosophers 
that are “doing” CSR has decreased dramatically 
in the last 30 years. CSR is a management task, 
performed by professional managers. 

Predictability: The recent trend for standardi-
zation of reporting led to a great comparability 
of reports: “Good company”, green colors, FSC 
paper, 40-60 pages, some graphics, figures about 
greenhouse gases, water, energy. 

Calculability: CSR is documented in figu-
res in reports, whereas qualitative information 
is hardly given, even though it is suggested that 
the information provides a basis for qualitative 
evaluation. 

Substitution of human by non-human techno-
logies: We observe “CSR programs”, automated 
“ethics hotlines”, guidelines for reporting, stan-
dard protocols that allow for CSR reporting for 
rather unskilled workers. 

The McDonaldization in business ethics leads 
to shallowness and a lack of quality that allows 
companies to use and misuse business ethics. 
CSR is often rather aimed at disguising how 
much harm is eventually done by corporations. 

Business ethics needs to strengthen the awa-
reness of its role in societies, which is the role 
of the authorities with capacities to distinguish 
between good and bad in business. Then business 
ethics can contribute to a critical evaluation of 
businesses – and not just another checklist.

Dr. Tobias Gößling
Tilburg School of Social and 
Behavioural Sciences, Assistant 
Professor

t.goessling@
tilburguniversity.edu

Business Ethics in Europe –  
“United we stand, divided we fall” 

Anthony Gortzis

The aim of the European Business Ethics Net-
work (EBEN) is to look critically at recent deve-
lopments in the field of business ethics both from 
a theoretical and a practitioners’ perspective. In 
doing so, we can observe that the international 
economic uncertainty has a direct impact on the 
economic structure affecting everyone’s business 
life. The burning question in all member states is 
whether Europe can continue to be identified with 
democracy, with the rule of law, with a European 
social state that transcends the demographic and 
fiscal crisis, whether Europe can retain its iden-
tification with pluralism, tolerance, competitive-
ness, full employment, innovation, creativity, 
and culture – the values that are at the historical, 
ideological and political foundation of European 
integration following the tragic experiences of 
the two World Wars.

Governments need to restore the trust and con-
fidence of consumers and investors – they need 
business ethics more than ever. Europe urgently 
needs to return to growth rates, and the existence 
of global economic ethics is a path-breaking step 
on the way to sustainable development.

The aim of the European Business Ethics 
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Network (EBEN) is to look critically at recent 
developments in the field of business ethics both 
from a theoretical and a practitioners’ perspecti-
ve. In doing so, we can observe that the interna-
tional economic uncertainty has a direct impact 
on the economic structure affecting everyone’s 
business life. The burning question in all member 
states is whether Europe can continue to be iden-
tified with democracy, with the rule of law, with 
a European social state that transcends the de-
mographic and fiscal crisis, whether Europe can 
retain its identification with pluralism, tolerance, 
competitiveness, full employment, innovation, 
creativity, and culture – the values that are at the 
historical, ideological and political foundation of 
European integration following the tragic experi-
ences of the two World Wars.

Governments need to restore the trust and con-
fidence of consumers and investors – they need 
business ethics more than ever. Europe urgently 
needs to return to growth rates, and the existence 
of global economic ethics is a path-breaking step 
on the way to sustainable development.

The Objective of our Network EBEN and 
DNWE is to promote the principles of Corporate 
Ethics, of Corporate Governance and of Social 
Responsibility in the academic community, in 
the public and private sector, in non-profit or-
ganizations and in civil society. EBEN aspires 
to play a significant role by providing support 
to these actors, in order to adopt a new manage-
ment approach, with the supply of business ethics 
principles, research tools, and training and best 
practices propagation. Our mission is to promote 
ethics and excellence in businesses, to increase 
awareness about ethical challenges in the global 
marketplace and to enable dialogue on the role of 
business in society.

As already Aristotle (380-324 BC) pointed 
out: “The sustainability of leadership in excel-
lence pre-assumes the existence of three ele-
ments, uppermost being “Ethos & Ethics (busi-
ness)”. Together with the other two elements, 
being “Logos & Logic” and “Passion”, Aristotle 
describes a synthesis of idealism and pragmatism 
– which serves as our source of inspiration and 
drive. In this way, we need to go beyond “conven-
tional wisdom” and have to start thinking “out of 
the box”, moving beyond the codifications of the 
existing tools.

Bringing Europeans together, enhancing the 
growth of cultural ties between the countries 
and sharing best practices in doing business in 
today’s globalizing environment are prerequisites 
for reaching this goal. 

Europe is by definition a very strong brand 
name. We absolutely have to make the most of 
it. EBEN network members include academics, 
practitioners and representatives from private 
corporations, NGO's and the public sector. We 
do believe in ourselves. We do believe in our po-
tential. We can exceed our own expectations. We 
have the tools; we have the structure; we have the 
knowledge and we cannot afford to fail. It is high 
time that Europe acts together in harmony and 
good will, using tools in a carefully calibrated 
way. “United we stand, divided we fall” (Aesop 
620-564 BC).

Anthony Gortzis
European Business Ethics 
Network, President

agortzis@oneteam.gr
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Unkraut oder Blumenwiese?

Urs Müller

In seinen “Humanitätsbriefen” illustriert Jo-
hann Gottfried Herder die Vorzüge kultureller 
Unterschiede mithilfe der Metapher einer Blu-
menwiese. Wir sollten uns freuen, so Herder in 
der 4. Sammlung im 42. Brief:

„dass auf der bunten Wiese des Erdbodens 
es so mancherlei Blumen und Völker gibt, dass 
diesseits und jenseits der Alpen so verschiedene 
Blüten blühen, so mancherlei Früchte reifen“.

Durch eine solche Betrachtungsweise werde 
sichergestellt, dass:

„ein Volk von und mit dem andern lerne, un-
aufhörlich lerne, bis alle endlich die schwere 
Lektion gefasst haben: ‚kein Volk sei ein von Gott 
einzig auserwähltes Volk der Erde; die Wahrheit 
müsse von allen gesucht, der Garten des gemei-
nen Bestens von allen gebaut werden‘.“

Die EBEN Jahrestagung hat dieses Bild auf 
wunderbare Weise bestätigt: Die während der 
Konferenz präsentierte Vielzahl unterschiedli-
cher Positionen zur und aus der europäischen 
Wirtschaftsethik könnte als ein chaotischer 
Mischmasch wahrgenommen werden. Wer auf 
dieser Tagung im Geiste Linnés als klassifizie-
render Botaniker unterwegs war, sah wahrschein-
lich vor allem viele unterschiedliche Blumen und 
(Un-)Kräuter – und muss energisch am „Case for 
Unity in Diversity“ gezweifelt haben.

Aber aus dem richtigen Winkel oder mit der 
nötigen Distanz betrachtet, bot sich doch das 
Bild einer bunten Wiese, mit vielen verschiede-
nen Pflanzen, die gemeinsam einen Gesamtein-
druck hinterlassen konnten, der die Schönheit 
der je einzelnen Pflanzen leicht vergessen ließ. 
Und so blieb nach drei Tagen die Einsicht, dass es 
ein nicht nur müßiges, sondern mutmaßlich auch 
nicht wünschenswertes Unterfangen wäre, der 

Vielzahl der Positionen einen gemeinsamen An-
strich zu geben. Die „Unity“, die Einheit der eu-
ropäischen Positionen zur Wirtschaftsethik wird 
sich auch auf absehbare Zeit nicht durch Verein-
heitlichung erreichen lassen, sondern durch die 
bewusste Einsicht, dass die unterschiedlichen 
Positionen – und sehen sie scheinbar noch so sehr 
nach Unkraut aus – doch gemeinsam als Aus-
druck eines Bemühens verstanden werden müs-
sen, den „Garten des gemeinen Bestens“ gemein-
sam zu bestellen.

Dr. Urs Müller 
ESMT European School of 
Management and Technology,
Program Director

Urs.Mueller@esmt.org

Europäische Werte –  
Identität und Prozess

Josef Wieland

Gibt es so etwas wie europäische Werte oder 
gar eine europäische Kultur? Etwas, auf das die 
Menschen in Europa sich berufen und stützen 
können in ihrem Alltagshandeln und -erleben? 
Etwas, das einen distinkten Wirtschaftsstil be-
gründen und damit auch Orientierung für die 
Ethik der Wirtschaft bieten könnte? Solche und 
ähnliche Überlegungen verbinden sich in der Re-
gel mit der Frage nach einer „European Business 
Ethics“, und sie standen im letzten Jahr im Mit-
telpunkt der EBEN-Jahrestagung.

Werte und die sich darauf beziehenden und 
bildenden Kulturen sozialen Handelns kann man 
identitätstheoretisch verstehen. Es sind dann die-
jenigen Wertvorstellungen, die einer sozialen Ge-
meinschaft von außen zugeschrieben werden und 
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die sie für sich selbst akzeptieren, welche deren 
Identität bilden. So könnte man etwa sagen, dass 
in Kontinentaleuropa Gleichheit und Gerechtig-
keit eine handlungsorientierende Rolle spielen, 
während in den angelsächsischen Ländern eher 
Freiheit und Fairness betont werden. Wie man es 
auch dreht und wendet, eine europäische Iden-
tität ergibt sich daraus nicht, sondern eher die 
verschiedener Regionen Europas und der Welt. 
Identität verweist auf Differenz und reproduziert 
sie. Ein Blick in die empirisch vorgehende kultur-
vergleichende Forschung, also etwa die Arbeiten 
von Geert Hofstede und Fons Trompenaars, be-
legt diesen Befund.

Allerdings ist das identitätsstiftende Moment 
von Werten nur ein möglicher Aspekt der Be-
trachtung. Man kann sie auch als Ereignisse in 
einem Prozess auffassen und kommt dann viel-
leicht weiter, wenn man akzeptiert, dass mora-
lische Prinzipien und Werte aus dieser Prozess-
sicht durch eine „fuzzy logic“, durch Unschärfe, 
charakterisiert sind. Es ist ungefähr klar, was sie 
meinen, aber nicht, was aus ihnen in einer be-
stimmten Situation an konkreter Handlung folgt. 
Was „Wahrhaftigkeit“ meint, ist im Prinzip klar, 
aber ist „nicht lügen“ in einer bestimmten Situa-
tion ein akzeptierter Ausdruck des Willens nach 
Wahrhaftigkeit? Die praktische Bedeutung von 
Prinzipien und Werten, und damit auch von kul-
turellen Standards, ist abhängig von einer Situa-
tion. Sie können in ihrer Anwendbarkeit bestrit-
ten werden und führen auf diese Weise zu Streit 
in einer Gemeinschaft von Handelnden. Darauf 
hat zuletzt erneut der Philosoph Kwame Antho-
ny Appiah in seinen „Ethischen Experimenten“ 
hingewiesen. 

Mit anderen Worten und auf unser Thema 
„European Business Ethics“ hin formuliert: Die 
identitätsstiftende Funktion und die praktische 
Deutung von Werten und kulturellen Standards 
sind immer lokal. Gemeinsame Werte, seien sie 

nun europäisch oder global, sind das Produkt kul-
tureller Evolution. Was sie in ihrer Berechtigung 
begründet, ist nicht das Ergebnis einer kogniti-
ven Leistung oder eines Diskurses, sondern dass 
ohne sie soziale Kooperation und Zivilisation 
faktisch nicht möglich sind. Humanität ist ein sol-
cher Wert, Gerechtigkeit und Fairness und Integ-
rität sind weitere in dieser Reihe. Sie existieren in 
allen Zivilisationen, so auch in den europäischen, 
auch wenn die damit verbundenen Handlungs-
aufforderungen zuweilen und mal mehr und mal 
weniger differieren. Eine identitätsstiftende eu-
ropäische Wertekultur existiert daher nicht ein-
fach, sondern nur als ein Prozess, der im Modus 
der fuzzy logic operiert. Als Suchbewegung von 
der Norm zur Praxis und umgekehrt.

In dieser Weise ist die Diskussion um europä-
ische Werte Bestandteil der globalen Bemühun-
gen um akzeptierte Standards sozialen und wirt-
schaftlichen Handelns. Schärfer formuliert: Ohne 
diesen Kontext zu beachten, ist sie zum Scheitern 
verurteilt. Eine europäische Wertekultur, die 
Identität durch akzeptierte Handlungsanleitung 
stiftet, wenn es sie denn jemals geben wird, nährt 
sich aus gelingender gemeinsamer Lebenspraxis 
in der Weltregion Europa. Dies gilt natürlich auch 
und vor allem für den Bereich wirtschaftlichen 
Handelns, dem dabei eine treibende Rolle zu-
kommt. Mit den schon 1928 formulierten Worten 
des Soziologen Robert Ezra Park:„In the long run 
(…) sharing in the same economy (…) the rela-
tions which were merely co-operative and econo-
mic become social and cultural.“

Prof. Dr. Josef Wieland 
Vorsitzender des Deutschen 
Netzwerks Wirtschaftsethik - 
EBEN Deutschland e.V

wieland@dnwe.de
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Compliance-Panel mit Oberstaatsanwalt Nötzel, Elisabeth Kotthaus 
(EU-Kommission), Stephan Grüninger (HTWG Konstanz) und  
Roland Steinmeyer (Wilmer Hale) …

Klaus Leisinger (Vorsitzender des 
DNWE-Kuratoriums),

… und zahlreiche akademische Workshops. Die ESMT im ehemaligen Staatsratsgebäude der DDR bot nicht nur 
wegen der glaskünstlerischen Darstellung im Treppenhaus einen 
beeindruckenden Rahmen der EBEN-Annual Conference.

Tanja Gönner (Vorsitzende der GIZ und 
DNWE-Kuratorium) bei ihrer Keynote,

Anthony Gortzis (EBEN-Präsident) ...

… und Panel zu Supply-Chain: Urs Müller (ESMT), Achim Lohrie (Tchibo 
GmbH), Andreas Möller (Aurubis AG), Markus Brettschneider (Friesland  
Campina Germany GmbH) und Carsten Schmitz-Hoffmann (GIZ).
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Business  
Metaphysics

Michael Schramm

“Business Metaphysics“ is a research pro-
gram that deals with the question “how the 
business world works (in general)”. One of the 
reasons for raising this question is the frequent 
accusation that many “economists are not able 
to distinguish between the economic models we 
construct and the real world” (Alan Greenspan). 
The hypothesis of the research program is that 
there are deeper reasons for this, namely meta-
physical reasons. Rephrasing the famous passage 
from Keynes’ „General Theory“, one could say: 
Metaphysical ideas are more powerful than is 
commonly understood. Indeed the world is run 
by little else. Economists and Business Ethicists, 
who believe themselves to be quite exempt from 
any ideological influences, are usually the sla-
ves of some defunct metaphysician. This paper 
examines these metaphysical backgrounds, re-
ferring predominantly to the philosopher Alfred 
North Whitehead’s “Fallacy of Misplaced Con-
creteness” and the economist John R. Commons’ 
notion of a “transaction” which “correlates law, 
economics and ethics”.

Das Forschungsprogramm, welches ich mit dem 
Aushängeschild „Business Metaphysics“ über-
schrieben habe, befasst sich mit der Frage, wie 
die wirkliche Welt der Wirtschaft funktioniert – 
„how the business world works (in general)“.

Einer der Anlässe für diese Forschungsfrage 
geht auf die Tatsache zurück, dass sich sowohl 
die Wirtschaftswissenschaften als auch die Wirt-
schaftsethik mit dem Vorwurf konfrontiert sehen, 
sie beschäftigten sich lediglich mit den realitäts-
fremden Welten ihrer „abgehobenen“ Theorien, 
die aber mit der Wirklichkeit nicht mehr viel zu 
tun hätten. So erklärte etwa Alan Greenspan im 
Jahr 1984: „Ein überraschendes Problem besteht 
darin, dass viele Ökonomen nicht zwischen öko-
nomischem Modell und Wirklichkeit unterschei-
den können“ (zit. nach Andrews 2005, S. 13; dt.: 
M.S.). Der Wirtschaftsethik ergeht es diesbezüg-
lich nicht besser. 1993 wurde ihr etwa von Niklas 
Luhmann bescheinigt, sie gehöre „zu der Sorte 
von Erscheinungen [...] wie auch [...] die englische 
Küche, die in der Form eines Geheimnisses auf-
treten, weil sie geheimhalten müssen, daß sie gar 
nicht existieren“ (Luhmann 1993, S. 134).



FORUM Wirtschaftsethik 22. Jahrgang, 201452

Aber warum ist das so? Meine These lautet, 
dass dies tiefere Gründe hat, nämlich Gründe 
metaphysischer Art.

The „Fallacy of Misplaced 
Concreteness“ 

Ich möchte also die These vertreten, dass die 
Wurzel des eben beschriebenen Problems in ei-
nem metaphysischen Trugschluss besteht, den 
der Philosoph Alfred N. Whitehead als „Fallacy 
of Misplaced Concreteness“ bezeichnet hat. Wo-
rum geht es?

Greifen wir exemplarisch die altbekannte De-
batte um die Möglichkeit einer „Corporate Social 
Responsibility“ im Rahmen der „Theory of the 
Firm“ heraus. Zeitlebens hat etwa Milton Fried-
man den Standpunkt vertreten, dass nur „people“ 
als Personen moralische Verantwortlichkeiten 
haben könnten, nicht aber Firmen, da eine Firma 
nichts anderes als eine „artificial legal structure“ 
sei. Lynn Sharp Paine notierte hierzu (mit ironi-
schem Unterton), dass „[a]ccording to this line of 
reasoning, advocates of corporate social respon-
sibility are guilty of a grave mistake of metaphy-
sics“ (Paine 2003, S. 87; Hervorhebung: M.S.). 
Zwar verniedlicht Paine gleich anschließend das 

Problem mit der Behauptung, das Problem habe 
sich insofern aufgelöst, als heutzutage ja faktisch 
von allen Seiten die Forderung nach CSR erhoben 
werde und die Streitfrage damit „pragmatisch“ 
bereits entschieden sei. Doch unterschätzt sie da-
mit meines Erachtens das (in der Tat) metaphysi-
sche Problem, die Frage nämlich nach der „nature 
of the firm“. Denn auch bei den Klassikern der 
„Theory of the Firm“ wird genau dieses Argu-
ment Friedmans zur „essence of the firm“ heran-
gezogen. Beispielsweise werden wir von Michael 
C. Jensen und William H. Meckling folgender-
maßen unterrichtet: Selbstverständlich gebe es 
„individual behavior in organizations, including 
behavior of managers“ (Jensen – Meckling 1976, 
S. 308), doch seien Organisationen eben keine 
Individuen: „[O]rganizations are simply legal 
fictions“ (ebd., S. 310). Aufgrund dieser „nature“ 
oder „essence of the firm“ diene die organisati-
onale „legal fiction“ lediglich instrumental als 
„Ort“, um die konfligierenden Interessen der be-
teiligten Individuen ins (neoklassische) Gleichge-
wicht zu bringen: „The firm [...] is a legal fiction 
which serves as a focus for a complex process in 
which the conflicting objectives of individuals 
[...] are brought into equilibrium within a frame-
work of contractual relations“ (ebd., S. 311).
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Mit dieser „Fiktionalisierung“ der Organisa-
tion kommt der benannte metaphysische Trug-
schluss zum Tragen: „There is an error; […] it is 
[…] the […] error of mistaking the abstract for the 
concrete. It is an example of what I will call the 
‘Fallacy of Misplaced Concreteness’ “ (White-
head 1925/1967, S. 51). Dieser Fehlschluss sei 
an dem folgenden schlichten Beispiel illustriert: 
Die Verkehrsregel „Stopp bei Rot!“ ist als solche 
noch abstrakt. Sie gewinnt erst und nur dann kon-
krete Wirklichkeit, wenn sich die Leute in ihrem 
konkreten Verhalten tatsächlich daran halten, 
wenn sie sich das Stehenbleiben tatsächlich zur 
Gewohnheit machen. Denn das, was konkret an 
der wirklichen roten Ampel geschieht, ist deut-
lich „bunter“ oder „more messy“ als die „sau-
bere“ abstrakte Welt einer mechanischen, also 
perfekten Spielregelbefolgung: da bleiben man-
che tatsächlich stehen; manche übersehen das 
Rot, weil sie gerade träumen; andere ignorieren 
es wissentlich, weil ihr Eigennutzinteresse, jetzt 
schnell von A nach B zu kommen, in der Situa-
tion überwiegt. Hat man aber nur die abstrakte 
Spielregel im Blick, hat „man […] vom Rest der 
Dinge abstrahiert […]. Soweit die ausgeschlosse-
nen Dinge […] wichtig sind, bleiben unsere [abs-
trahierten] Denkweisen unangemessen“ (White-
head 1925/1984, S. 75).

Auch mit Blick auf ein-
schlägige Konzeptionen zur 
Wirtschaftsethik ist es grund-
legend wichtig, den „Fallacy 
of Misplaced Concreteness“ zu 
vermeiden, also zu sehen, dass 
konkrete Wirklichkeit nur den 
tatsächlichen Spielzügen bzw. Transaktionen 
zukommt: So wäre etwa hinsichtlich Karl Ho-
manns Konzept der „Ordnungsethik“ (klassisch 

Homann – Blome-Drees 1992) zu betonen, dass 
das, was wirklich geschieht, nur die konkreten 
Spielzüge sind. Ohne diese Spielzüge würden 
die Spielregeln abstrakt bleiben. Die an sich abs-
trakten Spielregeln gewinnen erst in den „habits“ 
der Spieler (Spielzüge) empirische Wirklichkeit. 
Und ebenso wäre zu Josef Wielands Konzeption 
der „Governanceethik“ (Wieland 2001; Wieland 
2005) festzustellen, dass in seiner Governance-
funktion (Tm = f (IS, FI, IF, OKK))1  schlussend-
lich nur die konkrete Transaktion (T) empirisch 
wirklich ist.

Die Argumente in der Funktion (IS, FI, IF, 
OKK) bleiben nämlich genau so lange abstrakt, 
bis sie sich in konkreten Transaktionen reprodu-
zieren, „inkarnieren“, konkretisieren.

Angesichts der Gefahr des „Fallacy of Mis-
placed Concreteness“ hat nun Alfred N. White-
head die These vertreten, dass genau hier ein 
wichtiger Job von Metaphysik (Philosophie) be-
ginne: „It is the critic of abstractions“ (White-
head 1925/1967, S. 59f.).

Die These

Ich vertrete hier die These, dass die grundle-
genden Hintergrundüberzeugungen zur „Natur“ 
der Dinge enorme Auswirkungen in Theorie und 

Praxis haben und dass es inso-
fern wichtig ist, sich über diese 
(oft unreflektierten) metaphysi-
schen (Hintergrund-)Ideen mög-
lichst klar zu werden. In Anleh-
nung an die berühmte Passage 
am Ende der „General Theory“ 

von John Maynard Keynes (1936/1953, S. 306) 
lässt sich formulieren: The metaphysical ideas 
are more powerful than is commonly understood. 

Die grundlegenden Hinter-
grundüberzeugungen zur „Na-
tur“ der Dinge haben enorme 
Auswirkungen in Theorie und 

Praxis.

I WIRTSCHAFTSETHIK UND METAPHYSIK
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Indeed the world is run by little else. Economists 
and Business Ethicists, who believe themselves 
to be quite exempt from any ideological influen-
ces, are usually the slaves of some defunct meta-
physician. Wenn dem so ist, wenn es also zutrifft, 
dass auch Ökonomen und Wirtschaftsethiker 
eine Hintergrundmetaphysik im Hinterkopf ha-
ben, dann wird eine kritische Diskussion dieser 
Hintergrundmetaphysiken wichtig. Die These 
dieses Aufsatzes lässt sich daher mit dem Philo-
sophen Charles Sanders Peirce folgendermaßen 
formulieren: „Find a scientific man who proposes 
to get along without any metaphysics [...] and you 
have found one whose doctrines are thoroughly 
vitiated by the crude and uncriticized metaphy-
sics with which they are packed. [...] Every man 
of us has a metaphysics, and has to have one; and 
it will influence his life greatly. Far better, then, 
that that metaphysics should be criticized and not 
be allowed to run loose“ (Peirce 1960, CP 1.129).

Terminologisches Handwerkszeug

Die „Ontologie“ ist diejenige Disziplin, die 
sich mit der Frage befasst, welche grundlegenden 
Arten von „Dingen“ es in unserem Universum 
gibt, kurz also: „what exists“ (Searle 1998/1999, 
S. 5). Traditionell werden hier drei „Schubladen“ 
von unterschiedlichen „Dingen“ unterschieden: 
physische Dinge (Steine, Planeten, Organe, Ma-
gnetfelder usw.), mentale Dinge (Gedanken, Ge-
fühle usw.) und abstrakte Dinge (Zahlen, Logik 
usw.). Der Philosoph John Searle hat m. E. über-
zeugend herausgearbeitet, dass man noch (min-
destens) eine vierte ontologische „Schublade“ 
ansetzen muss: die von uns selbst konstruierten 
gesellschaftlichen Wirklichkeiten (Geld, Präsi-
denten, Ehen, Eigentumsrechte usw.)2. 

Die „Metaphysik“ nun dreht sich – kurz ge-
sagt – um das ganz grundsätzliche Problem, 
„how the world works (in general)“. Karl R. Pop-
pers Wissenschaftsphilosophie unterscheidet drei 
unterschiedliche Theorietypen: „Wir können für 
unsere Zwecke drei Arten von Theorien unter-
scheiden: erstens logisch-mathematische Theori-
en, zweitens empirisch-wissenschaftliche Theo-
rien, drittens philosophische oder metaphysische 
Theorien“ (Popper 1963/2000, S. 287). Diese drei 
Theoriearten unterscheiden sich nach der Art 
ihrer Widerlegbarkeit: Logische (abstrakte, z.B. 
mathematische) Theorien sind logisch widerleg-
bar, empirische (naturwissenschaftliche) Theo-
rien sind empirisch widerlegbar und metaphysi-
sche Theorien sind (noch) nicht widerlegbar. Das 
bedeutet jedoch keinesfalls, dass metaphysische 
Theorien beliebig und daher sinnlos oder nutzlos 
seien – ganz im Gegenteil: „Doch metaphysische 
Hypothesen sind zumindest auf zweierlei Art für 
die Wissenschaft wichtig. Erstens brauchen wir 
metaphysische Hypothesen für ein allgemeines 
Weltbild. Zweitens werden wir beim praktischen 
Vorbereiten unseres Forschens von dem geleitet, 
was ich ‚metaphysische Forschungsprogram-
me‘ genannt habe“ (Popper, in: Popper – Eccles 
1977/1987, S. 524).

Die Metaphysik der „Maschine“ 
und der „Fallacy of Misplaced 
Concreteness“ in der neoklassi-
schen Ökonomik

Die Menschheit hat in den letzten Jahrtau-
senden mehrere prägende Metaphysikkonzeptio-
nen erfunden, so etwa – in stark vergröbernder 
„Schubladisierung“: die klassische Metaphysik 
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der „Substanz“ (etwa bei Aristoteles oder Tho-
mas von Aquin), dann mit Beginn der Neuzeit 
vor allem eine mechanistische Metaphysik der 
„Maschine“ und spätestens im 20. Jahrhundert 
diverse Metaphysiken evolutiver „Prozesse“. 
All diese Metaphysiken hatten elementare Aus-
wirkungen in sämtlichen Wissensbereichen und 
nicht zuletzt auch in den sich ausdifferenzieren-
den Wirtschaftswissenschaften.
So wurde die frühe Moderne 
(etwa ab 1600 bis zum Anfang 
des 20. Jahrhunderts) weitge-
hend durch die mechanistische 
Metaphysik der „Maschine“ be-
herrscht. Diese Entwicklung be-
gann in der Kosmologie, als sich 
etwa bei Johannes Kepler die 
Vorstellung einer mathematisierbaren „himm-
lischen Maschine“ durchsetzte. Von dort aus 
wurde die mechanistische Maschinenmetaphysik 
auf alle physischen Körper übertragen, etwa bei 
René Descartes, der auch den menschlichen Kör-
per „als eine Maschine“ ansah. Ihre physikali-
sche Vervollständigung fand die Metaphysik der 
„Maschine“ dann in der klassischen Mechanik 
Sir Isaac Newtons.3 

Später begannen auch die frühen Wirtschafts-
wissenschaftler damit, die Wirtschaft nach dem 
mechanischen Muster der Metaphysik der „Ma-
schine“ zu (re)konstruieren. So übernahmen etwa 
Léon Walras und William Stanley Jevons das 
metaphysische Paradigma der Mechanik in die 
Wirtschaftswissenschaft:

„The Theory of Economy thus treated pre-
sents a close analogy to the science of Statical 
Mechanics“ (Jevons 1871/1965, S. vii). Interes-
santerweise wird bei Jevons dabei das Eigennut-
zinteresse des „Menschen“ (des späteren „Homo 

Oeconomicus“) als das Pendant zu Newtons 
Gravitation verstanden: „Utility only exists when 
there is on the one side the person wanting and 
on the other the thing wanted. [...] Just as the gra-
vitating force [...] utility is an attraction“ (Jevons 
1981, S. 80). Das Eigennutzinteresse wird als 
Anziehungskraft in einem mechanischen System 
modelliert, um das Gesamtsystem berechenbar 

zu machen: „[T]he theory here 
given may be described as the 
mechanics of utility and self-
interest“ (Jevons 1871/1965, S. 
21). Und so überlebte die Ma-
schinenmetaphysik faktisch 
bis heute in den ökonomischen 
Lehrbüchern.

Wo liegt das Problem? Die 
Maschinenmetaphysik war ja ein äußerst erfolg-
reiches Projekt – sowohl naturwissenschaftlich 
als auch wirtschaftlich. Mit ihr brachte es die 
Menschheit fertig, den engen Rahmen der oi-
konomia als personalrelationalen „Körper“ (als 
personalisierte oίκοnomία) zu verlassen und sich 
einem (an sich) abstrakten Marktmechanismus 
anzuvertrauen, sich also in den wirklichen Spiel-
zügen oder Transaktionen von den Spielregeln 
dieses (an sich) abstrakten Wirtschaftssystems 
(Marktwettbewerb) leiten zu lassen – womit erst 
das ermöglicht wurde, was von Hayek als „Ent-
deckungsverfahren“ lobpreist. Trotzdem bleibt 
diese Metaphysik der Marktmaschinerie unter 
den Möglichkeiten. Vor allem unterliegt das Kon-
zept dem von Whitehead diagnostizierten „Falla-
cy of Misplaced Concreteness“, dieses abstrakte 
Wirtschaftssystem mit der konkreten Wirklich-
keit des Wirtschaftsgeschehens zu verwech-
seln. Durch die Identifizierung des Abstrakten 
mit dem Konkreten arbeitet die Metaphysik der 

Die Metaphysik der Markt-
maschinerie unterliegt dem 

„Fallacy of Misplaced Concre-
teness“, dieses abstrakte Wirt-

schaftssystem mit der konkreten 
Wirklichkeit des Wirtschaftsge-

schehens zu verwechseln.

I WIRTSCHAFTSETHIK UND METAPHYSIK
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Marktmaschinerie gewissermaßen nur mit dem 
abstrakten und eindimensionalen „Handwerks-
zeug“ von Marktkategorien und bekommt die 
konkreten sowie polydimensionalen Tools eines 
pluralen Anreizmanagements nicht in den Blick.

 „Business Metaphysics". Ausblick 
auf ein Forschungs- 
programm

So wie in den Naturwissenschaften die evoluti-
onäre Theorie der „natural selection“ (Charles Dar-
win), die „Relativitätstheorie“ (Albert Einstein) 
und die Revolution der Quantenphysik gründlich 
mit der traditionellen Metaphysik 
der „Maschine“ aufgeräumt und 
zu einem neuen metaphysischen 
Paradigma geführt haben, das 
man als „Prozessmetaphysik“ 
bezeichnen kann – mustergültig 
ausgearbeitet beispielsweise von 
Alfred N. Whitehead (vor allem 
in Whitehead 1929/1978) –, so bedarf es auch in 
den Gebieten der Wirtschaftswissenschaften und 
der Wirtschaftsethik einer gründlichen Revision 
der metaphysischen Hintergrundvorstellungen. 
Die Erforschung und Kritik dieser (oft unreflek-
tierten) metaphysischen (Hintergrund-)Ideen ist 
das Geschäft des Projekts, das ich mit „Business 
Metaphysics“ überschrieben habe.

Ich möchte die Stoßrichtung dieses For-
schungsprogramms kurz anhand einer grundle-
genden Wende („transition“) darstellen, von der 
einer der Pioniere der modernen Institutionenöko-
nomik, John R. Commons, berichtet: „[A] corpo-
ration which hitherto had only a legal existence 
in the state of its incorporation, because it was 

an invisible legal entity existing only in contem-
plation of law, now became an economic going 
concern existing in its transactions“ (Commons 
1934/2009, S. 53; Hervorhebungen: M.S.).5 Man 
kann unschwer erkennen, dass es bei dieser Frage 
nach den Organisationen als „korporativen Akteu-
ren“ (sehr differenziert hierzu: Fetzer 2004) genau 
um jenes Problem geht, das ich oben als „a ques-
tion of metaphysics“ (Paine 2003, S. 97) einge-
stuft habe: die Frage nach der „nature of the firm“ 
oder der „essence of the firm“ (Jensen – Meckling 
1976, S. 310). Wenn Commons nun erklärt, dass 
eine „corporation“ nach der von ihm diagnosti-
zierten „transition“ nunmehr nicht mehr „only“ 
ein „invisible legal entity“ sei, welches ontolo-

gisch lediglich in der abstrakten 
Existenzweise einer juristischen 
Spielregel vorhanden sei („exis-
ting only in contemplation of 
law”), sondern jetzt auch in sei-
ner konkreten Existenzweise als 
ein Unternehmen, das sich in sei-
nen aktualen Transaktionen re-

produziert („an economic going concern existing 
in its transactions“), dann vollzieht er hier genau 
denjenigen Schritt, den ich in diesem Paper als 
die entscheidende metaphysische Differenzierung 
thematisiere: Commons ist sich des ontologischen 
Unterschieds zwischen einer abstrakten und einer 
konkreten Existenzweise wohl bewusst. Und des-
wegen verfällt Commons nicht dem metaphysi-
schen Fehler des „Fallacy of Misplaced Concrete-
ness“, den man meines Erachtens Friedman sowie 
Jensen & Meckling ankreiden muss.

Eine bedeutsame Konsequenz der systema-
tischen Basiskonzeption von Commons liegt da-
bei in der Tatsache, dass die konkreten „transac-
tions“ eben nicht mehr nur als monodimensionale 

Es bedarf auch in den 
Gebieten der Wirtschaftswis-

senschaften und der Wirt-
schaftsethik einer gründlichen 
Revision der metaphysischen 
Hintergrundvorstellungen.
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Exemplifikationen der (an sich) abstrakten Markt-
codierung, also nicht als reine Zahlungsereignis-
se des Marktcodes „±-Zahlen“ begriffen werden 
(können). Vielmehr sind die konkreten Transaktio-
nen Ereignisse, in denen (mindestens) drei Dimen-
sionen zusammenkommen und konkret (wirklich) 
werden: „Thus the ultimate unit of activity which 
correlates law, economics and ethics must contain 
in itself the three principles of conflict, mutuality, 
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and order. This unit is a transaction“ (Commons 
1932, S. 4, Hervorhebungen: M.S.).  Da im Gegen-
satz zu den Abstraktionen in einer reinen Markt-
welt die konkreten Transaktionen metaphysisch 
als polydimensional zu charakterisieren sind,  
können wirtschaftliche Transaktionen gar nicht 
ohne Berücksichtigung ihrer inhärenten ethischen 
Dimension analysiert werden.

 1 Hierbei steht Tm für die moralische Dimension einer Transakti-
on, IS für die individuellen Selbstbindungen, FI für die formalen 
Institutionen, IF für die informalen Institutionen und OKK für die 
Koordinations- und Kooperationsmechanismen einer Organisation.
2 Hierzu Searle (2010). Der Unterschied zu den anderen drei 
ontologischen „Schubladen“ besteht hier darin, dass es sich bei der 
„social ontology“ um Dinge handelt, die „ontologically subjective“ 
sind (wir sind es, die denken, dass das Papier da Geld ist, es ist 
nicht ontologisch objektiv Geld wie der Mount Everest ontologisch 
objektiv ein Berg ist), aber in der Konsequenz dann „epistemically 
objective“ sind (der Euroschein ist tatsächlich Geld, und wer das 
nicht erkennt, ist ein Idiot).
 3 Allerdings hatte mit der Gravitation eigentlich schon eine nicht-
mechanische Kraft Einzug in die klassische Mechanik gehalten. 
Newton ließ die Frage offen, ob es nicht doch irgendeine verborgene 
„mechanische“ Erklärung der Gravitation gebe oder ob man meta-
physisch von einer wirklich „okkulten“ Kraft ausgehen müsse.
4 Historischer Hintergrund bei Commons ist eine Reform der 
steuerrechtlichen Unternehmensbewertung aus dem Jahr 1893 in 
Indiana, was uns in unserem Zusammenhang aber nicht interessie-
ren muss.
5 Diese Stelle wird in der Transaktions(kosten)ökonomik von Oliver 
Williamson immer wieder zitiert. Allerdings nimmt Williamson in 
seiner Zitation regelmäßig eine charakteristische Auslassung vor, 
die das gesamte Problem, das Commons lösen wollte, komplett 
invisibiliert. Beispielsweise in seiner Nobelpreisrede: „John R. 
Commons [...] formulated the problem of economic organization 
as follows: “The ultimate unit of activity … must contain in itself 
the three principles of conflict, mutuality, and order. This unit is a 
transaction“ (Commons 1932, 4)“ (Williamson 2009, S. 673).
6 Nehmen wir zur Illustration der Argumentation von Commons ein-
mal einen schlichten Zahlungsvorgang an einer Supermarktkasse. 
(a) „Economics“: Die konkrete Transaktion dieser Zahlung an der 
Supermarktkasse ist ein ökonomischer Vorgang (im engeren Sinne), 
denn es ist ein Zahlungsereignis im Code des Wirtschaftssystems 
(„Zahlen“). (b) „Law“: Die konkrete Zahlungstransaktion weist 
aber auch eine juristische Dimension auf – und falls man das nicht 
glaubt, wird man alsbald vom Supermarktbesitzer mit der unschö-
nen Aussicht konfrontiert, dass für den Fall, dass man nicht zahlt, 
die Polizei verständigt werden wird. (c) „Ethics“: Wenn ich versu-
chen sollte, den Jogurt unbemerkt an der Kasse vorbeizuschmug-
geln, dann wird ein anderer Kunde, der das beobachtet, moralisch 
darüber entrüstet sein, was sich hier Widerwärtiges abspielt.
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Consumer  
Social Responsibility

Die gesellschaftliche  
Verantwortung der Verbraucher

Ludger Heidbrink 

The responsibility of consumers is often mea-
sured to which extent their consumption deci-
sions actually follow moral norms. This paper 
argues that consumers indeed bear a moral re-
sponsibility for the consequences of their market 
actions and, like citizens, need to be viewed as 
public actors who are accountable for their pri-
vate decisions. Because consumers often follow 
their own self-interest and, due to their passions 
and desires, act in a limited rational way, con-
sumer policies need to be forged in support of 
consumer behavior. The means of libertarian pa-
ternalism can actually influence consumer deci-
sions so that consumers are more likely to attain 
the moral goals they themselves consider impor-
tant. This requires the political involvement of 
consumers in the organization of their everyday 
decision-making environment. This is essential 
if consumers, like businesses, are to take on so-
cial responsibility for their actions. This paper 
discusses similarities and differences between 
Consumer Social Responsibility and Corporate 
Social Responsibility and ultimately pleads for a 
subsidiary consumer policy.

Die Frage nach der Rolle und dem Status der 
Konsumentenverantwortung in der globalisier-
ten Marktwirtschaft führt regelmäßig zu Kon-
troversen. Auf der einen Seite wird mit starken 
ethischen und sozialen Argumenten die Ansicht 
vertreten, dass Verbraucher für die schädlichen 
Auswirkungen ihres Konsums verantwortlich 
sind, auch wenn sie keine schlechten Absichten 
verfolgt haben und der schädigende Beitrag des 
einzelnen Konsumenten zu vernachlässigen ist. 
Auf der anderen Seite wird mit gleich starken 
empirischen und psychologischen Argumenten 
Verbrauchern die Verantwortung für ihr Verhal-
ten abgesprochen, weil sie weder die Folgen ihres 
Handelns überblicken wollen noch dazu in der 
Lage sind. Zudem wären sie hoffnungslos damit 
überfordert, sich als einzelne Individuen gegen 
die Übermacht der Konzerne und die Verführun-
gen des Marktes zur Wehr zu setzen.

Beide Ansichten sind in ihrer Einseitigkeit 
nicht nur faktisch falsch, sondern auch theore-
tisch verkürzt. Der folgende Beitrag soll deutlich 
machen, dass Verbraucher auch dann als gesell-
schaftlich verantwortliche Akteure zu betrachten 
sind, wenn sie nicht durchweg moralisch han-
deln, sondern bisweilen oder sogar häufiger ge-
gen ethische und soziale Standards verstoßen. 
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Die gesellschaftliche Verantwortung von Ver-
brauchern besteht nicht darin, dass sie morali-
sche Regeln umsetzen, sondern ihnen zu folgen 
versuchen. Es ist deshalb legitim und sinnvoll, 
Verbrauchern genauso wie Bürgern auch dann 
Verantwortung zuzuschreiben und abzuverlan-
gen, wenn sie zur Übernahme der Verantwortung 
nicht durchweg in der Lage sind oder es schein-
bar gute Gründe gibt, die Verantwortung für ihr 
Konsumverhalten zurückzuweisen.

Zur Lage des moralischen 
Konsums

Die Rolle des Konsums hat sich in den letzten 
Jahren auf auffällige Weise geändert. Es gibt im-
mer mehr Verbraucher, die sich für die Herkunft 
ihres T-Shirts, den CO-Ausstoß ihres PKWs 
oder die Löhne von Kaffeebauern interessieren. 
An die Stelle der Schnäppchen-Mentalität und 
des demonstrativen Luxus der Yuppie-Ära ist 
eine neue Haltung der Verantwortung getreten, 
welche die schädlichen Folgen des Konsums im 
Blick hat. Diese Entwicklung ist kein isoliertes 
Phänomen, sondern steht im Zusammenhang mit 
einem allgemeinen Trend hin zu moralisch ver-
fassten Märkten. Gütern und Dienstleistungen, 

die über einen moralischen Mehrwert verfügen, 
kommt eine wachsende ökonomische Bedeutung 
zu.

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in Zah-
len wider. So hat der Umsatz von Fairtrade-Pro-
dukten allein zwischen 2011 und 2012 um 33 Pro-
zent zugenommen und liegt inzwischen bei über 
einer halben Milliarde Euro (Fairtrade Deutsch-
land 2013). In 2013 gaben Verbraucher über 7,5 
Milliarden Euro für Biowaren aus, was einer Um-
satzsteigerung von etwa 7,2 Prozent entspricht 
(BÖLW 2014, 16). 56 Prozent der Verbraucher 
haben 2013 angegeben, häufig ethische Waren zu 
kaufen, während es 2009 noch 26 Prozent waren 
(Otto Group Trendstudie 2013).

Ein genauerer Blick zeigt allerdings, dass die 
Bereitschaft zum verantwortlichen Konsum nicht 
konsequent umgesetzt wird. Trotz des Kaufs kli-
mafreundlicher oder fair gehandelter Produkte 
nutzt die Mehrzahl weiterhin das Auto für Fahr-
ten zum Arbeitsplatz und das Flugzeug für Fern-
reisen. Auch bei Preisen wird der gute Wille häu-
fig schwach. So zeigen die Deutschen eine relativ 
geringe Bereitschaft, Geld für den Klimaschutz 
auszugeben (Löschel et al. 2010). Diesen Umstand 
belegen auch empirische Studien und Umfragen, 
nach denen zwar über die Hälfte der Verbraucher 
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von sich behauptet, an sozialen und ökologischen 
Standards von Gütern und Dienstleistungen inte-
ressiert zu sein (Borgstedt et al. 2010), letztlich 
aber nur etwa zehn Prozent ihre Einstellungen in 
die Praxis umsetzen (UBA 2009).

Die Lage ist also alles andere als eindeutig. 
Dem Trend zum Konsum von Bio- und Öko-Pro-
dukten steht eine nur langsam wachsende Bereit-
schaft der Verbraucher gegenüber, ihren Lebens-
stil tatsächlich an genuin moralischen Kriterien 
der Nachhaltigkeit und Fairness auszurichten. 
Der verantwortliche Verbraucher bleibt ein rela-
tiv seltenes Phänomen, in der Alltagspraxis klafft 
weiterhin ein Graben zwischen Bewusstsein und 
Handeln.

Die Verantwortung der 
Verbraucher

Der Umstand, dass zwischen Bewusstsein 
und Handeln ein Graben – der sogenannte Mind 
Behaviour Gap – klafft, legt nahe, die moralische 
Verantwortung der Konsumenten grundsätz-
lich in Frage zu stellen und sie an die staatliche 
Politik oder das Rechtssystem zu delegieren (so 
Grunwald 2012). Aber worin besteht die Verant-
wortung der Verbraucher überhaupt und wodurch 
ist der verantwortliche Konsum gekennzeichnet 
(Heidbrink – Schmidt 2011b)?

Verbraucher sind durch Kauf, Gebrauch und 
Entsorgung von Gütern sowie die Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen maßgeblich an der 
Entstehung der sozialen und ökologischen Pro-
bleme beteiligt, die die Lebensgrundlagen zu-
künftiger und heutiger Generationen gefährden. 
Zwar ist der Beitrag des einzelnen Verbrauchers 
zu Folgeschäden wie dem Klimawandel oder 
übermäßigem Ressourcenverbrauch als marginal 

zu bezeichnen. Moralisch lässt sich sein indivi-
duelles Verhalten dennoch in Frage stellen, da es 
aufgrund seiner kollektiven Auswirkungen dem 
ethischen Kriterium der Verallgemeinerungsfä-
higkeit von Einzelhandlungen in der Regel nicht 
entspricht. Für den Verbraucher westlicher In-
dustrienationen besteht, so gesehen, die ethische 
Verpflichtung, zumindest eine moralische Mit-
verantwortung für die Vermeidung sozialer und 
ökologischer Schäden zu übernehmen.

Diese Mitverantwortung der Verbraucher 
lässt sich in dreifacher Hinsicht unterscheiden: in 
die Norm der Sozialverträglichkeit, die Norm der 
Naturverträglichkeit und die Norm der Fürsorge-
pflicht für sich selbst (Neuner 2008):

Die Norm der sozialen Verträglichkeit des 
Konsums bezieht sich darauf, Auswirkungen auf 
Mitmenschen im Nah- oder Fernbereich sowie in 
der Zukunft zu vermeiden, sofern sie diese nega-
tiv treffen und ihre sozialen Lebensbedingungen 
beeinträchtigen.

Mit der Norm der Naturverträglichkeit ist die 
Vermeidung solcher Verhaltensweisen gemeint, 
die aufgrund der aus ihnen resultierenden Um-
weltschäden die physischen Lebensgrundlagen 
jetziger oder folgender Generationen (bezie-
hungsweise Lebewesen) irreversibel zerstören.

Die Fürsorgepflicht des Konsumenten für 
sich selbst umfasst die eigene Gesundheit, die 
vernünftige Verwaltung der eigenen Finanzen 
oder auch das Streben nach Selbstverwirklichung 
und einem gelingenden Leben. Die Selbstfürsor-
ge ist letztlich die Grundlage für die Erfüllung 
der anderen Normen, denn erst die Sicherung des 
eigenen Wohlergehens setzt Kapazitäten für die 
Verfolgung des Gemeinwohls frei.

Die Zuschreibung und Übernahme von Ver-
antwortung ist zwar nur dann möglich ist, wenn 

II WIRTSCHAFTSETHIK UND VERBRAUCHER
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Verbraucher auch die Freiheit haben, alternative, 
weniger schädliche Konsumweisen in Überein-
stimmung mit den drei genannten Normen zu 
wählen. Eine solche Freiheit mag nicht immer 
vorliegen, lässt sich aber für die meisten Verbrau-
cher in der Regel voraussetzen:

So haben Verbraucher normalerweise die 
Möglichkeit, ihre eigenen Konsumwünsche zu 
hinterfragen: Inwiefern trägt der Erwerb von 
neuen Produkten zur eigenen Befriedigung bei? 
Kann auf bestimmte Produkte verzichtet werden, 
ohne dass das eigene Wohlergehen beeinträchtigt 
wird? Verbraucherverantwortung kann bedeuten, 
den Umfang der konsumierten Güter und Dienst-
leistungen insgesamt zu reduzieren und sich im 
Sinn der Suffizienzstrategie auf lebensnotwendi-
ge Güter und Dienste zu beschränken.

Über individuelle Kaufentscheidungen kann 
der Verbraucher mit bestimmen, welche Produk-
te und Anbieter am Markt bestehen bleiben. Je 
mehr Verbraucher recyclebare, ökologische oder 
fair gehandelte Produkte kaufen, desto mehr An-
bieter stellen sich auf diese Nachfrage ein. Der 
bewusste Einsatz der Kaufkraft zu sozialen und 
ökologischen Zwecken kann sich auch in Formen 
des Buycott (der Unterstützung von umwelt- und 
sozialfreundlichen Produkten) oder des Boycott 
(der zielgerichteten Vermeidung von schädlichen 
Produkten und Unternehmen) artikulieren.

Ein wesentlicher ökologischer Faktor ist die 
Art der Güternutzung, die ebenfalls in der Macht 
des Verbrauchers liegt, denn negative Umwelt-
auswirkungen finden besonders in der Gebrauch-
sphase eines Produktes statt. Zur ressourcenscho-
nenden Verwendung von Produkten gehören z.B. 
spritsparendes Autofahren, Waschen bei Niedrig-
temperaturen oder die längere Verwendung von 
Produkten. Im Sinne des eigenen Wohlbefindens 

zählt auch die gesunde Ernährung zu diesem 
Verantwortungsbereich.

Verantwortlicher Konsum besitzt darüber hi-
naus eine explizit politische Dimension, indem 
Verbraucher durch zivilgesellschaftliche Aktivi-
täten Einfluss auf die Nachhaltigkeit des markt-
wirtschaftlichen Systems nehmen. Beispiele für 
solche Praktiken des Consumer Citizenship sind 
das Engagement in Nichtregierungsorganisati-
onen, die soziale oder ökologische Missstände 
adressieren, oder die Beteiligung an Bundestags-
petitionen und öffentlichen Dialogverfahren.

Gestaltung des 
Verbraucherverhaltens

Das Verhalten der Verbraucher beruht aller-
dings nicht immer auf vernünftigen und mora-
lischen Entscheidungen. Konsumenten agieren 
weitaus häufiger aufgrund kurzfristiger Präfe-
renzen und situativer Entscheidungseinflüsse, als 
dies neoklassische Modelle des Verbraucherver-
haltens und normative Theorien der Konsumen-
tenethik voraussetzen. Weil Verbraucher zwar 
moralisch konsumieren wollen, in der Praxis 
dazu aber nur mit Einschränkungen in der Lage 
sind, spricht einiges dafür, zur Unterstützung 
nachhaltiger Konsum- und Nutzungspraktiken 
nicht nur auf der moralischen und politischen 
Ebene, sondern auch auf der Ebene der alltägli-
chen Entscheidungskontexte anzusetzen, durch 
die Verbraucher in ihrem Konsumverhalten be-
einflusst werden.

Hierzu bietet die von Richard Thaler und Cass 
R. Sunstein (2008) entwickelte politische Philo-
sophie des libertären Paternalismus einen hilfrei-
chen Ansatz. Der Grundgedanke des libertären 
Paternalismus besteht darin, soziale Akteure 
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durch die förderliche Gestaltung der Wahlarchi-
tektur (choice architecture) darin zu unterstützen, 
die Entscheidungen zu treffen, die sie eigentlich 
treffen wollen. Die zentrale Idee des libertären 
Paternalismus ist es, durch moderate Anstöße 
(nudges) Änderungen des Verhaltens herbei-
zuführen, die im Interesse der 
Akteure liegen und von ihnen 
selbst erwünscht sind. Hierfür 
stehen drei Wege der Gestaltung 
zur Verfügung: Nachhaltiger 
Konsum lässt sich erstens durch 
den Abbau von Hindernissen 
erschweren, zweitens durch die 
Errichtung von Barrieren er-
leichtern und drittens durch die 
Schaffung alternativer Handlungsfelder fördern.

So können beispielsweise Bürodrucker stan-
dardmäßig auf beidseitigen Druck eingestellt 
und routinemäßig mit Recycling-Papier befüllt 
werden. Steckdosen in Wohnungen lassen sich 
vom Vermieter mit Ein-/ Ausschaltern ausstat-
ten, so dass Mieter nicht extra eine Steckleiste 
dafür benutzen müssen. In Geschäften können 
nachhaltige und faire Produkte an auffälligen 
und zugänglichen Orten präsentiert werden – al-
les Maßnahmen der Erleichterung nachhaltiger 
Konsumpraktiken. Die Erschwerung konventio-
neller Konsumgewohnheiten lässt sich dadurch 
erreichen, dass in der Cafeteria Fleisch- und 
Süßspeisen am Ende des Selbstbedienungsbe-
reichs positioniert oder umweltschädliche Güter 
mit Warnhinweisen versehen werden. Schließlich 
lassen sich nachhaltige Konsumpraktiken för-
dern, indem Kommunen dafür sorgen, dass nach 
dem Wohnortwechsel neu hinzugezogene Bürger 
automatisch Strom aus regenerativen Energien 
beziehen. Oder Verbraucher werden selbst zu 

Produzenten regenerativer Energien, indem sie 
sich an Solargenossenschaften beteiligen oder 
die Herstellung von Strom in die eigenen Hände 
nehmen, wie der Fall der Schönauer Stromrebel-
len gezeigt hat, die als Elektrizitätswerke Schö-
nau (EWS) mittlerweile zu den führenden Öko-

strom-Anbietern in Deutschland 
gehören.

In allen Fällen bleiben al-
ternative Handlungsoptionen 
bestehen. Der Büroangestellte 
kann die Standardeinstellung 
seines Druckers rückgängig 
machen und normales Papier 
einlegen. Der Mieter kann den 
Schalter an der Steckdose an-

lassen, die Käuferin sich jederzeit für konventi-
onelle Waren entscheiden und der Zugezogene 
den Vertrag mit dem lokalen Ökostromanbie-
ter kündigen. Wichtig ist, dass die individuelle 
Handlungsfreiheit garantiert bleibt (die libertäre 
Bedingung), während die Umgebungsfaktoren so 
gestaltet werden, dass sie den Handelnden ohne 
großen Aufwand dazu bringen, sich für die nach-
haltige Alternative zu entscheiden (das paterna-
listische Ziel).

Libertärer Paternalismus und 
moralische Selbstbindung

Das Ziel des libertären Paternalismus besteht 
darin, durch die Gestaltung alltäglicher Entschei-
dungskontexte die Verbraucher darin zu unter-
stützen, ihre eigenen – langfristigen und wohlver-
standenen – Interessen so zu realisieren, dass sie 
mit gesellschaftlichen Gemeinwohlzielen über-
einstimmen. Gleichwohl besteht das Risiko einer 
restriktiven Konsumpolitik, bei der individuelle 

Der Grundgedanke des 
libertären Paternalismus 

besteht darin, soziale Akteure 
durch die förderliche Gestal-

tung der Wahlarchitektur darin 
zu unterstützen, die Entschei-

dungen zu treffen, die sie 
eigentlich treffen wollen.
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Freiheits- und Grundrechte im Namen von kol-
lektiven Nachhaltigkeitspflichten beschnitten 
werden. Um diese Risiken zu reduzieren, ist eine 
aktive Einbeziehung der Konsumenten in die 
politischen Steuerungsprozesse erforderlich. Je 
restriktiver die Eingriffe durch 
die institutionellen und orga-
nisatorischen Arrangements 
in die Entscheidungsfreiheiten 
der Akteure sind, umso stärker 
müssen die betroffenen Akteure 
an der Gestaltung ihrer eigenen 
Entscheidungsumgebung beteiligt werden (Heid-
brink – Reidel 2011).

Auch wenn das Zusammenspiel von staatli-
cher Steuerung und Selbstbindung der Verbrau-
cher noch in seinen Anfängen steckt, existieren 
hierfür schon unterschiedliche Instrumente und 
Verfahren, die es in Zukunft weiter zu entwickeln 
gilt. So hat die EU-Kommission Vorschläge zur 
stärkeren Berücksichtigung verhaltensökonomi-
scher Erkenntnisse bei der Politikgestaltung erar-
beitet. Das britische National Consumer Council 
und die Better Regulation Executive haben die 
Empfehlung ausgesprochen, Informationen und 
Warnhinweise auf Produkten gemeinsam mit 
Verbrauchern, z.B. in Fokusgruppen-Tests, auf 
ihre Zulässigkeit und Nützlichkeit zu prüfen. 
Weitere Instrumente bestehen darin, vor poli-
tischen Gesetzgebungsverfahren das Feedback 
von Verbraucherbarometern auszuwerten und die 
Expertenmeinungen von Verbraucher-Beiräten 
einzuholen oder Multistakeholder-Foren einzu-
richten, in denen öffentlich über konsumpoliti-
sche Entscheidungen abgestimmt wird.

Der libertäre Paternalismus bildet die Grund-
lage für eine Konsumpolitik, die zu einer Ver-
knüpfung der Idee des gestaltenden Staates mit 

dem Ideal der moralischen Selbstbindung seiner 
Bürger führt. Der gestaltende Staat verbessert 
die Mitsprache-, Mitbestimmungs- und Mit-
wirkungsmöglichkeiten der Konsumbürger und 
stärkt zugleich die administrativen Möglichkei-

ten, Prioritäten im Sinne der 
Leitvorstellung einer nachhal-
tigen Entwicklung zu setzen, 
indem er die Verbraucher darin 
unterstützt, aus eigener Initiati-
ve Lebensstilveränderungen in 
Gang zu setzen und an einem 

sozial- und umweltverträglichen Umbau der 
Konsumgesellschaft mitzuwirken.

Consumer Social Responsibility

Auch wenn Konsumenten eine vergleichbare 
Verantwortung wie Bürger tragen, ist die Kon-
sumentenverantwortung nicht mit der Bürger-
verantwortung identisch. Bürger orientieren sich 
vorrangig an Zielen des Gemeinwohls, während 
Konsumenten sich an ihrem Privatwohl ausrich-
ten. Von daher ist der Begriff der Consumer Citi-
zenship nur bedingt tauglich, die besondere Ver-
antwortungsrolle des Verbrauchers zu erfassen. 
Ähnlich wie bei Unternehmen bietet sich hierfür 
der Begriff der Consumer Social Responsibility 
an, durch den das marktwirtschaftliche Umfeld 
der Verbraucherverantwortung angemessener 
berücksichtigt wird (Heidbrink – Schmidt 2011a). 
Der Grund für diese Parallelisierung besteht dar-
in, dass Konsumenten genauso wie Unternehmen 
an Marktprozessen teilhaben, aus denen ihnen 
wechselseitige Vorteile und entsprechende Ver-
pflichtungen erwachsen. Ebenso wie Unterneh-
men müssen sich Konsumenten an Gesetze halten 
und vernünftig wirtschaften, sollten sie ethische 

Bürger orientieren sich vor-
ranging an Zielen des Gemein-
wohls, während Konsumenten 

sich an ihrem Privatwohl 
ausrichten.
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Gebote beachten und können sich zudem philan-
thropisch engagieren.

Die Parallelen zwischen der Corporate So-
cial Responsibility (CSR) und Consumer Social 
Responsibility (ConSR) gehen aber noch weiter. 
Dadurch, dass Konsumenten und Unternehmen 
gemeinsam an globalen Marktprozessen partizi-
pieren, mit denen sie durch wechselseitige Inter-
essen und Regeln verbunden sind, wächst ihnen 
eine geteilte Verantwortung für die Gestaltung 
von Märkten zu. Wie Unternehmen tragen Ver-
braucher eine „social co-responsibility“ (Brink-
mann – Peattie 2008), die folgende Arten der Ver-
antwortung umfasst:
-- die „Verantwortung, achtsam zu sein“ gegen-

über der „Qualität und Sicherheit von Gütern, 
bevor sie gekauft werden“,

-- die „Verantwortung, aufmerksam zu sein“ in 
Hinsicht auf „die verfügbaren Informationen 
zu einem Produkt oder einer Dienstleistung“,

-- die „Verantwortung, unabhängig nachzuden-
ken“ in Bezug auf „tatsächliche Bedürfnisse 
und Wünsche“,

-- die „Verantwortung, sich mitzuteilen und 
zu beschweren“ bei „Unzufriedenheit oder 
Zufriedenheit mit einem Produkt oder einer 
Dienstleistung“,

-- die „Verantwortung, ein ethischer Konsument 
zu sein“, und der „Verantwortung, die Um-
welt zu respektieren“ (Kendall et al. 2007, 
eig. Übers.).

Subsidiäre Verbraucherpolitik

Dieser Beitrag sollte deutlich machen, dass 
Verbrauchern auch dann eine moralische und 
gesellschaftliche Verantwortung für ihr Kon-
sumverhalten zugeschrieben werden kann, wenn 

sie diese Verantwortung nicht immer konsequent 
praktizieren. Die gesellschaftliche Verantwor-
tung von Verbrauchern besteht nicht darin, dass 
sie moralische Regeln umsetzen, sondern ihnen 
zu folgen versuchen. Die Kluft zwischen Be-
wusstsein und Handeln stellt die Geltung ethi-
scher Normen nicht in Frage, sondern verlangt 
stattdessen, das Ideal des moralischen Verbrau-
chers zu revidieren und wirkungsvollere Maß-
nahmen zur Unterstützung nachhaltigen Kon-
sumverhaltens zu entwickeln. Aufgrund neuerer 
kulturökonomischer und verhaltenspsycholo-
gischer Forschung muss die wirklichkeitsferne 
Vorstellung des „gut informierten und zu selbst-
bestimmtem Handeln befähigten und mündigen 
Verbrauchers“ (Bundesregierung 2009) durch 
das weitaus realistischere Bild des „überlasteten, 
zeitknappen, weniger kompetenten, bedingt inte-
ressierten, nicht immer disziplinierten Verbrau-
chers“ (WBVE 2010) korrigiert werden.

Vor diesem Hintergrund stellt die libertär-
paternalistische Gestaltung alltäglicher Entschei-
dungskontexte eine Alternative zur bisherigen 
Verbraucherpolitik dar. Voraussetzung hierfür 
ist es, dass die Verbraucher in das Design der 
Wahlarchitektur einbezogen werden. Nudges 
sind dann legitime und effektive Mittel der Kon-
sumsteuerung, wenn sie offen und transparent 
gestaltet sind, die Selbstverantwortung von Ak-
teuren unterstützen und soziale Lernprozesse 
zulassen. Praktisch bedeutet dies, dass Konsu-
menten durch eine subsidiäre Verbraucherpolitik 
unterstützt werden müssen, ihren Interessen an 
einem umwelt- und sozialverträglichen Alltags-
verhalten konsequenter zu verfolgen. Auf diese 
Weise können sie besser die moralischen Ziele 
realisieren, die sie nach eigenem Bekunden um-
setzen möchten.

II WIRTSCHAFTSETHIK UND VERBRAUCHER
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Sakralisierung des 
Kompromisses? 

Die „Sozialinitiative“ und das  
politische Mandat der Kirchen

Gerhard Wegner 

When in 2014 the Roman-Catholic and Pro-
testant churches in Germany published their 
joint-paper titled “Common Responsibility for 
a Just Society” and presented ten theses on the 
most pertinent social and economic issues, the 
media, political parties, trade unions and emplo-
yers at first glance seemed delighted. Headlines 
read: Churches speak up for a responsible ca-
pitalism and blame greed and unjust structures. 
But when reading the articles more closely, many 
people were disappointed, since the arguments 
put forth by the churches were handled at very 
abstract levels, thus obviously avoiding a de-
cision on tough political options. But the joint-
paper’s character, the author argues, is due to 
the functional role of the big churches in German 
society: they wish to act as guardians of the com-
mon good. Hence they produced an outline of a 
kind of basic compromise for – ideally – all ac-
tors in German society and by this prepared the 
ground for democracy. Blasting the joint-paper 
for its alleged failings, critics miss the point and 
ignore that it serves as a foundation-stone for a 
peaceful society.

Die ersten Reaktionen auf den neuen gemein-
samen Text von evangelischer und katholischer 
Kirche in Deutschland: „Gemeinsame Verant-
wortung für eine gerechte Gesellschaft. Initiative 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und der Deutschen Bischofskonferenz für 
eine erneuerte Wirtschaft- und Sozialordnung“ 
(= „Sozialinitiative“ 2014) waren insgesamt sehr 
positiv, wenn nicht gar euphorisch. Aus allen 
gesellschaftlichen Lagern gab es breite Zustim-
mung. Nahezu alle großen Organisationen von 
Gewerkschaften über Arbeitgeber bis zu fast al-
len Parteien begrüßten die Initiative der Kirchen, 
mit einem pointierten 10-Thesen-Papier für die 
Erneuerung einer solidarischen Wirtschafts- und 
Sozialordnung in Deutschland zu werben. Ent-
sprechend lauteten auch die Überschriften in den 
großen deutschen Zeitungen: „Gier sei schuld an 
Finanzkrisen. Kirchen prangern Auswüchse des 
Kapitalismus an“ (FAZ), „Kirchen warnen vor 
menschenfeindlicher Wirtschaftsordnung“ (Die 
Zeit), „Kirchen kritisieren die Gier der Wirt-
schaft“ (TAZ), „Die Kirchen geißeln Gier und 
loben den Staat“ (Die Welt), „Kirchen wollen 
eine erneuerte Wirtschaftsordnung“ (Idea). So 
oder ähnlich klang es zur Veröffentlichung des 
Papiers überall.
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Verantwortlicher Kapitalismus

Und damit wurde auch getroffen, was gemeint 
war. Das Papier wirbt im Kern darum, einen ver-
antwortlichen Kapitalismus zu gestalten und in 
dieser Hinsicht die Soziale Marktwirtschaft zu 
erneuern, so dass wieder das Primat der Politik 
gilt und nicht die Finanzmärkte eine Diktatur 
über das gesamte wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Leben ausüben können. Den beiden 
Kirchen insgesamt, und den Autoren des Papiers 
insbesondere, saß immer noch 
die Erfahrung der großen Kri-
se 2008/2009 im Nacken. Diese 
Krise, so war man sich einig, ist 
in Deutschland – wenigstens bis 
auf weiteres – durch eine gründ-
liche Rückbesinnung auf die 
Qualitäten des klassischen So-
zialmodells mit seiner lagerübergreifenden Kom-
promiss- und Konsensorientierung bewältigt wor-
den. In der Krise bewährte sich der „rheinische 
Kapitalismus“ – allen neoliberalen Unkenrufen 
zum Trotz. Genau an diesen ordnungspolitischen 
Qualitäten setzt das Papier an und versucht, sie in 
ökologischer, demografischer und sozialer Hin-
sicht weiter zu entwickeln, ohne dabei den Bo-
den geteilter Interessenlagen zu verlassen. Betont 

wird deswegen am Anfang und am Ende – auf 
diese Weise die einzelnen gesellschaftlichen Be-
reiche rahmend –, dass Ökonomie und Ethik kei-
nen Gegensatz bilden können. Sollte ein solcher 
Eindruck dennoch entstehen, so hätte man davon 
auszugehen, dass in der Ökonomie etwas nicht 
stimme. In dieser Hinsicht argumentiert das Pa-
pier folglich konsequent wirtschaftsethisch. Eine 
Auffassung, die betont unethische Verhaltens-
weisen wie Maßlosigkeit, Gier und Neid als wirt-

schaftsförderliche Haltungen le-
gitimieren würde, wird von den 
Kirchen scharf gegeißelt. Daran 
hat sich seit der Heraufkunft der 
modernen Wirtschaft nichts ge-
ändert: Der (vermeintliche) öko-
nomische Zweck heiligt niemals 
die Mittel. Letztlich betrügt sich 

auch die Wirtschaft mit solchen Diskursen selbst. 
Zudem wird eine ökologische Erneuerung im 
Sinne einer großen Transformation eingefordert, 
da der gegenwärtige Wirtschaftsstil national und 
international mit den Ressourcen dieses Globus 
schon jetzt in keiner Weise mehr vereinbar sei. 
Das sind mithin durchaus deutliche Worte. Die 
Wirtschaft ist in dieser Sichtweise kein auf sich 
selbst bezogenes System, sondern Teil eines 

Die Wirtschaft ist in dieser 
Sichtweise kein auf sich selbst 

bezogenes System, sondern Teil 
eines Ganzen, das seine Ziele 

und Zwecke vor Gott  
reflektieren muss.
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Ganzen, das seine Ziele und Zwecke letztlich vor 
einer alles umfassenden, transzendental begrün-
deten, Verantwortungsebene reflektieren muss; 
religiös gesprochen: vor Gott. Die Kirchen reden 
folglich pointiert als Kirchen.

So weit, so schlüssig. Steigt man allerdings 
näher in den Text ein, stellt sich dann doch Er-
nüchterung ein, da es bei der Allgemeinheit der 
Aussagen dann auch bleibt. In der Konkretisie-
rung hält sich das Papier auffallend zurück. Die 
Begründung hierfür liegt vor allen Dingen darin, 
dass es sich hierbei um ein Konsenspapier von 
Evangelischer und Katholischer Kirche – mit der 
Erwartung von Zustimmung allerdings weit da-
rüber hinaus – handelt, in dem gemäß der Natur 
der Sache unauflösbare Gegensätze und unter-
schiedliche Interessenlagen entweder sprachlich 
„überwölbt“ oder ausgespart wurden. Den wirk-
lichen Wert dieses Papier einschätzen kann folg-
lich nur jemand, der integrative Kompromisse 
zur Gestaltung der Wirtschaft- und Sozialstruk-
tur schätzt und deswegen Übungen in begriffli-
chen Allgemeinheiten für nicht umsonst, son-
dern gerade im Interesse der Sache für geboten 
hält. Kompromisse dieser Art zeichnen sich nun 
einmal gerade dadurch aus, dass in spezifischen 
Feldern bewusst begriffliche „Leerformeln“ ein-
gebaut werden, die von verschiedenen Interessen-
lagen her unterschiedlich gefüllt werden können 
bzw. geradezu gefüllt werden müssen. Genau da-
rin besteht ihre Funktion. Wichtige ordnungspo-
litische Grundlagentexte des deutschen Gemein-
wesens, wie z.B. große Teile des Grundgesetzes, 
operieren in dieser Weise mit entsprechenden 
integrativen Formelkompromissen. Ihr Wert 
wird erst dann richtig deutlich, wenn man die mit 
ihnen markierte institutionelle „Fahrrinne“ mit 
denen anderer wirtschafts- und sozialpolitischer 

Ordnungsmodelle, so zum Beispiel dem amerika-
nischen oder dem chinesischen, vergleicht. Dann 
zeigen sich markante Differenzen, die sich mit 
den deutschen Formeln allein nicht mehr über-
brücken lassen – zum Beispiel im Staatsverständ-
nis allgemein und dem Konzept des Sozial- bzw. 
Wohlfahrtsstaats im Besonderen.

Die Rolle der Kirchen: Der stell-
vertretende Konsens

Allerdings ist natürlich verständlich, dass 
mit solchen Kompromisspapieren eine gewisse 
Enttäuschung all derjenigen einhergehen muss, 
die konkrete parteiliche Positionierungen der 
beiden großen Kirchen erwarteten. Auf dem 
Kongress, der anlässlich der Veröffentlichung 
des „Sozialinitiative“-Papiers am 18. Juni 2014 
in Berlin durchgeführt wurde, zeigte sich dies 
auch sehr deutlich in vielerlei Forderungen nach 
größerer Konkretion und klareren Festlegungen. 
Diese sollen in einem groß angelegten Dialogpro-
zesses von etwa einem Jahr noch einmal erwogen 
und möglicherweise in eine abschließende Stel-
lungnahme eingebaut werden. Deutlich ist aber 
von vornherein, dass die Interessenlagen sehr un-
terschiedlich und zum größten Teil gegensätzlich 
artikuliert werden und deswegen eine konkreti-
sierende Überschreitung des bisher vorliegenden 
Kompromissstandes eher unwahrscheinlich ist. 
Allerdings kann der laufende Dialogprozess aus 
sich selbst heraus ja auch durchaus weitere, bisher 
übersehene Konsensmöglichkeiten erarbeiten. 
Das wäre durchaus zu wünschen.

Die beiden großen Kirchen operieren mit 
der Veröffentlichung dieses Papiers inhalt-
lich wie formal erkennbar als selbstbewuss-
te gesellschaftliche Großorganisationen bzw. 

III WIRTSCHAFTSETHIK UND KIRCHEN
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religionssoziologisch im Sinne der klassischen 
Typologie von Ernst Troeltsch (Troeltsch 1912) 
als letztlich „anstaltlich“ organisierte Kirchen, 
die auf die Integration der Gesellschaft in die 
Kirche und ebenso die Integration der Kirche in 
die Gesellschaft setzen und daraus ihre Macht 
und ihren Einfluss in der Gesellschaft ableiten 
können. Das dem entgegengesetzte religiöse Or-
ganisationsmodell – bei Troeltsch wird es noch 
als „Sekte“ bezeichnet –, das aus religiöser Voll-
macht betont einseitige parteiliche Positionierun-
gen ableitet, die in der Gesellschaft zum Konflikt 
und zu Auseinandersetzungen – aber auch zu In-
novationen – führen, wird von den beiden großen 
Kirchen faktisch erkennbar abgelehnt. Die spe-
zifische Institutionalisierung des Christentums 
in Deutschland geht folglich mit spezifischen 
Konturen ihrer politischen Interventionen einher. 
Dieses Verständnis hat sich im Verfahren der Er-
arbeitung des Papiers deutlich darin gezeigt, dass 
jeweils spezifisch weitergehende parteiliche Posi-
tionierungen, auch rein symbolischer Art, immer 
weiter ausgeschieden wurden. Dahinter steht mit-
hin der Anspruch, dass diesem Papier „alle Men-
schen guten Willens“ zustimmen, und es, wenn 
auch nicht als Maxime ihres Handelns, so doch 
als Rahmen wirtschafts- und sozialpolitischer 
Gestaltung in Deutschland anerkennen können. 
Abgesehen von der Wertschätzung der inhaltli-
chen Leistung selbst liegt der positive Effekt für 
die Anerkennung der Kirchen in der gesamten 
Gesellschaft auf der Hand.

Die Kirchen verfolgen damit weiterhin die 
von ihnen nach dem Zweiten Weltkrieg entwi-
ckelte Strategie, mittels Stellungnahmen und 
Denkschriften einen „stellvertretenden Konsens“ 
für die Gesamtgesellschaft zu formulieren. Damit 
nehmen sie nach ihrem eigenen Selbstverständnis 

eine „gesellschaftsdiakonische“ Haltung wahr. 
Ihnen gelingt es, in ihren Reihen Vertreter an-
sonsten konfliktbefangener gesellschaftlicher 
Interessenlagen zusammenzubringen und in der 
gemeinsamen Besinnung auf das Christsein der 
Beteiligten eine Basis für gemeinsames Handeln 
auch über Interessengegensätze hinaus zu formu-
lieren. Trotz ihrer herausgehobenen, privilegier-
ten Stellung in Deutschland nehmen die Kirchen 
damit auch eine betont zivilgesellschaftliche 
Verantwortung wahr und bemühen sich darum, 
der Gesellschaftsordnung Wertgrundsätze und, 
pathetisch ausgedrückt, „transzendentale Ver-
trauensgrundlagen“ zu liefern, welche die Ge-
sellschaftsordnung, insbesondere der Staat, aber 
auch die Wirtschaft aus sich selbst heraus so nicht 
liefern könnten. Sie erweisen sich als integrative 
– über den Gegensätzen agierende – Kraft. Wenn 
man so will, bildet sich darin etwas ihres trans-
zendentalen Bezuges ab: Er weist jedenfalls seine 
gesellschaftliche Nützlichkeit aus.

Akzentuierungen des  
„Gemeinsamen Wortes“  
von 1997

Wie sieht das kirchlich-religiöse Bezugsys-
tem inhaltlich genauer aus? Das wird in der Ein-
ordnung der „Sozialinitiative“ in andere, ähnli-
che Texte deutlich. Das neue gemeinsame Wort 
schließt an eine ähnliche Initiative an, die 1997 
mit dem „Gemeinsamen Wort zur wirtschaftli-
chen und sozialen Lage in Deutschland“ unter 
dem Titel „Für eine Zukunft in Solidarität und 
Gerechtigkeit“, die ebenfalls vom Rat der EKD 
und der Deutschen Bischofskonferenz veröffent-
licht worden ist (Gemeinsames Wort 1997), ihren 
Höhepunkt hatte. Im Unterschied zu dem jetzigen 
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Text ist der damalige aus einem breit angelegten 
Konsultationsprozess hervorgegangen, an dem 
sich große Teile der Gesellschaft mit Stellung-
nahmen und Diskussionsbeiträgen beteiligten. 
Anlass für seine Erstellung waren die damaligen 
erheblichen Transformationsprozesse, die ausge-
löst durch den Wegfall des „Eisernen Vorhangs“ 
in Europa und besonders in Deutschland auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen zu beobachten waren 
und allgemein für Verunsicherung sorgten.

Anknüpfend an ähnliche 
Initiativen aus den USA hielten 
die beiden Kirchen an grund-
legenden Charakteristika des 
deutschen Wirtschafts- und So-
zialmodells unter der Leitformel 
der Sozialen Marktwirtschaft 
fest. Im Mittelpunkt standen 
die Probleme der damals rasant 
wachsenden Arbeitslosigkeit 
und einer damit verbundenen 
notwendigen Reform des Sozialstaats. Am Hori-
zont wurden ferner auch Fragen der ökologischen 
Krisenhaftigkeit, des europäischen Integrations-
prozesses und weiterer globaler Herausforderun-
gen angesprochen. Dringend empfohlen wurden 
strukturelle und moralische Erneuerungen, um 
sozialen und ökologischen Verwerfungen vor-
zubeugen, insbesondere der sich schon damals 
abzeichnenden Armutsentwicklung in Deutsch-
land. Das Leitbild war damals (und ist weiterhin) 
der oder die möglichst in Freiheit lebende und 
handelnde Einzelne, der oder die zur Verantwor-
tungsübernahme befähigt wird und solidarisch 
abgesichert ist, so wie er oder sie auch wiederum 
zu Solidarität beiträgt.

Im Unterschied zum Papier von 2014 wur-
den die grundlegenden Wertorientierungen 1997 

auch in einem breiten, begrifflich ansprechenden 
und sozusagen „leuchtend“ geschriebenen, expli-
zit religiös und sozialethisch argumentierenden 
Kapitel herausgearbeitet. Dies war und ist inso-
fern von besonderer Bedeutung, als die Kirchen 
mit dieser Akzentsetzung sehr bewusst ihre eige-
ne transzendental begründete – aus der Sicht von 
anderen sicherlich partikulare – Sicht zur Grund-
lage ihrer gesellschaftlichen Vorschläge expli-
zieren. Es wurde hier folglich nicht so getan, als 

würden die Kirchen über eine 
überlegende Einsicht in gesell-
schaftliche Prozesse verfügen. 
Ihre Vorschläge wurden vor 
dem Hintergrund ihrer eigenen 
Traditionsgeschichte, Glaubens-
haltung und Wertorientierung 
entwickelt. Da dieser Text auch 
2014 nicht überholt ist, sei etwas 
ausführlicher an ihn erinnert. 
Er beginnt mit der Beschrei-

bung der Sicht auf den Menschen: „Er ist als Bild 
Gottes, als das ihm entsprechende Gegenüber 
geschaffen und so mit einer einmaligen unveräu-
ßerlichen Würde ausgezeichnet. Er ist als Mann 
und als Frau geschaffen; beiden kommt gleiche 
Würde zu. Zugleich ist er mit der Verantwortung 
für die ganze Schöpfung betraut; der Mensch soll 
Sachwalter Gottes auf Erden sein“ (Ziffer 93). 
Dies gilt nicht nur für den einzelnen Menschen, 
sondern für den Menschen als Gemeinschaftswe-
sen. „Das Volk Gottes lebt aus der Erinnerung an 
die Geschichte des Erbarmens Gottes; es erzählt 
immer wieder Geschichten des göttlichen Erbar-
mens und feiert es in seinen Festen“ (Ziffer 96). 
Dazu zählt die grundlegende geschichtliche Er-
fahrung der Befreiung des Volkes Israel aus der 
Knechtschaft aus Ägypten und die Stiftung des 

Das Leitbild war damals 
(und ist weiterhin) der oder die 
möglichst in Freiheit lebende 
und handelnde  Einzelne, der 
oder die zur Verantwortungs-
übernahme befähigt wird und 
solidarisch abgesichert ist, so 
wie er oder sie auch wiederum 

zu Solidarität beiträgt.
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Bundes. Die alles kulminiert im Auftreten und 
der Predigt Jesu, der seine Botschaft vom Kom-
men des Reiches Gottes und der Einladung zum 
Glauben mit dem Ruf zur Umkehr, d. h. zu einem 
Leben, das ganz auf Gott und seine Gerechtigkeit 
und Barmherzigkeit setzt. (Ziffer 99) Geboten ist 
deswegen der Einsatz für die Menschenwürde, 
für Gerechtigkeit und Solidarität. „Die Christen 
können nicht das Brot am Tisch des Herrn teilen, 
ohne auch das tägliche Brot zu 
teilen“ (Ziffer 101).

Näherhin werden grundle-
gende ethische Maximen entwi-
ckelt wie das Doppelgebot der 
Gottes- und Nächstenliebe (Zif-
fer 103f.), die vorrangige Option 
für die Armen und Schwachen 
und Benachteiligten (Ziffer 105f.) sowie Ge-
rechtigkeit (108f.), die vor allem im Hinblick auf 
Teilhabegerechtigkeit konkretisiert wird, sodann 
das Verhältnis von Solidarität und Subsidiarität 
(Ziffer 115f.). Von großer Bedeutung ist dabei der 
Grundsatz: „Die gesellschaftlichen Strukturen 
müssen daher gemäß dem Grundsatz der Subsi-
diarität so gestaltet werden, dass die einzelnen 
und die kleineren Gemeinschaften den Freiraum 
haben, sich eigenständig und eigenverantwortlich 
zu entfalten. Es muss vermieden werden, dass die 
Gesellschaft, der Staat oder auch die Europäische 
Union Zuständigkeiten beanspruchen, die von 
nicht staatlichen Trägern oder auf einer unteren 
Ebene des Gemeinwesens ebenso gut oder besser 
wahrgenommen werden könnten“ (Ziffer 120). 
Und schließlich wird auch hier schon das Prinzip 
der Nachhaltigkeit erwähnt: Solidarität beziehe 
sich nicht nur auf die gegenwärtige Generation, 
sie schließt die Verantwortung für die kommen-
den Generationen ein.

Es wird dann ein „Grundkonsens einer zu-
kunftsfähigen Gesellschaft“ formuliert, der aus 
den erwähnten christlichen Maximen Folgerun-
gen angesichts der gesellschaftlichen Herausfor-
derungen ableitet.

„Ein solcher „Grundkonsens“ meint nicht 
Harmonie, sondern ein ausreichendes Maß in 
Übereinstimmung trotz verbleibender Gegen-
sätze“ (Ziffer 127). Da die gesellschaftliche Si-

tuation immer komplexer wird, 
werde gleichzeitig die Über-
einstimmung über bestimmte 
Grundelemente der sozialen 
Ordnung wichtiger. Zu diesem 
Grundkonsens zählen die Men-
schenrechte, die freiheitlich 
soziale Demokratie, eine ökolo-

gisch soziale Marktwirtschaft (die sich deutlich 
von einer Marktwirtschaft pur unterscheidet), das 
Menschenrecht auf Arbeit und die Notwendigkeit 
eines neuen Arbeitsverständnisses sowie Chan-
cen und Formen der Solidarität in einer erneuer-
ten Sozialkultur. Diese Thesen werden dann auch 
in internationale Verantwortung eingeschrieben. 
Erkennbar steht also auch das neue Sozialwort 
von 2014 in dieser Traditionslinie. Die Kirchen 
schreiben folglich ihr Engagement für eine trag-
fähige und gerechte Gesellschaft fort.

Teilhabegerechtigkeit

In dieser Hinsicht hat sich im sozialethi-
schen Denken der Kirchen ein neues Leitbild 
herauskristallisiert, das sich gut mit dem Be-
griff der Teilhabegerechtigkeit zusammenfas-
sen lässt. Dazu seien kurz einige Thesen ausge-
führt. „Teilhabe“ wird in der Armutsdenkschrift 
der EKD von 2006 (Gerechte Teilhabe, 2006) 

Da die gesellschaftliche  
Situation immer komplexer 
wird, wird gleichzeitig die 

Übereinstimmung über Grun-
delemente der sozialen Ord-

nung wichtiger.
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als Realisierungschance der den Menschen von 
Gott geschenkten Fähigkeiten folgendermaßen 
definiert:

„Eine gerechte Gesellschaft muss so gestaltet 
sein, dass möglichst viele Menschen in der Lage 
sind, ihre jeweiligen Begabungen sowohl zu er-
kennen als auch sie auszubilden und schließlich 
produktiv für sich selbst und andere einsetzen zu 
können“ (S. 11). Und weiter: „Das sozialethische 
Leitkriterium hinter der Vorstellung gerechter 
Teilhabe besteht darin, dass es für jede Person 
möglich sein muss, die Erfahrung zu machen, 
für sich selbst und die eigene Familie sorgen zu 
können. In einer gerechten Gesellschaft ist dies 
für alle Glieder der Gesellschaft möglich und 
alle Menschen erfahren dadurch so viel Unter-
stützung und Hilfe, dass sie vor Armut geschützt 
sind“ (Ziffer 5). Reaktualisiert wird so das 
protestantische Verständnis der Berufung der 
Menschen zum Dienst am Nächsten, in seinen 
Tätigkeiten und insbesondere seiner Arbeit. Im 
engeren Sinn theologisch gesprochen bedeutet 
das: Gerecht ist eine Gesellschaft dann, wenn sie 
möglichst vielen Menschen das Ausleben ihrer 
Berufung möglich macht.

Alle gesellschaftlichen Akteure sind folglich 
dafür verantwortlich, eine breite Beteiligung 
möglichst aller Menschen der Gesellschaft zu si-
chern und ihnen in dieser Sichtweise einen „Teil“ 
an der Gesellschaft zu sichern. Dies gilt auch für 
Menschen, die über Macht in der Gesellschaft 
verfügen: „Führungshandeln in der Perspektive 
des christlichen Glaubens hütet sich deswegen 
vor der Verabsolutierung der eigenen Interessen 
und versteht seine Rolle im Sinne eines Treuhän-
ders aller von seinem Tun Betroffenen – vor al-
lem im Interesse der Verbesserung der Situation 
der Schwächeren“ (Unternehmerisches Handeln 

in evangelischer Perspektive, 2008, Ziffer 27). 
Das wird in der Denkschrift der EKD zum unter-
nehmerischen Handeln betont.

In dieser Perspektive realisiert sich das christ-
liche Verständnis von Freiheit: „Es kommt in der 
engen unauflöslichen Beziehung von Freiheit und 
Bindung, Freiheit und Dienst zum Ausdruck: 
Frei ist derjenige Mensch, der sich in Bindung 
an Gott zum Dienst an den anderen als befreit 
erleben kann. Freiheit ist nicht auf die Wahlfrei-
heit des Individuums zu reduzieren, sondern als 
‚kommunikative Freiheit‘ in Verantwortung vor 
Gott wie vor den anvertrauten Menschen zu ver-
stehen“ (Ziffer 31). Dieses Verständnis steht quer 
zu einer reinen Nutzenmaximierung: „Alle, die 
im Unternehmen tätig sind, ob Vorstände oder 
Hilfsarbeiter, sind eben nicht nur Mittel zum 
Zweck, sondern auch und vor allem Geschöpfe 
Gottes, geschaffen zu Gottes Bild“ (Ziffer 42). 
Damit ist bereits im Kern des Freiheitsverständ-
nisses die Abgrenzung gegenüber klassisch radi-
kalliberalen Eigentumsverständnissen deutlich: 
eine Selbstverständlichkeit in Teilen Mittel- und 
Nordeuropas – aber längst nicht überall in der 
Welt. Die Grundlinien dieser Argumentation 
könnten noch weiter ausgeführt werden. Dies 
kann an dieser Stelle nun nicht weiter geschehen 
(vgl. Wegner o.J.).

Politik möglich machen

Bei allen Äußerungen bleibt es dabei, wie die 
Kirchen im „Gemeinsamen Wort“ von 1997 be-
tonten, dass es nicht ihre Aufgabe sei, Politik zu 
machen, sondern „Politik möglich zu machen“, 
indem sie den Streit der Interessen von letzten 
Ergriffenheiten hin zu einem Streit im Vorläufi-
gen und Fragmentarischen umzuprägen helfen. 
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Letzte politische Konkretionen ließen sich eben 
nicht direkt aus christlichen Glaubenshaltungen 
ableiten. Es geht in der Politik nicht um das Heil 
der Menschen oder um den Sinn ihres Lebens, 
sondern um letztlich pragmatische vorläufige 
Regelungen, die möglichst vielen Menschen Teil-
habe und ein gutes Leben ermöglichen sollen. 
Folglich besteht die Aufgabe der Kirchen nicht in 
einer forciert vorangebrachten Parteilichkeit mit 
der Folge der Exklusion anderer, sondern in der 
Befreiung der Politik zu einer 
Suche nach Kompromissen. Be-
gründungen des Politischen sind 
in dieser Richtung stets vorläu-
fig und bleiben kontingent – und 
dies wegen und nicht trotz des 
religiösen, transzendenten Hintergrundbezugs. 
Eben dieses Verständnis hat kürzlich in einem 
ganz anderen Kontext besonders schön kein Ge-
ringerer als Hans Joas in seiner Deutung dessen, 
was für ihn eine „Begründung“ sei, zum Aus-
druck gebracht: „Für mich heißt Begründung, 
dass historisch situierte Sprecher ihren ebenfalls 
historisch situierten Gesprächspartnern all das 
als Gründe nennen dürfen, was beiden im Prinzip 
einleuchtet“ (Joas 2014, S. 250). Joas bezeichnet 
dies als einen „entspannten“ Begriff von Begrün-
dung. Entsprechend sind die Thesen der Kirchen 
gemeint: Verständigungen im Vorläufigen; keine 
abschließenden Äußerungen.

Die EKD hat diese grundlegende Haltung in 
einer Denkschrift des Rates der EKD zum Öf-
fentlichkeitsauftrag der Kirche „Das rechte Wort 
zur rechten Zeit“ aus dem Jahr 2008 zusammen-
fassend zum Ausdruck gebracht. Dabei betont sie 
mehrfach, dass sie keinen Herrschaftsanspruch 
der Christenheit oder der Kirchen wahrnehmen 
will. Sie begründet dies theologisch:

„Weil Christus seine Herrschaft als Dienst 
Gottes am Menschen gelebt hat und lebt, darum 
verwirklicht sich die Nachfolge von Christen-
menschen – und damit ihr Leben in der Welt und 
für die Welt – als Dienst“ (Ziffer 13). „Dieser 
Dienst achtet die Freiheit des Gewissens und die 
Freiheit Andersdenkender und freut sich an der 
Rechtfertigung allein aus Gnaden, die des Men-
schen Heil nicht in dessen eigener Leistung und 
Befindlichkeit, sondern in Gottes Liebe begrün-

det weiß. Es ist ein Dienst, der 
den Glauben nicht zu Zwecken 
eigener Macht missbraucht, son-
dern die frohe Botschaft – ohne 
äußere, menschliche Machtmit-
tel, allein durch die Überzeu-

gungskraft des Wortes – ausrichtet“ (Ziffer 14).
Indem die Kirche sich so äußert, wird sie 

nicht Teil des Staates und tritt auch nicht an sei-
ne Stelle. Sie versteht ihre eigene Stellungnahme 
als Teil einer gesellschaftlich breit angelegten 
Kommunikation, die darauf zielt, differierende 
Standpunkte miteinander ins Gespräch zu brin-
gen, notfalls auch im Konflikt. Sie übernimmt 
so ihren Teil der Mitverantwortung für das Ge-
meinwesen (Ziffer 22). Dabei hat sie evangeli-
scherseits den Anspruch, dass der Gesamtkorpus 
der Veröffentlichungen in sich kohärent ist und 
auf diese Weise ein Gefüge protestantischer So-
zialethik in der Weiterentwicklung zu Ausdruck 
bringt. Allerdings existiert in der Evangelischen 
Kirche kein Lehramt, das als Wächter einer sol-
chen Kohärenz auftreten könnte. Dennoch kön-
nen sich die evangelischen Positionierungen 
nicht, so wird es hier betont, in einen völligen 
Pluralismus auflösen: „Aber in Treue zu dem der 
Kirche Jesu Christi gegebenen Auftrag kann die 
evangelische Kirche nicht zum Spiegelbild der 

Die Aufgabe der Kirchen 
besteht in der Befreiung der 
Politik zu einer Suche nach 

Kompromissen.
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pluralistischen Gesellschaft werden (wollen): Sie 
verlöre sonst ihre Identität und damit die Chance, 
als Überzeugungsgemeinschaft dieser pluralisti-
schen Gesellschaft eine klare Orientierung anzu-
bieten“ (Ziffer 60). Dass sich die Positionierun-
gen und Stellungnahmen nur noch geschmeidig 
an die plurale Welt der Gesellschaft anpassen, 
ist folglich nicht das Ziel kirchlicher Positionie-
rung. Es soll schon auch das eigene, für die Ge-
sellschaft oft sperrige, ethische 
und religiöse Erbe deutlich wer-
den. Gerade von ihm her lassen 
sich gegebenenfalls innovative 
neue Sichtweisen und dement-
sprechend Lösungen erwarten. 
Allerdings wird man im Durch-
gang durch die Stellungnahmen 
der letzten Jahre feststellen, dass 
ein solcher Akzent eher selten gesetzt wird. So 
etwas ist angesichts der typisch kirchlichen Ver-
fahren - jedenfalls auf evangelischer Seite - zur 
Erarbeitung solcher Stellungnahmen (nämlich in 
der Regel wiederum auf Konsense in Experten-
gremien zu setzen) auch eher nicht zu erwarten. 
Prophetische Stimmen kommen von Einzelnen 
oder von Gruppen in der Kirche.

Das religiöse Dispositiv der 
Kirchen

Beim Durchblättern der Stellungnahmen wird 
man den Kirchen deswegen auch kaum irgend-
welche Vorwürfe machen können, hier würde 
mittels einer falschen Anmaßung religiöser Auto-
rität Zwietracht gesät oder lediglich im Interesse 
eigener, partikularer Interessenlagen argumen-
tiert. Einem solchen, in der säkularer werdenden 
Gesellschaft ja nicht gerade selten auftauchenden 

Verdacht, lässt sich anhand der Texte gut weh-
ren. Auch sind immer noch gängige Vorstellun-
gen, dass die Kirchen sich eigentlich immer ein-
seitig gegen unternehmerisches Handeln, gegen 
die Freiheit der Märkte oder Ähnliches ausspre-
chen würden, in keiner Weise haltbar. In großer 
Differenziertheit wird vielmehr immer wieder 
versucht, Lösungen für diverse divergente In-
teressenlagen anzuregen. Das Festhalten an ge-

meinsamen Kompromissen und 
Konsensen dient der Vertrau-
ensbildung über den Kreis der 
eigenen religiösen Überzeugung 
im engeren Sinne hinaus und 
bietet hierüber Dialoge mit allen 
in der Gesellschaft an.

Mit Paul Nolte (Nolte 2009, 
S. 84ff.) lässt sich zusammen-

fassend sagen, dass gerade in den eigensinni-
gen, religiösen Positionierungen der Kirche ein 
Schatz für die gesamte gerade auch säkulare 
Gesellschaft versteckt liegt, der vielleicht viel zu 
selten in den Blick kommt. Hinter den kirchlich-
christlichen Positionierungen steckt nämlich ein 
„Modell der aktiven und sozial verantwortlichen 
Lebensführung“ (S. 88), das sich natürlich aus 
verschiedenen Quellen speisen könne, aber weil 
es eben aus einer religiös unterfütterten Lebens-
führung resultiert, die besondere höchst demo-
kratierelevante Leistung der Selbstrelativierung 
(zwischen Gott und mir) erbringe. „Diese Selbs-
trelativierung führt zugleich auf eine elementare 
Anerkennung des Anderen, dem Gott so gegen-
übersteht wie ich selber“ (S. 88).

Zudem geht es hier um eine ethisch-religi-
öse Grundhaltung, die zwar aus partikularen 
Ursprüngen erwächst, der es aber gelungen ist, 
moralische Verpflichtungen universalistisch 

Es geht hier um eine 
ethisch-religiöse Grundhal-

tung, der es gelungen ist, 
moralische Verpflichtungen 

universalistisch immer weiter 
auszudehnen und so Exklusio-

nen zu vermeiden.
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immer weiter auszudehnen und so Exklusionen 
zu vermeiden. Hierzu zählen auch und gerade die 
Verteidigung sozialer Logiken gegenüber Markt 
und Staat (S. 102). „Wer kann schon im Streit um 
die Sonntagsruhe auf Gottes eigenes Ruhen nach 
sechs Tagen anstrengender Schöpfung verwei-
sen? Mit anderen Worten: Gerade die Berufung 
auf Gesetz und Gebote ganz anderer (außerall-
täglicher, außermarktlicher, nicht demokrati-
scher legitimierter) Art, führt 
die Bürgergesellschaft Kräfte- 
und Reflexionspotenziale zu, 
die aus einer anderen Quelle 
kaum ersetzbar sind“ (S. 103). 
Zusammengefasst: „Moralres-
source und Gemeinschaftsbil-
dung, soziale Netzwerke und 
Räume, Sprachfähigkeit und 
Investitionen, politische Widerständigkeit und 
sozialer Protest: Damit ist ein weiter Horizont 
skizziert, in dem sich die Potenziale von Reli-
gion in der modernen Bürgergesellschaft entfal-
ten können; in dem Religion zu einer wichtigen 
Ressource der Bürgergesellschaft werden kann 
– vielleicht sogar zu einer ihrer wichtigsten über-
haupt“ (S. 105). Das ist der funktionale – und 
zugleich substanzielle – Horizont, in dem auch 
die Positionierungen der großen Kirchen stehen. 
Was sich in ihren Texten niederschlägt, ist letzt-
lich ein Reflex auf die in und mit ihnen gelebte 
aktive Christlichkeit.

Von daher kann vielleicht auch die Enttäu-
schung derjenigen ein Stück weit aufgefangen 
werden, die sich gerade beim letzten Text mehr 
Bissigkeit und Griffigkeit gewünscht hätten. Der 
Eindruck, dass es sich hierbei um ein letztlich 
ordoliberales Papier in der klassisch deutschen 
Tradition handelt, ist sicherlich nicht von der 

Hand zu weisen – könnte aber in einer anderen 
Blickrichtung auch an die Mitautorenschaft vieler 
Christen an eben dieser wichtigen Richtung erin-
nern. In dieser Sichtweise wird hier etwas Selbst-
verständliches „gefeiert“. Zudem gilt es zu sehen, 
dass dieses Papier nicht das Ende der Positionie-
rung der Kirchen darstellt. Auf seiner Grundlage 
und über sie hinausgehend werden sich die Kir-
chen weiterhin auch zu politischen Einzelfragen 

exponieren. Einzelne Christen-
menschen ohnehin.

Man kann gut mit einem der 
schönen Schlusssätze von D. 
Stephen Long aus seiner Ein-
führung in „Christian Ethics“ 
schließen: „So what is christian 
ethics? It is the pursuit of God-
ness by people on the way to a 

city not built by human hands. It ś not a precise 
science but the cultivation of practical wisdom 
that comes from diverse sources. It draws in all 
that is good in God ś creation and among the na-
tions. But it also acknowledges that creatures can-
not attain their true end without the gift of god`s 
own goodness” (Long 2010, S. 121). In dieser un-
auflöslichen Spannung von gelebter praktischer 
Vernunft und Gottes absoluter Forderung steht 
das politische Mandat der Kirchen. Wenn dieses 
so genutzt wird, dass es zu umfassendem Frieden 
und zur Vermeidung destruktiver Konflikte in 
Gottes Schöpfung beiträgt, ist genug getan.

Der Eindruck, dass es sich 
um ein ordoliberales Papier in 

der klassisch deutschen Traditi-
on handelt, könnte auch an die 
Mitautorenschaft vieler Chris-
ten an eben dieser wichtigen 

Richtung erinnern.



77

D I S K U R S

Literatur

Gemeinsames Wort (1997): Für eine Zukunft in Solidarität 
und Gerechtigkeit. Wort des Rates der Evangelischen Kir-
che in Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz 
zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland (am 
besten zugänglich über www.ekd.de, 05.02.2015).

Das rechte Wort zur rechten Zeit (2008): Eine Denk-
schrift des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zum Öffentlichkeitsauftrag der Kirche. Gütersloh.

Gerechte Teilhabe (2006): Befähigung zu Eigenverantwor-
tung und Solidarität. Eine Denkschrift des Rates der EKD 
zur Armut in Deutschland. Gütersloh.

Joas, Hans (2014): Replik. In: Große Kracht, Hermann-
Josef (Hg.): Der moderne Glaube an die Menschenwürde. 
Philosophie, Soziologie und Theologie im Gespräch mit 
Hans Joas. Bielefeld.

Long, D. Stephen (2010): Christian Ethics. A very short 
introduction. Oxford.

Nolte, Paul (2009): Religion und Bürgergesellschaft. Brau-
chen wir einen religionsfreundlichen Staat?, Berlin.

Prof. Dr. Gerhard Wegner

 

ist seit 2005 Direktor des Sozialwissenschaftliches Instituts der 

EKD in Hannover und war in dieser Eigenschaft einer der Autoren 

des Papiers der Sozialinitiative.

Nach dem Studium der evangelischen Theologie in Göttingen 

und Nairobi war Gerhard Wegner unter anderem Pastor in Celle, 

Gründungsgeschäftsführer der Hanns-Lilje-Stiftung, Oberkir-

chenrat im Landeskirchenamt Hannover, Leiter des Evangeli-

schen Büros für de EXPO 2000 in Hannover und Leiter des KDA 

Hannover.

gerhard.wegner@si-ekd.de

Sozialinitiative (2014): Gemeinsame Verantwortung für 
eine gerechte Gesellschaft. Initiative des Rates der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofs-
konferenz für eine erneuerte Wirtschaft- und Sozialordnung 
(am besten zugänglich über www.ekd.de, 05.02.2015).

Troeltsch, Ernst (1912 u.ö.): Die Soziallehren der christli-
chen Kirchen und Gruppen. Band 1 und 2. Tübingen.

Unternehmerisches Handeln in evangelischer Perspekti-
ve (2008). Eine Denkschrift des Rates der EKD Gütersloh.

Wegner, Gerhard (o.J.): Teilhabegerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Sozialethische Positionierungen der Evangeli-
schen Kirche seit dem Gemeinsamen Wort 1997, www.ekd.
de/si/19315.html (05.02.2015).

III WIRTSCHAFTSETHIK UND KIRCHEN



FORUM Wirtschaftsethik 22. Jahrgang, 201478

Perspektiven  
Unternehmerischer 

Verantwortung 

Michael Hüther 

Corporate social responsibility became a to-
pic of public debate a long time before the global 
economic and financial crises. Since then, how-
ever, it has changed the intensity and quality of 
public debate. Thus, economic considerations 
are put into their social and cultural context and 
the narrow accountability for results is conside-
red insufficient. This requires from companies 
firstly an extended time horizon and the appre-
ciation of historical time as a counter-concept 
to real-time in the capital markets, secondly, a 
realistic view of the inefficiency of markets and 
the importance of altruism as a steering resour-
ce, and thirdly the awarding of due importance to 
virtue in a system, where the moral principle is 
assigned to the order.

Über die gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen wird nicht erst seit der globa-
len Wirtschafts- und Finanzkrise gesprochen, es 
hat sich seitdem aber die Intensität und Qualität 
der öffentlichen Debatte verändert. Die Krise ist 
von der Gesellschaft als große Kränkung erlebt 
worden, weil das Versprechen der Wirtschaft auf 
eine friktionsfreie Dynamik nicht hielt und eine 
fundamentale Verunsicherung eintrat. Der un-
vermeidbare Eingriff des Staates im Ausnahme-
zustand hat aus Sicht vieler Kritiker marktwirt-
schaftlicher Strukturen die Verhältnisse wieder 
zurechtgerückt. Zugleich wurde damit deutlich, 
dass Unternehmen in umfassenderer Weise Ver-
antwortung wahrnehmen müssen.

Es geht um die gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmen. Damit werden ökono-
mische Erwägungen in den sozialen und kultu-
rellen Kontext gestellt. Zugleich wird deutlich, 
dass es unterschiedliche zeitliche, sachliche und 
räumliche Dimensionen von Verantwortung gibt. 
So können unterschiedliche Motive die Ver-
antwortung des Unternehmers respektive des 
Unternehmens tragen und prägen. Die enge Er-
gebnisverantwortung der Unternehmen wird als 
grundsätzlich unzureichend bewertet. Daraus 
lassen sich drei Perspektiven gesellschaftlicher 
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Verantwortung von Unternehmen ableiten, die 
durch folgende Schlüsselbegriffe erfasst werden: 
(1) Zeit und Krise, (2) Effizienz und Unvollkom-
menheit, (3) Tugend und Interesse.

Zeit und Krise

„Zeitschichten verweisen auf geologische 
Formationen, die verschieden weit und verschie-
den tief zurückreichen und die sich im Laufe der 
sogenannten Erdgeschichte mit verschiedenen 
Geschwindigkeiten verändert und voneinander 
abgehoben haben“ (Koselleck 1995, S. 95).

Ökonomisches Denken drängt zur Zeitlosig-
keit. Die Formalisierung der Analyse von Märk-
ten und ihren typischen Akteuren legt nahe, dass 
die darauf basierende Theorie in Raum und Zeit 
undifferenziert gültig sei. Der Rekurs auf die 
unterschiedlichen historischen „Zeitschichten“ 
(Koselleck 1995) unterbleibt. Der Fortschritt 
der ökonomischen Analyse hat sich gegen die 
Historische Schule und eine unrealistische his-
torische Fundierung sowie Ableitung ökono-
mischer Zusammenhänge vollzogen. So Recht 
Gustav von Schmoller, Protagonist dieser Denk-
richtung, auch mit dem Hinweis hatte, dass es 

keine unveränderlichen Gesetze menschlichen 
Handelns – zumal im sozialen Kontext – gebe, 
so wenig war sein Ansatz zukunftsfähig. Eine 
Sammlung historischer Einmaligkeiten ist kaum 
theoriefähig, so umfassend sie auch sein mag. 
Individuelle Verhaltensmuster, komplexe Struk-
turen und Wirkungszusammenhänge – wie sie 
die wirtschaftliche Realität prägen – können der 
Analyse nur angemessen zugeführt werden, in-
dem die inhärenten Probleme auf ihren Kern re-
duziert werden.

Diesem Ansatz folgt beispielhaft die Figur 
des „Homo Oeconomicus“, der als Entschei-
dungsmaxime nur das Eigennutzprinzip kennt; 
die Existenz anderer Motive – wie sozial veran-
kerte Werte – wird zwar nicht ausgeschlossen, 
doch traditionell nicht thematisiert. Es wird un-
terstellt, dass sonstige Handlungsorientierungen 
ein weitgehend stabiles, nicht störmächtiges Um-
feld beschreiben. Der Vorteil dieses Vorgehens 
liegt darin, die für die gesamtwirtschaftliche 
Analyse notwendige Aggregation vornehmen 
zu können. „Aggregierte Agenten“ abstrahieren 
von der Frage, die sich aus dem Zusammenwir-
ken unterschiedlich motivierter Individuen er-
gibt. Der „aggregierte Agent“ der makroökono-
mischen Analyse ist der „typische Agent“ der 
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mikroökonomischen Analyse. Und – so Ralf 
Dahrendorf – „die wirtschaftlichen Tatsachen 
bestätigen im allgemeinen seine Theorien, und 
wenn seine Voraussetzungen auch fremd und un-
glaubwürdig anmuten mögen, so erlauben sie dem 
Wirtschaftswissenschaftler doch richtige Pro-
gnosen“ (Dahrendorf 1977, S. 
15).

Die ökonomische Theo-
rie benötigt Idealtypen für das 
Verhalten des Individuums in 
seinen verschiedenen Rollen, 
ebenso für die Funktionsweise 
von Märkten und für das Ver-
ständnis von Volkswirtschaften. 
So weit, so gut. Doch in dem 
Maße, in dem die Sprache der Ökonomik forma-
lisiert wurde, hat sich durch die damit verbun-
dene Abstraktion von Realtypen eine stupende 
Geschichtslosigkeit eingeschlichen und dann do-
minant breit gemacht. Die Wirtschaftsgeschich-
te ist weitgehend an die Geschichtswissenschaft 
delegiert worden, die Theoriegeschichte pflegt 
nicht einmal mehr ihr früheres Schattendasein 
als Dogmengeschichte.

Der Ausschluss der historischen Zeit hat be-
deutsame forschungspraktische Konsequenzen: 
Er ermöglicht die Formulierung einer ökonomi-
schen Welt in Modellen, ohne deren Vorausset-
zungen erörtern zu müssen. Es geht ausschließ-
lich um die Preisbildung und die Veränderung 
relativer Preise als Steuerungslogik in vollkom-
menen, informationseffizienten Märkten, auf de-
nen homogene Güter gehandelt werden. Risiken 
sind nur eine Frage des Preises und kein spezi-
fisches Problem für das Design von Institutio-
nen. Kulturelle Differenzierung, Habitus und 
Haltung, begrenzte Rationalität, asymmetrische 

Information und Transaktionskosten werden 
durch das institutionelle Setting als reflektiert 
vorausgesetzt. Sie sind in der dominanten Theo-
riebildung quasi irrelevant.

Der so zu charakterisierende Mainstream 
ökonomischen Denkens hat in der Finanzwirt-

schaft seine geschäftspraktische 
Relevanz bewiesen. Die neo-
klassische Finanzmarktökono-
mik erlangte eine mathemati-
sche Stringenz und war höchst 
erfolgreich, so in der Bewertung 
von Finanzderivaten. Infor-
mationsprobleme, die im Kern 
jeder Finanzmarkttransaktion 
schlummern, wurden nicht the-

matisiert (Allen 2001). So ermöglichte diese in-
stitutionenfreie Theorie eine Industrialisierung 
des Kreditgeschäfts, was neue Geschäftsmodel-
le im Investmentbanking anregte. All dies fand 
unter Echtzeit-Bedingungen statt, so dass intel-
lektuell und habituell die Differenzierungsnot-
wendigkeiten der historischen Zeit ausgeblendet 
wurden. Gewaltige Gewinne ermöglichten zuvor 
nicht denkbare Bonuszahlungen.

So haben anreizkompatible Gehaltssysteme 
in einem Umfeld ungeahnter Gewinnoptionen 
im Investmentbanking den Versuch befördert, 
Nischenwissen auszubeuten oder gar zu ma-
nipulieren. Der Fehlanreiz zu Beschleunigung 
und Kurzatmigkeit war damit doppelt gesetzt: 
Einmal durch die inszenierte Marktdynamik, 
zudem durch die Verdienstdynamik. „Ein Merk-
mal des fortgeschrittenen Pumpkapitalismus 
war ja die außerordentliche Kurzatmigkeit al-
len Handelns“ (Dahrendorf 2009). Der Verlust 
der historischen Zeit im ökonomischen Denken 
führte zu einem Handeln und einer Haltung der 

Der Verlust der historischen 
Zeit im ökonomischen Denken 
führte zu einem Handeln und 

einer Haltung der Finanz-
marktakteure, worin sich der 
Druck zum immer schnelleren 
Erfolg in der Rastlosigkeit der 

Echtzeit niederschlug.
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Finanzmarktakteure, worin sich der Druck zum 
immer schnelleren Erfolg in der Rastlosigkeit der 
Echtzeit niederschlug.

Der Raum für Verantwortung wurde extrem 
verengt, weil eine weitergehende als die Ergeb-
nisverantwortung die mutige Entscheidung ver-
langt hätte, bestimmte Geschäfte aufzugeben 
oder gar nicht erst zu machen, 
und zwar Geschäfte, die – wie 
die Verbriefung der Erst-Ver-
lust-Tranche eines Kredits – be-
reits im Lichte der Theorie frag-
würdig waren. Das schien nicht 
nur mit Blick auf die Kapitalgeber als unmöglich, 
es hätte zudem eine fundamentale Haltungsän-
derung verlangt. Denn die Macht der Finanz-
marktakteure lebte von der Echtzeit-Bedingung 
sowie der dadurch ermöglichten Beschleuni-
gung. Hinzu kam, dass die in der theoretischen 
Prägung dominante Marktform vollkommenen 
Wettbewerbs gerade für erweiterte Verantwor-
tungsperspektiven keinen Raum lässt.

Von Unternehmen ist im Wettbewerb nur 
die Ergebnisverantwortung gefordert; sie haben 
unter Einhaltung der vorgegebenen Spielregeln 
das wirtschaftliche Ergebnis zu maximieren 
(vgl. Abschnitt 2). Diese Deutung sozialer Ver-
antwortung von Unternehmen hat Milton Fried-
man präzise formuliert. Edmund Phelps weist 
hingegen darauf hin, dass bei Marktunvollkom-
menheiten altruistisches Verhalten die Effizienz 
steigern kann, weil es Transaktionskosten senkt 
und Informationsasymmetrien zu überwinden 
hilft. Und: Solches Verhalten, das als Übernah-
me gesellschaftlicher Verantwortung zu erfassen 
ist, generiert Sozialkapital und fungiert als Steu-
erungsressource, vor allem dort, wo marktliche 
Kooperation alleine nicht ausreicht. Da muss 

Ökonomik nicht neu gedacht, sondern nur breiter 
rezipiert werden.

Gesellschaftliche Verantwortung von Unter-
nehmen verlangt ein ermöglichendes Zeitregime 
für die Marktakteure. Das muss die Theorie leis-
ten. Entlässt man die aggregierten, typischen 
Akteure aus der Echtzeitfiktion und öffnet sie für 

die historische Zeit, dann wird 
ein erweitertes Verantwortungs-
konzept möglich. Das bedeu-
tet zugleich, die Marktakteure 
in ihren historisch-kulturellen 
Kontext zu stellen. Denn wie 

kann sonst erklärt werden, dass Gesellschaften 
auf identische Regeln unterschiedlich reagieren? 
Wie kann sonst erklärt werden, dass Gesellschaf-
ten gerade nicht effizient voneinander lernen, 
sondern beharrlich ihren Wege in historischen 
Pfaden gehen? Wie kann sonst erklärt werden, 
dass trotz globaler Arbeitsteilung die wirtschaft-
lichen Strukturen beharrlich divergieren können?

Es lohnt sich in die Komplexität der Zeit-
schichten einzutauchen, deren Ineinandergreifen 
ernst zu nehmen, um dadurch unterschiedliche 
Geschwindigkeiten, aber auch unterschiedliche 
Wirkungszeiten erfassen zu können (Hüther 
2014). So führen beispielsweise die wirtschafts-
strukturellen Unterschiede zwischen Deutsch-
land und Frankreich zu einer komplexen Zeit-
schichtenstruktur: Eine bedeutsame Schicht ist 
die napoleonische Ära mit der Kontinentalsperre, 
eine andere die dezentrale politische Machtstruk-
tur des Deutschen Bundes im 19. Jahrhundert. 
Beides erklärt Unterschiede in Ausmaß und regi-
onaler Struktur der Industrialisierung.

Ebenso wirkt die späte deutsche Reichs-
gründung als relevante Zeitschicht, weil die 
fehlende Nationsidee das Bürgertum stärker als 

Gesellschaftliche Verant-
wortung von Unternehmen ver-
langt ein ermöglichendes Zeit-
regime für die Marktakteure. 
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anderenorts für Technik und Wirtschaft öffne-
te, gar begeisterte und dies den Umbau des Bil-
dungssystems hin zu den Realien (von der dua-
len Berufsausbildung bis zum Promotionsrecht 
technischer Hochschulen) beförderte. Eine wei-
tere Zeitschicht liefert die frühe Neuzeit, in der 
sich die Staatlichkeit in Mitteleuropa nicht auf 
zentraler Ebene, sondern in den Fürstentümern 
ausgeprägte, was wegen der größeren Nähe die 
Fürsorge des Herrschers forderte; die Einführung 
der Sozialversicherung ab 1883 ist auch damit zu 
erklären.

Diese Hinweise lassen erkennen, worum es 
gehen muss: Die Reflexion der formalen ökono-
mischen Theorie in der akkumulierten Erfah-
rung einer Gesellschaft. Nur so können die wirt-
schaftspolitischen Ableitungen eine praktische 
Relevanz erlangen und kostenträchtige Irrwege 
einer Echtzeit-Ökonomik verhindert werden. 
Natürlich gibt es übergreifende Einsichten, wie 
die Mechanik der Marktgesetze oder die Tragö-
die der Allmende (Übernutzung einer Gemein-
schaftsressource). Dann – so Koselleck (1995, S. 
100) – bewegen wir uns in „geschichtliche(n) Zei-
ten, die über die Erfahrung von Individuen und 
Generationen hinausweisen“. Doch selbst grund-
sätzliche Erkenntnisse bedürfen der Einordnung. 
Die Tragödie der Allmende zum Beispiel ist nur 
theoretisch zwangsläufig, ihre tatsächliche Mög-
lichkeit ist historisch-kulturell je nach innerer 
gesellschaftlicher Bindung sehr unterschiedlich.

So gilt: Es ist für Ökonomen – und am Ende 
für die Gesellschaft – ertragreich, in historischen 
Zeitschichten zu argumentieren und der histori-
schen Zeit in der Theorie Raum zu geben. Wer 
gesellschaftliche Verantwortung von Unter-
nehmen fordert, der muss darauf achten, dass 
die Zeitregime dies ermöglichen und dass die 

Zeitperspektiven der Akteure dies einfangen. 
Eine ökonomische Theorie, die sich der histori-
schen Bedingtheit und Differenzierung bewusst 
ist, liefert einen unverzichtbaren Beitrag zu die-
ser Erneuerung des Verantwortungskonzepts. 
Gesellschaftliche Verantwortung durch Unter-
nehmen benötigt Zeit, und zwar sowohl grund-
sätzlich als auch in ihrer konkreten kulturellen 
Ausprägung.

Effizienz und Unvollkommenheit

„Unvollständige Regulierung, Marktunvoll-
kommenheiten, Informationsasymmetrien sowie 
unvollständige Verträge um und im Unternehmen 
schaffen einen Handlungsraum für die Akteure, 
der durch das erwerbswirtschaftliche Prinzip 
weder ausreichend beschrieben noch angemes-
sen gefüllt wird. Dies öffnet unternehmerische 
Geschäftsmodelle für andere Erwägungen, ins-
besondere für die Wahrnehmung gesellschaftli-
cher Einbettung“ (Hüther 2015).

Der konkrete Wettbewerbsrahmen für die 
Unternehmen definiert zugleich die Bedingun-
gen ihrer Verantwortungsübernahme. Hier geht 
es um Marktstruktur und deren Veränderung im 
Zeitablauf (volkswirtschaftlicher Strukturwan-
del). Zwei dichotome Positionen lassen sich dafür 
beschreiben, die sich mit den bereits erwähnten 
Milton Friedman und Edmund Phelps verbinden:

Im Sinne einer Effizienzperspektive ist im 
Wettbewerb von den Unternehmen ihre Ergeb-
nisverantwortung gefordert und weiter nichts; 
sie haben mit ihren Geschäftsmodellen einen 
mit Blick auf das wirtschaftliche Ergebnis opti-
malen Ertrag zu erwirtschaften. Dies entspricht 
der Position, wie sie konsistent Milton Friedman 
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definiert hat: „The view has been gaining wides-
pread acceptance that corporate officials and la-
bor leaders have a ‘social responsibility’ that goes 
beyond serving the interest of their stockholders 
or their members. This view shows a fundamen-
tal misconception of the character and nature of 
a free economy. In such an economy, there is one 
and only one social responsibility of business – to 
use its resources and engage in activities desig-
ned to increase its profits so long as it stays within 
the rules of the game“ (Friedman 1962/2002, S. 
133).

Denn „a corporation is an 
artificial person and in this 
sense may have artificial re-
sponsibilities, but ‚business‘ 
as a whole cannot be said to 
have responsibilities, even in 
this vague sense“ (Friedman 
1970, S. 33). Und: Diejenigen, 
die eine gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen postulieren, „are preaching pure 
and unadulterated socialism“ (ebd.). Friedman 
hat diese Überspitzung freilich später selbst 
relativiert:„Maximizing profits is an end from the 
private point of view; it is a means from the social 
point of view“ (Friedman 2005).

Im Sinne einer Unvollkommenheitspers-
pektive kann man darauf hinweisen, dass Un-
ternehmen als Akteure im gesellschaftlichen 
Raum unvermeidlich in einem umfassenderen 
Verantwortungskontext stehen. Zu der Ergebnis-
verantwortung gesellen sich dann die Reputati-
onsverantwortung – d.h. die Verantwortung für 
die eigene Akzeptanz in der Gesellschaft – und 
die Ordnungsverantwortung – d.h. die Verant-
wortung für Regeln und die Regelfindung. Ed-
mund Phelps hat dies aus Sicht der ökonomischen 

Theorie so gefasst: „The prevalence of such al-
truistic conduct in non-Walrasian markets con-
tributes to their economic efficiency. Certainly 
it reduces the risks and anxieties of being che-
ated or exploited. Beyond that, it tends to im-
prove market resource allocation by lowering 
the transaction costs of an informational origin 
that society pays in doing business and running 
markets. [...] Mutual trust in the adherence to 
some contract or obligation will often permit a 
resource allocation that is superior for everyone 
to any allocation reached by the noncooperative 

actions of distrustful individu-
als. Paradoxically, the presence 
of these altruistic virtues in the 
real non- Walrasian world, with 
its vast potential for damage and 
waste, may make the Walrasi-
an perfect-information model a 
more accurate description than 

it could be if these virtues were absent“ (Phelps 
1975, S. 5f.).

Beide Sichtweisen adressieren mit ihren 
Leitbegriffen Effizienz und Unvollkommenheit 
unterschiedliche Marktformen. Friedman geht 
davon aus, dass in vollkommenen und informati-
onseffizienten Märkten bei unbeschränkter Wir-
kung des Preismechanismus die Produktion kei-
ne technologischen externen Effekte verursacht 
und denkbare Informationsasymmetrien ohne 
Transaktionskosten überwunden werden können. 
Unternehmen schaffen dann in Reaktion auf den 
technischen Fortschritt und den laufenden Wan-
del der Nachfrage neue Kapazitäten, so dass In-
novationen die gesamtwirtschaftliche Effizienz 
steigern, die Konsummöglichkeiten erweitern 
und den Wohlstand erhöhen.

Phelps weist hingegen darauf hin, dass im 

Unternehmen stehen in 
einem umfassenderen Verant-
wortungskontext. Zur Ergeb-

nisverantwortung gesellen sich 
Reputationsverantwortung und 

Ordnungsverantwortung.

IV WIRTSCHAFTSETHIK UND UNTERNEHMEN
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Falle von Marktunvollkommenheiten altruisti-
sches Verhalten die Markteffizienz steigern kann, 
weil es Transaktionskosten senkt und Informati-
onsasymmetrien zu überwinden hilft. Anders 
gewendet: Solches Verhalten, das wir auch als 
Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung 
beschreiben können, generiert Sozialkapital 
und fungiert als Steuerungsressource, vor allem 
dort, wo marktliche Kooperation alleine nicht 
ausreicht. Man kann die Positionsdifferenz auch 
darin markieren, ob „unter wettbewerbswirt-
schaftlichen Bedingungen Unternehmensethik 
überhaupt möglich ist“ oder „ob im Rahmen 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung Unterneh-
mensethik überhaupt nötig sei“ 
(Ulrich 1996, S. 138).

Offen bleibt bei beiden Be-
trachtungen die Frage, wie die 
Regeln entstehen, die eine Op-
timierung der Marktergebnisse 
durch Korrektur von Unvoll-
kommenheiten ermöglichen, und welche Funkti-
on dabei Unternehmen wahrnehmen können und 
sollen. Hier geht es um die Ordnungs(mit)verant-
wortung der Unternehmen, die in der wirtschaft-
sethischen Literatur der letzten Dekade verstärkt 
thematisiert wurde (Beckmann 2010; Enste 2015; 
Homann 2006, Pies – Hielscher 2008). Ebenso 
bleibt offen, wie das Konzept der Reputations-
verantwortung integriert werden kann, das in 
besonderer Weise auf die gesellschaftliche „Li-
cence to operate“ reflektiert und dadurch dem 
Unternehmen zusätzliche Anforderungen stellt. 
In diesem Fall müssen Unternehmen deutlich 
mehr tun als nur Konsumentenwünsche best-
möglich zu befriedigen, indem beispielsweise 
ein Reputationsmanagement entwickelt wird, das 
auf die Produkte und Prozesse im Unternehmen 

nicht nur zurückwirkt, sondern von daher getra-
gen wird. Die Reputationsverantwortung richtet 
sich allerdings nicht nur an die Öffentlichkeit, 
sondern allein schon aus Gründen der Konsistenz 
und Glaubwürdigkeit ebenso an die Belegschaft 
(Ulrich 1996, S. 158).

In diesem erweiterten Verantwortungskon-
zept für Unternehmen spiegeln sich jene Funk-
tionen, die eine Gesellschaft im Sinne moderner 
Rationalisierung ganz grundsätzlich Organi-
sationen zuweist: (1) Unsicherheitsabsorption, 
(2) Kompensation von Autoritätsverlusten, (3) 
Interdependenzunterbrechung, (4) Systeminteg-
ration, (5) Sozialintegration und (6) Außenkom-

munikationsfähigkeit. Damit 
wird die isolierte Betrachtung 
von Unternehmen, wie sie im 
ökonomischen Mainstream vor-
herrscht, aufgehoben zugunsten 
einer vielschichtigen Perspek-
tive, die sowohl die Wirkungen 

des Unternehmens in die Gesellschaft als auch 
deren Bedingungen und Anforderungen einbe-
zieht. Anders gewendet: Die sozialen Vorteile 
des Unternehmens fallen zwar systematisch un-
ternehmensintern an, sind aber gesellschaftlich 
bedeutsam und mobilisierbar. Zugleich sind Or-
ganisationen – wie Unternehmen – gut beraten, 
„in die gesellschaftstheoretische Aufklärung der 
Bürger“ zu investieren, und zwar einerseits zur 
Sicherung des unternehmensspezifischen Repu-
tationskapitals sowie andererseits zur Stärkung 
organisatorisch-institutioneller Lernfähigkeit 
(Waldkirch 2002, S. 182f.). Reputationsverant-
wortung und die Ordnungsmitverantwortung 
lassen grüßen.

Die sozialen Vorteile des 
Unternehmens fallen zwar sys-
tematisch unternehmensintern 
an, sind aber gesellschaftlich 
bedeutsam und mobilisierbar. 
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Tugend und Interessen

„Bei der ‚gesellschaftlichen Verantwortung 
von Unternehmen‘ geht es darum, den Unterneh-
men zusätzlich zu ihrer Verantwortung gegen-
über den Shareholdern eine Verantwortung für 
das Gemeinwohl, für öffentliche Aufgaben, für 
Stakeholder-Gruppen zuzusprechen“ (Homann 
2004, S. 3).

Der Blick auf die gesellschaftliche Verant-
wortung von Unternehmen hat in zwei Dimen-
sionen auf die Handlungsbedingungen dieser 
Institutionen verwiesen: das Zeitregime und das 
Marktregime. Unabhängig da-
von stellt sich die Frage, wie die 
moralische Disposition des Ein-
zelnen im Unternehmen und für 
das Unternehmen zu bewerten 
ist. Ökonomen haben traditionell eine große Dis-
tanz zu dieser Frage, weil man leicht Gefahr läuft, 
einen Vorteil der Marktwirtschaft aus dem Auge 
zu verlieren. Diese Wirtschaftsordnung spart, 
was systematisch knapp ist: individuelle Moral. 
Zugleich hat sie den großen Charme, nach den 
Motiven der Akteure nicht zu fragen, sondern 
lediglich darauf zu achten, dass sie einerseits zu 
regelgerechten Handlungen (also im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen) führen und anderer-
seits die Verantwortung gemäß den genannten 
Grundsätzen „neminem laede“ und „pacta sunt 
servanda“ akzeptieren. Walter Eucken hat es so 
formuliert: „Von den Menschen darf nicht gefor-
dert werden, was allein die Wirtschaftsordnung 
leisten kann: ein harmonisches Verhältnis zwi-
schen Einzelinteresse und Gesamtinteresse her-
zustellen“ (Eucken 1952, S. 368).

So richtig es ist, dass die Rahmenordnung 

des Wirtschaftssystems der systematische Ort 
der Moral ist, so richtig ist es ebenso, dass die 
Rahmenordnung nicht der einzige Ort der Mo-
ral in unserem Wirtschaftssystem ist. Aber noch 
einmal, um nicht Gefahr zu laufen, die Bedro-
hung zu verkennen, die aus Gesinnungsnormen 
resultiert: „Der höchste wirtschaftsethische Wert 
im Kollektivismus heißt Gemeinnutz“, und „in 
geschlossenen Gesellschaften führt dies auf 
den ‚Weg zur Knechtschaft‘ (Hayek 1944)“, so 
Giersch (Giersch 2001, S. 258 u. 265). Die Frei-
heitsgesellschaft lebt von der Kompetenz des 
Einzelnen, für sich Entscheidungen zu treffen 
und die Folgen zu verantworten. Damit der da-

für bedeutsame Eigennutz seine 
schädlichen Wirkungen nicht 
entfalten kann, bedarf es des in-
tensiven Wettbewerbs in Form 
wiederholter Spiele mit einer 

wirksamen Enteignungsandrohung durch den 
Markt (Eucken).

Doch drängen sich Fragen auf, die mit Ver-
weis auf Freiheit, Eigennutz und Wettbewerb 
nicht zu beantworten sind. (1) Wie entstehen die 
guten Regeln, die die Wettbewerbsordnung be-
gründen und absichern? (2) Woran richten wir 
unser Handeln und Unterlassen aus, wenn ein 
Rekurs auf explizite Regeln nicht möglich ist, 
wenn wir quasi unterhalb des Radars der Regeln 
und Institutionen im Alltag aufeinander treffen? 
(3) Was gibt uns Orientierung, wenn wir „ohne 
Geländer“ (Hannah Arendt) denken und urteilen 
müssen? Wir suchen keine Gesinnungsvorgabe, 
sondern vielmehr eine Haltung des Einzelnen, die 
auf die guten Sitten und die Üblichkeiten einer 
Gesellschaft Bezug nimmt. Es geht darum, dass 
wir vertrauen können, und zwar sowohl auf die 
Fairness sowie Angemessenheit der Institutionen 

Diese Wirtschaftsordnung 
spart, was systematisch knapp 

ist: individuelle Moral.
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und Regeln als auch auf das Fairplay der anderen 
im System wiederholter, aber auch einmaliger 
Spiele.

Durch die Verantwortung, die über das Er-
gebnis des Unternehmens hinausweist, wird die 
im ökonomischen Diskurs verankerte Öffentli-
che Gut-Problematik relevant. Dies begründet 
Dilemmata über Interessengegensätze hinaus 
und damit eine grundsätzliche Instabilität einer 
unternehmerischen Orientierung auf den öffentli-
chen Raum und gesellschaftliche Verantwortung. 
Für die entsprechende Stabilisierung und Kor-
rektur sind das Rechtssystem und seine Sankti-
onsbewehrung von Bedeutung, aber ebenso die 
Informationsgenerierung und Wirkungstranspa-
renz in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Eli-
nor Ostrom hielt in ihrer Nobelpreisrede aus dem 
Jahr 2009 hierzu fest:

„Die jüngeren theoretischen Überlegungen 
über Lernprozesse und Normakzeptanz der Ein-
zelnen können uns helfen zu verstehen, wie Feed-
back-Mechanismen positive und negative Lern-
prozesse verstärken und wie Individuen mehr 
Vertrauen zueinander gewinnen, was letztlich zu 
verstärkter Kooperation und zu höheren Leistun-
gen führt. Es geht nicht nur darum, dass Indivi-
duen Normen akzeptieren, sondern auch darum, 
dass aus der jeweiligen Struktur heraus genügend 
Informationen generiert werden über das wahr-
scheinliche Verhalten anderer als glaubwürdige 
Gegenüber, die ihren Anteil an den Kosten zur 
Überwindung des Dilemmas tragen“ (zitiert nach 
Beckenkamp 2012, S. 51).

Das Ineinandergreifen von individueller Hal-
tung und deren Spiegelung in kollektiven Stra-
tegien, wie es für Unternehmen durch das Ma-
nagement der Fall ist, und von institutionellen 
Bedingungen, sei es formal durch den Staat ge-
setzt oder informell durch Übung und Tradition, 
definiert jenen Raum für Reziprozität, der eine 
zusätzliches Maß an Verantwortungsübernahme 
Wirklichkeit werden lässt. Unternehmen als Ak-
teure des öffentlichen Raums müssen somit selbst 
die Einsicht in solche Normen jenseits von Markt 
und Staat erbringen, zugleich bedarf es einen 
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gesellschaftlichen Umfelds – eines wahrhaft öf-
fentlichen Raums im Sinne Hannah Arendts, das 
dieses befördert und legitimiert. So verändert 
eine neue „Licence to operate“ nicht nur die Un-
ternehmen, sondern auch den öffentlichen Raum. 
Die Bürgergesellschaft muss durch Informations-
gewinnung und Informationswürdigung ihren 
Beitrag leisten. In jedem Fall ist der Blick auf den 
Einzelnen und seine grundsätzliche Disposition 
zur Tugend – zur Bürgertugend – zu richten. Eine 
ökonomische Theorie, die dies ebenso ausblendet 
wie die historische Zeit und die Unvollkommen-
heit der Realität bietet keine Orientierung, son-
dern Glasperlenspiele.
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